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I. Editorial 

 

In der vorliegenden Ausgabe des HSI-Reports präsentieren wir Ihnen die aktuellen Entwick-

lungen auf dem Gebiet des europäischen Arbeits- und Sozialrechts im 1. Quartal 2022. 

Die Entscheidung des EuGH in der Rs. HR Rail (v. 10.02.2022 – C-485/20) könnte große 

Bedeutung für die Rechtsstellung von Beschäftigten mit Behinderung erlangen. Amélie Sut-

terer-Kipping, die wir im Januar 2022 als wissenschaftliche Referentin am HSI herzlich be-

grüßt haben, arbeitet in ihrer Urteilsanmerkung heraus, wie der EuGH das Gebot, angemes-

sene Vorkehrungen für Menschen mit Behinderung zu treffen, für deren Kündigungsschutz 

fruchtbar macht. Der Gerichtshof stellt u.a. fest, dass vor der Kündigung von Beschäftigten in 

der Probezeit vorrangig geprüft werden muss, ob angemessene Vorkehrungen, zu denen 

auch eine Versetzung an einen geeigneten Arbeitsplatz zählen kann, ergriffen werden kön-

nen. 

Berichtet wird über weitere Verfahren vor dem EuGH, von denen einige bereits im Fokus der 

öffentlichen Diskussion standen: So ist sein Urteil im Daimler-Verfahren (v. 17.03.2022 – C-

232/20) zur Höchstdauer der Überlassung von Leiharbeitnehmer*innen ergangen. Da der 

EuGH darin bei der Auslegung des Begriffs „vorübergehend“ den Beurteilungsspielraum der 

nationalen Gerichte betont hat, ist der Ausgang des Verfahrens vor dem BAG weiter offen. In 

der Rs. Leistritz geht es darum, ob ein Mitgliedstaat einen gegenüber der DSGVO erhöhten 

Kündigungsschutz für Datenschutzbeauftragte vorsehen kann. Dies hat Generalanwalt de la 

Tour in seinem Plädoyer (v. 27.01.2022 – C-534/20) bejaht. Im österreichischen Verfahren 

zur Faktorisierung von Kindergeld für Kinder, die im EU-Ausland leben, nach der dortigen 

Kaufkraft wurde ebenfalls der Schlussantrag gestellt (v. 20.01.2022 – C‑328/20 – Kommis-

sion / Österreich). 

Der EGMR hatte im Dezember 2021 über Gewerkschaftsrechte für Strafgefangene in Russ-

land zu entscheiden (EGMR v. 07.12.2021 – Nr. 29582/09 – Jakutischer republikanischer 

Gewerkschaftsbund/Russland). Er hat herausgestellt, dass auch diese sich auf die Vereini-

gungsfreiheit berufen können. Alllerdings kommt er zu dem Ergebnis, dass das im Verfahren 

in Rede stehende, an den klagenden Gewerkschaftsbund gerichtete Verbot, auch Strafge-

fangene zu organisieren, nicht als Verletzung von Art. 11 EMRK zu qualifizieren sei. Jacque-

line Stein (Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg und Promotionsstipendiatin der Hans-

Böckler-Stiftung), die sich dem Thema der Gefangenengewerkschaften in ihrer Doktorarbeit 

widmet, beleuchtet in ihrer Urteilsanmerkung die Entscheidung einschließlich des Minder-

heitsvotums.  

Auch in weiteren Verfahren vor dem EGMR ging es um Gewerkschaftsrechte: Die Vertrags-

staaten der EMRK sind verpflichtet, ein Rechtssystem einzurichten, das einen echten und 

wirksamen Schutz gegen gewerkschaftsfeindliche Diskriminierung gewährleistet (EGMR v. 

08.03.222 – Nr. 12736/10 – Zakharova u.a. / Russland). Außerdem ist die juristische Aufar-

beitung der Corona-Pandemie beim Gerichtshof angekommen: Der EGMR hat ein pande-

miebedingtes Verbot einer gewerkschaftlichen Versammlung in der Schweiz als Verstoß ge-

gen Art. 11 EMRK angesehen (EGMR v. 15.03.2022 – Nr. 21881/20 – Genfer Gemeinschaft 

für Gewerkschaftliche Aktion (CGAS) / Schweiz). 
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Der Europäische Ausschuss für soziale Rechte, der über die Einhaltung der Europäi-

schen Sozialcharta und der Revidierten Sozialcharta von 1996 wacht, hat die ineffiziente Ar-

beit der belgischen Arbeitsaufsichtsbehörde bei der Aufdeckung und Verhinderung von 

Scheinpraktika als Verstoß gegen Art. 4 § 1 der RESC angesehen. 

Der Krieg in der Ukraine hat derzeit in verschiedener Hinsicht Auswirkungen auf die aktuel-

len Entwicklungen im europäischen Arbeits- und Sozialrecht. Auf EU-Ebene werden Maß-

nahmen der Unterstützung für ukrainische Flüchtlinge koordiniert. Die russische Föderation 

ist aus dem Europarat ausgeschlossen worden und somit keine Vertragspartei der EMRK 

mehr. Verfahren wegen Handlungen bis zu diesem Zeitpunkt können aber weiterhin eingelei-

tet werden. Auch der Status Russlands als Vertragspartei der Revidierten Europäischen So-

zialcharta hat geendet.  

Unter den weiteren Entwicklungen ist der Entwurf der EU-Kommission für eine Richtlinie 

über die Sorgfaltspflichten von Unternehmen vom 23.02.2022 hervorzuheben. Im Rahmen 

der ILO hat der Sachverständigenausschuss für die Durchführung der Übereinkommen und 

Empfehlungen seinen Bericht und seinen General Survey zu den Arbeitsbedingungen von 

Pflegepersonal und Hausangestellten veröffentlicht sowie den Jahresbericht des Ausschus-

ses für Vereinigungsfreiheit angenommen. 

Wir wünschen eine anregende Lektüre und freuen uns über Rückmeldungen an  

hsi@boeckler.de. 

 

Die Herausgebenden  

Dr. Johanna Wenckebach, Prof. Dr. Martin Gruber-Risak und Prof. Dr. Daniel Hlava 

 

 zurück zur Übersicht 

mailto:hsi@boeckler.de
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II. Anmerkung zum EuGH 
 

Versetzung als milderes Mittel gegenüber der Kündigung von Beschäftigten 
mit Schwerbehinderung auch in der Probezeit 

– Anmerkung zu EuGH v. 10.02.2022 – C-485/20 – HR RAIL 

 

von Amélie Sutterer-Kipping, wissenschaftliche Referentin am Hugo Sinzheimer Institut 

Zitiervorschlag: Sutterer-Kipping, HSI-Report 1/2022, S. 5 

 

 

1. Sachverhalt und Verfahrensgang 

 

Der Kläger des Ausgangsverfahrens wurde von der HR Rail, einzige Arbeitgeberin der Be-

diensteten der belgischen Eisenbahngesellschaft, als Facharbeiter für die Wartung und In-

standhaltung der Schienenwege eingestellt. Im November 2016 begann er seine Probezeit 

bei Infrabel, einer juristischen Person, die als „Infrastrukturbetreiberin“ der belgischen Eisen-

bahn fungiert. Im Dezember 2017 wurde beim Kläger des Ausgangsverfahrens in der Probe-

zeit ein Herzproblem diagnostiziert, das das Einsetzen eines Herzschrittmachers erforderlich 

machte. Dabei handelt es sich um ein Gerät, das empfindlich auf elektromagnetische Felder 

reagiert, die u.a. in Gleisanlagen auftreten. Aus diesem Grund stellte der belgische Service 

public fédéral Securité sociale (Föderaler öffentlicher Dienst Soziale Sicherheit) eine Behin-

derung des Klägers fest. Im Juni 2018 erklärte das mit der Beurteilung der medizinischen 

Eignung von endgültig eingestellten (statutarische) Bediensteten der belgischen Eisenbahn 

betraute Centre régional de la médecine de l'administration (Regionales Zentrum für Verwal-

tungsmedizin, Belgien) den Kläger des Ausgangsverfahren für ungeeignet, die Funktionen, 

für die er eingestellt worden war, zu erfüllen. Er wurde daraufhin innerhalb desselben Unter-

nehmens als Lagerist eingesetzt.  

Am 26.09.2018 informierte der leitende Berater von HR Rail den Kläger des Ausgangsver-

fahrens über seine Entlassung zum 30.09.2018, und zwar mit einem für die Dauer von fünf 

Jahren geltenden Verbot einer Wiedereinstellung in der Besoldungsgruppe, in der er einge-

stellt worden war. Einen Monat später teilte der Generaldirektor von HR Rail dem Kläger des 

Ausgangsverfahrens mit, dass seine Probezeit beendet worden sei, da es ihm endgültig völ-

lig unmöglich sei, die Aufgaben, für die er eingestellt worden sei, zu erfüllen. Anders als für 

fest eingestellte (statutarische) Bedienstete sei für Bedienstete in der Probezeit, bei denen 

eine Behinderung anerkannt wurde und die daher nicht mehr in der Lage seien, ihre Tätigkeit 

auszuüben, gemäß der Satzung und der für die Bediensteten der belgischen Eisenbahn gel-

tenden Regelung keine Verwendung an einem anderen Arbeitsplatz innerhalb des Unterneh-

mens vorgesehen. Der Kläger des Ausgangsverfahrens erhob vor dem Conseil d’État 

(Staatsrat, Belgien) Klage und beantragte, die Entscheidung vom 26.09.2018, mit der er über 

seine Entlassung zum 30.09.2018 informiert wurde, für nichtig zu erklären. Das vorlegende 

Gericht legt dar, dass der Kläger des Ausgangsverfahrens aufgrund seines Gesundheitszu-

stands im Sinne des Gesetzes als „behindert“ einzustufen sei. Allerdings werde die Frage, 

ob unter „angemessene Vorkehrungen“ im Sinne von Art. 5 der Richtlinie auch die Möglich-

keit zu verstehen ist, eine Person, die aufgrund ihrer Behinderung nicht mehr in der Lage ist, 

die gleiche Tätigkeit auszuüben wie vor dem Eintritt ihrer Behinderung, an einem anderen 

https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=253723&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1
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Arbeitsplatz einzusetzen, in der nationalen Rechtsprechung uneinheitlich beurteilt. Das Ge-

richt setzte das Verfahren daher aus und legte dem EuGH folgende Frage vor: „Ist Art. 5 der 

Richtlinie 2000/78/EG dahin auszulegen, dass der Begriff ‚angemessene Vorkehrungen für 

Menschen mit Behinderung‘ im Sinne dieses Artikels impliziert, dass ein Arbeitnehmer – und 

zwar auch derjenige, der nach seiner Einstellung eine Probezeit absolviert –, der aufgrund 

seiner Behinderung für ungeeignet erklärt wurde, die wesentlichen Funktionen seiner bisheri-

gen Stelle zu erfüllen, auf einer anderen Stelle einzusetzen ist, für die er die notwendige 

Kompetenz, Fähigkeit und Verfügbarkeit aufweist?“  

Das Vorlageverfahren wirft zwei maßgebliche Fragen auf: Erstens ist zu entscheiden, ob 

auch Personen, die sich noch in der Probezeit befinden, in den Anwendungsbereich der 

Richtlinie fallen (a). In einem zweiten Schritt ist zu bestimmen, welche Tragweite der Begriff 

„angemessene Vorkehrungen“ im Sinne von Art. 5 der Richtlinie im Hinblick auf die Verwen-

dung einer Person mit Behinderung an einem anderen Arbeitsplatz innerhalb des Unterneh-

mens hat (b). 

 

2. Entscheidungsgründe 

 

2.1 Geltungsbereich der Richtlinie – Bahnarbeiter in Probezeit entlassen 

Der Gerichtshof stellt zur Beantwortung der ersten Vorlagefrage einleitend fest, dass sich so-

wohl aus dem Titel und den Erwägungsgründen als auch aus dem Inhalt und der Zielsetzung 

der Richtlinie 2000/78/EG ergibt, dass diese einen allgemeinen Rahmen schaffen soll, der 

gewährleistet, dass jeder „in Beschäftigung und Beruf“ gleichbehandelt wird, indem sie allen 

Betroffenen einen wirksamen Schutz vor Diskriminierungen aus einem der in ihrem Art. 1 ge-

nannten Gründe bietet, zu denen die Behinderung zählt.1 Art. 3 Abs. 1 der Richtlinie 

2000/78/EG sei weit genug gefasst, um auch Personen einzuschließen, die nach der Einstel-

lung durch den Arbeitgeber zu Zwecken ihrer Ausbildung eine Probezeit absolvieren. Gemäß 

Art. 3 Abs.1 Buchst. a und b gelte die Richtlinie allgemein für die Bedingungen des Zugangs 

zu unselbstständiger und selbstständiger Erwerbstätigkeit. Ihr Regelungsbereich betreffe den 

Zugang zu allen Formen und allen Ebenen der Berufsberatung, der Berufsausbildung, der 

beruflichen Weiterbildung und der Umschulung. Aus dieser Bestimmung ergebe sich ein wei-

ter Anwendungsbereich, der auch den Fall von Arbeitnehmer*innen erfasse, die nach der 

Einstellung durch ihren Arbeitgeber zu Ausbildungszwecken eine Probezeit absolvieren. Au-

ßerdem weist der Gerichtshof darauf hin, dass er bereits entschieden hat, dass der Arbeit-

nehmerbegriff im Sinne von Art. 45 AEUV ff., der dem Arbeitnehmerbegriff der Richtlinie 

2000/78/EG entspricht2, „auch Personen erfasst, die einen Vorbereitungsdienst ableisten 

oder in einem Beruf Ausbildungszeiten absolvieren, die als eine mit der eigentlichen Aus-

übung des betreffenden Berufs verbundene praktische Vorbereitung betrachtet werden kön-

nen, wenn diese Zeiten unter den Bedingungen einer tatsächlichen und echten Tätigkeit im 

Lohn- oder Gehaltsverhältnis für einen Arbeitgeber nach dessen Weisung absolviert wer-

den“.3  

 

 

 
1 EuGH v. 10.02.2022 – C-485/20 – HR Rail, Rn. 26; mit Verweis auf EuGH v. 15.07.2021 – C‑795/19 

– Tartu Vangla, Rn. 26 und die dort angeführte Rechtsprechung, s. Erl. in HSI-Report 3/2021, S. 32. 
2 EuGH v. 19.07.2017 – C‑143/16 – Abercrombie & Fitch Italia, Rn. 19. 
3 EuGH v. 09.07.2015 – C‑229/14 – Balkaya, Rn. 50 und die dort angeführte Rechtsprechung. 

https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=253723&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=244186&pageIndex=0&doclang=de&mode=lst&dir=&occ=first&part=1&cid=925420
https://www.hugo-sinzheimer-institut.de/faust-detail.htm?sync_id=HBS-008175
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=192986&pageIndex=0&doclang=DE&mode=lst&dir=&occ=first&part=1&cid=925545
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=165652&pageIndex=0&doclang=de&mode=lst&dir=&occ=first&part=1&cid=925716
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2.2 Tragweite des Art. 5 RL 2000/78/EG, „angemessene Vorkehrungen“ – Anspruch auf 

Verwendung auf anderer geeigneter Stelle? 

Zur Beantwortung der Frage, ob der Begriff „angemessene Vorkehrungen für Menschen mit 

Behinderung“ in Art. 5 der Richtlinie 2000/78/EG beinhaltet, dass ein Arbeitnehmer, der auf-

grund seiner Behinderung nicht (mehr) in der Lage ist, seine bisherige berufliche Funktion 

auszuüben, auf einer anderen Stelle einzusetzen ist, führt der Gerichtshof zunächst allge-

mein aus, dass die Richtlinie 2000/78/EG nach Möglichkeit in Übereinstimmung mit der UN-

Behindertenrechtskonvention auszulegen ist.4 Gemäß Art. 2 Abs. 3 dieser Konvention um-

fasse die Diskriminierung aufgrund von Behinderung alle Formen der Diskriminierung, ein-

schließlich der Versagung angemessener Vorkehrungen. Aus Art. 5 der Richtlinie 

2000/78/EG ergebe sich, dass angemessene Vorkehrungen zu treffen seien, um die Anwen-

dung des Gleichbehandlungsgrundsatzes auf Menschen mit Behinderung zu gewährleisten. 

Der Arbeitgeber habe also die geeigneten und im konkreten Fall erforderlichen Maßnahmen 

zu ergreifen, um den Menschen mit Behinderung den Zugang zur Beschäftigung, die Aus-

übung eines Berufs, den beruflichen Aufstieg und die Teilnahme an Aus- und Weiterbil-

dungsmaßnahmen zu ermöglichen, es sei denn, diese Maßnahmen würden ihn unverhältnis-

mäßig belasten.  

Der Gerichtshof verweist ferner auf seine bisherige Rechtsprechung5, wonach der 20. Erwä-

gungsgrund der Richtlinie, der auf geeignete Maßnahmen Bezug nimmt – darunter „wirk-

same und praktikable Maßnahmen, um den Arbeitsplatz der Behinderung entsprechend ein-

zurichten, zum Beispiel durch eine entsprechende Gestaltung der Räumlichkeiten oder eine 

Anpassung des Arbeitsgeräts, des Arbeitsrhythmus, der Aufgabenverteilung oder des Ange-

bots an Ausbildungs- und Einarbeitungsmaßnahmen“ – eine nicht abschließende Aufzählung 

geeigneter Maßnahmen enthält, die die Arbeitsumgebung, die Arbeitsorganisation und/oder 

die Aus- und Fortbildung betreffen können, während die Definition des Begriffs „angemes-

sene Vorkehrungen“ nach Art. 5 der Richtlinie im Licht von Art. 2 Abs. 4 der UN-Behinderten-

rechtskonvention eine weite ist. Diese Maßnahmen könnten somit auch die Ergreifung von 

Maßnahmen durch den Arbeitgeber umfassen, die es dieser Personen ermöglichen, ihre Be-

schäftigung zu behalten – z. B. durch die Versetzung auf einen anderen Arbeitsplatz.  

Der Gerichtshof schließt sich damit dem Schlussantrag des Generalanwalts6 an, wonach es 

im Rahmen „angemessener Vorkehrungen“ im Sinne von Art. 5 der Richtlinie 2000/78/EG 

eine geeignete Maßnahme darstellen kann, einen Arbeitnehmer, der wegen des Entstehens 

einer Behinderung für seinen Arbeitsplatz endgültig ungeeignet geworden ist, an einem an-

deren Arbeitsplatz zu verwenden. Eine solche Auslegung sei mit diesem Begriff vereinbar, 

der dahin zu verstehen sei, dass er die Beseitigung der verschiedenen Barrieren umfasst, 

die die volle und wirksame Teilhabe von Menschen mit Behinderung am Berufsleben, gleich-

berechtigt mit den anderen Arbeitnehmern, behindern.7  

Gleichwohl betont der Gerichtshof, dass Art. 5 der Richtlinie 2000/78/EG den Arbeitgeber 

nicht dazu verpflichten kann, Maßnahmen zu ergreifen, die ihn unverhältnismäßig belasten. 

Aus dem 21. Erwägungsgrund der Richtlinie ergebe sich, dass bei der Prüfung der Frage, ob 

diese Maßnahmen zu übermäßigen Belastungen führen, insbesondere der mit ihnen verbun-

dene finanzielle Aufwand sowie die Größe, die finanziellen Ressourcen und der Gesamtum-

satz der Organisation oder des Unternehmens und die Verfügbarkeit von öffentlichen Mitteln 

oder anderen Unterstützungsmöglichkeiten zu berücksichtigen seien. Schließlich führt der 

 
4 EuGH v. 21.10.2021 – C‑824/19 – Komisia za zashtita ot diskriminatsia, Rn. 59 und die dort ange-

führte Rechtsprechung, s. auch die Erl. in HSI-Report 4/2021, S. 32 f. 
5 EuGH v. 11.04.2013 – C‑335/11 und C‑337/11 – HK Danmark, Rn. 49.  
6 Schlussanträge von Generalanwalt Rantos v. 11.11.2021 – C-485/20 – HR RAIL, Rn. 69. 
7 EuGH v. 11.04.2013 – C‑335/11 und C‑337/11 – HK Danmark, Rn. 54. 

https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=247862&pageIndex=0&doclang=de&mode=lst&dir=&occ=first&part=1&cid=925849
https://www.hugo-sinzheimer-institut.de/faust-detail.htm?sync_id=HBS-008233
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=136161&pageIndex=0&doclang=de&mode=lst&dir=&occ=first&part=1&cid=926046
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=253723&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=136161&pageIndex=0&doclang=de&mode=lst&dir=&occ=first&part=1&cid=926046
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Gerichtshof aus, dass die Möglichkeit, eine Person mit Behinderung an einen anderen Ar-

beitsplatz zu verwenden, voraussetzt, dass es zumindest eine freie Stelle gibt, die der Betref-

fende einnehmen kann.  

 

3. Kommentar 

 

Der Schutz vor Diskriminierungen wegen einer Behinderung hat in der Rechtsprechung des 

EuGH große Bedeutung.8 Die Integration von Menschen mit Behinderung in die Arbeitswelt 

und die Ermöglichung einer gleichberechtigten gesellschaftlichen Teilhabe ist eine der zent-

ralen politischen Fragen in der EU. Zwar hat die europäische Strategie zugunsten von Men-

schen mit Behinderung 2010-2020 den Weg für ein barrierefreies Europa geebnet. So geht 

aus der Evaluierung9 hervor, dass sie in einigen Bereichen, insbesondere was die barriere-

freie Teilhabe für Menschen mit Behinderungen und die Förderung ihrer Rechte angeht, zu 

einem positiven Wandel beitragen konnte, gleichwohl sind Menschen mit Behinderungen 

beim Zugang zu Gesundheitsversorgung, Bildung, Beschäftigung und Freizeitaktivitäten so-

wie bei der Teilhabe am politischen Leben nach wie vor mit erheblichen Hindernissen kon-

frontiert.10 Sie sind häufiger von Armut und sozialer Ausgrenzung bedroht (28,4 %) als Men-

schen ohne Behinderung (18,4 %).11 Für die mangelnde Teilhabe behinderter Menschen am 

Arbeitsleben sind nicht zuletzt eine unzureichende Anpassung von Arbeitsstätten, von Ar-

beitsplätzen und der gesamten Arbeitsorganisation an die Bedürfnisse der Behinderten ver-

antwortlich. So liegt die Beschäftigungsquote von Menschen mit Behinderungen deutlich 

niedriger. Demzufolge sieht der europäische Regelungsgeber zur Beseitigung der Barrieren, 

die die volle Teilhabe am Arbeitsleben einschränken, nicht nur ein abwehrrechtliches Diskri-

minierungsverbot als erforderlich an, sondern auch „positive“ Fördermaßnahmen, um die tat-

sächlichen Arbeitsbedingungen von behinderten und nicht behinderten Menschen anzuglei-

chen. Die RL 2000/78/EG setzt diesen Teilhabegedanken insbesondere durch die Verpflich-

tung zur Schaffung von „angemessenen, nicht unverhältnismäßigen Vorkehrungen“ in Art. 5 

um. Auch der Gerichtshof folgt mit seiner Entscheidung einem von der Fürsorge wegführen-

den und mehr an den Menschenrechten ausgerichteten Ansatz.12 

Der Gerichtshof hat zunächst entschieden, dass Probezeitbeschäftigte unter die Richtlinie 

2000/78/EG fallen. Der sachliche Anwendungsbereich erstreckt sich auf alle Stadien eines 

Dienst- und Arbeitsverhältnisses, von seiner Begründung über die Durchführung bis zur Be-

endigung. Gemäß Art. 3 Abs. 1 Buchstabe a gilt die Richtlinie für den Zugang zu unselbst-

ständiger und selbstständiger Erwerbstätigkeit, unabhängig von Branche, vom Tätigkeitsbe-

reich und der beruflichen Position sowie für den beruflichen Aufstieg.13 Unter Erwerbstätig-

keit fallen sämtliche Tätigkeiten, für die eine Person aus der angestrebten Tätigkeit eine Ge-

genleistung erhält, die zur Schaffung einer Lebengrundlage dient.14 Weiter erfasst Art. 3 Abs. 

 
8 Vgl. aus jüngerer Zeit EuGH v. 11.04.2013 – C‑335/11 und C‑337/11 – HK Danmark; EuGH v. 

04.07.2013 – C-312/11 – Kommission/Italien; EuGH v. 18.03.2014 – C-363/12 – Z.; EuGH v. 
22.05.2014 – C-356/12 – Glatzel; EuGH v. 18.12.2014 – C-354/13 – FOA; EuGH v. 01.12.2016 – C-
395/15 – Daouidi; EuGH v. 09.03.2017 – C-406/15 – Milkova; 18.01.2018 – C-270/16 – Ruiz Cone-
jero; EuGH v. 11.09.2019 – C-397/18 – Nobel Plastiques Ibérica; EuArbRK/Mohr, RL 2000/78/EG 
Art. 1, Rn. 28. 

9 Kommission (SWD (2020) 291 final): Evaluierung der Europäischen Strategie zugunsten von Men-
schen mit Behinderungen 2010-2020. 

10 Vertiefend zum barrierefreien Zugang zu Waren und Dienstleistungen Wenckebach/Welti, VuR 
2015, 209. 

11 COM(2021) 101 final, S. 2 ff. 
12 EuArbRK/Mohr, Art. RL 2000/78/EG Art. 1, Rn. 28. 
13 Schmidt/Senne, RdA 2002, 80, 82. 
14 Schmidt/Senne, RdA 2002, 80, 82. 

https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=253723&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=139105&pageIndex=0&doclang=FR&mode=req&dir=&occ=first&part=1
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=149388&pageIndex=0&doclang=de&mode=lst&dir=&occ=first&part=1&cid=926582
https://curia.europa.eu/juris/liste.jsf?num=C-356/12&language=DE
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=160935&pageIndex=0&doclang=de&mode=lst&dir=&occ=first&part=1&cid=926782
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=185743&pageIndex=0&doclang=de&mode=lst&dir=&occ=first&part=1&cid=926875
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=188752&pageIndex=0&doclang=DE&mode=lst&dir=&occ=first&part=1&cid=926960
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=198527&pageIndex=0&doclang=de&mode=lst&dir=&occ=first&part=1&cid=927074
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=198527&pageIndex=0&doclang=de&mode=lst&dir=&occ=first&part=1&cid=927074
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=217624&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1
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1 Buchstabe b den Zugang zu allen Formen und allen Ebenen der Berufsberatung, der Be-

rufsausbildung, der beruflichen Weiterbildung und der Umschulung, einschließlich der prakti-

schen Berufserfahrung. Folgerichtig kann es keine Rolle spielen, auf welcher Stufe der beruf-

lichen Entwicklung – Probezeit oder Festanstellung – sich der Betroffene befindet. Übergrei-

fender Zweck der Richtlinie ist es, einen allgemeinen Rahmen zu schaffen, der gewährleis-

tet, dass jeder „in Beschäftigung und Beruf“ gleichbehandelt wird, indem sie dem Betroffenen 

einen wirksamen Schutz vor Diskriminierungen aus einem der in ihrem Art. 1 genannten 

Gründe – darunter auch die Behinderung – bietet.15 Dementsprechend hat die Rechtspre-

chung des Gerichtshofs folgerichtig festgestellt, dass der Arbeitnehmerbegriff im Sinne der 

Richtlinie 2000/78 derselbe ist wie in Art. 45 AEUV und damit einen autonomen, einheitlichen 

Arbeitnehmerbegriff entwickelt, der mit Blick auf die Zwecksetzung der Richtlinie nicht eng 

auszulegen ist.16  

Auch zur Tragweite des Begriffs „angemessene Vorkehrungen“ im Sinne des Art. 5 Richtlinie 

2000/78 ist dem EuGH beizupflichten. Der EuGH bezieht sich insoweit zu Recht auf die UN-

Behindertenrechtskonvention („Übereinkommen der Vereinten Nationen über die Rechte von 

Menschen mit Behinderungen“), die von der EU mit Beschluss 2010/48/EG vom 26.11.2009 

ratifiziert worden ist (ABl.EU Nr. L 23/35).17 Nicht nur die Interpretation des Diskriminierungs-

verbots wegen einer Behinderung gem. Art. 1 und 2, sondern auch die Reichweite der Ver-

pflichtung der Arbeitgeber zur Förderung der beruflichen Tätigkeit behinderter Menschen 

gem. Art. 5 wird durch die UN-Behindertenrechtskonvention beeinflusst.18 Die Konvention 

umfasst nach Art. 2 Abs. 3 S. 2 UN-Behindertenrechtskonvention „alle Formen der Diskrimi-

nierung, einschließlich der Versagung angemessener Vorkehrungen“. Nach Art. 2 Abs. 4 

UN-Behindertenrechtskonvention sind angemessene Vorkehrungen „notwendige und geeig-

nete Änderungen und Anpassungen“, „die keine unverhältnismäßige oder unbillige Belastung 

darstellen und die, wenn sie in einem bestimmten Fall erforderlich sind, vorgenommen wer-

den, um zu gewährleisten, dass Menschen mit Behinderungen gleichberechtigt mit anderen 

alle Menschenrechte und Grundfreiheiten genießen oder ausüben können“.  

Die UN-Behindertenrechtskonvention enthält damit eine „weite Definition“ des Begriffs „ange-

messene Vorkehrungen“, die die Interpretation des Art. 5 der Richtlinie leitet. Auch in Zusam-

menhang mit den Erwägungsgründen 16, 17 und 20 dieser Richtlinie ist der Begriff „ange-

messene Vorkehrungen“ dahingehend zu verstehen, dass er „die Beseitigung der verschie-

denen Barrieren umfasst, die die volle und wirksame Teilhabe der Menschen mit Behinde-

rung am Berufsleben, gleichberechtigt mit den anderen Arbeitnehmern, behindern.“19 Der Ar-

beitgeber soll das Arbeitsumfeld der Person mit Behinderung so anpassen, dass ihr eine 

volle und wirksame Teilhabe am Berufsleben, gleichberechtigt mit anderen Arbeitnehmern, 

ermöglicht wird. Erwägungsgrund 20 enthält eine nicht abschließende Aufzählung von För-

dermaßnahmen, die die Arbeitsumgebung, die Arbeitsorganisation und/oder die Aus- und 

Fortbildung betreffen können; diese Aufzählung wird durch die Vorgaben der UN-Behinder-

tenrechtskonvention weiter spezifiziert.20 Gleichzeitig dürfen die angemessenen Vorkehrun-

gen den Arbeitgeber nicht unverhältnismäßig belasten. Unter welchen Voraussetzungen dies 

der Fall sein kann, wird durch Erwägungsgrund 21 näher konkretisiert, der seinerseits im 

 
15 EuGH v. 13.11.2014 – C-416/13 – Vital Pérez, Rn. 28. 
16 EuArbRK/Mohr, Art. RL 2000/78/EG Art. 3, Rn. 6. 
17 EuGH v. 11.04.2013 – C‑335/11 und C‑337/11 – HK Danmark, Rn. 37. 
18 EuGH v. 11.04.2013 – C‑335/11 und C‑337/11 – HK Danmark, Rn. 28 ff.; EuGH v. 04.07.2013 – C-

312/11 – Kommission/Italien, Rn. 40; EuGH v. 18.03.2014 – C-363/12 – Z., Rn. 75; EuGH v. 
22.05.2014 – C-356/12 – Glatzel, Rn. 68; EuGH v. 18.12.2014 – C-354/13 – FOA, Rn. 53; EuGH v. 
10.12.2016 – C-395/15 – Daouidi, Rn. 41. 

19 EuGH v. 11.04.2013 – C‑335/11 und C‑337/11 – HK Danmark, Rn. 54. 
20 EuGH v. 11.04.2013 – C‑335/11 und C‑337/11 – HK Danmark, Rn. 49, 56; EuArbRK/Mohr, Art. RL 

2000/78/EG Art. 5, Rn. 3.  

https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=159557&pageIndex=0&doclang=de&mode=lst&dir=&occ=first&part=1&cid=927262
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=253723&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=253723&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=139105&pageIndex=0&doclang=FR&mode=req&dir=&occ=first&part=1
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=149388&pageIndex=0&doclang=de&mode=lst&dir=&occ=first&part=1&cid=926582
https://curia.europa.eu/juris/liste.jsf?num=C-356/12&language=DE
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=160935&pageIndex=0&doclang=de&mode=lst&dir=&occ=first&part=1&cid=926782
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=185743&pageIndex=0&doclang=de&mode=lst&dir=&occ=first&part=1&cid=926875
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=253723&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=253723&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1
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Lichte der Art. 16 und 17 GRC zu betrachten ist.21 Berücksichtigt werden „sollten insbeson-

dere der mit ihnen verbundene finanzielle und sonstige Aufwand sowie die Größe, die finan-

ziellen Ressourcen und der Gesamtumsatz der Organisation oder des Unternehmens und 

die Verfügbarkeit von öffentlichen Mitteln oder anderen Unterstützungsmöglichkeiten […]“.22  

Folgerichtig stellte der Gerichtshof daher fest, dass der Begriff „angemessene Vorkehrun-

gen“ weit auszulegen ist und beinhaltet, dass ein*e Arbeitnehmer*in, die/der nicht mehr auf 

dem bisherigen Arbeitsplatz beschäftigt werden kann, auf einer anderen Stelle im Unterneh-

men einzusetzen ist, für die sie/er die notwendige Kompetenz, Fähigkeit und Verfügbarkeit 

aufweist. Der Anspruch auf Versetzung besteht jedoch nicht uneingeschränkt. Es muss eine 

freie Stelle im Unternehmen bestehen und der Arbeitgeber darf durch diese Maßnahme nicht 

unverhältnismäßig belastet werden. 

 

4. Bedeutung für das deutsche Recht 

 

Schwerbehinderte und ihnen gleichgestellte Arbeitnehmer haben in Deutschland grundsätz-

lich einen besonderen Kündigungsschutz nach §§ 168 ff. SGB IX.23 Der Arbeitgeber muss 

bei einer Kündigung frühzeitig den Betriebsrat, die Schwerbehindertenvertretung und das In-

tegrationsamt beteiligen. Innerhalb der sechsmonatigen Probezeit braucht es nach deut-

schem Recht jedoch keine soziale Rechtfertigung und keine Zustimmung des Integrations-

amtes für eine Kündigung nach § 173 Abs. 1. S. 1 Nr. 1 SGB IX. Dann muss die Kündigung 

durch den Arbeitgeber dem Integrationsamt gemäß § 173 Abs. 4 SGB IX lediglich innerhalb 

von vier Tagen angezeigt werden. Es bleibt abzuwarten, wie das Urteil des Gerichtshofs 

durch die deutschen Arbeitsgerichte umgesetzt wird.  

Die Rechtsauffassung des BAG, wonach in der Wartezeit nach § 1 Abs. 1 KSchG kein Prä-

ventionsverfahren nach § 167 Abs. 1 SGB IX durchzuführen ist, könnte unhaltbar werden. 

Gemäß § 167 Abs. 1 SGB IX ist der Arbeitgeber bei Eintreten von personen-, verhaltens- 

oder betriebsbedingten Schwierigkeiten im Arbeits- oder sonstigen Beschäftigungsverhältnis, 

die zur Gefährdung dieses Verhältnisses führen können, verpflichtet, möglichst frühzeitig die 

Schwerbehindertenvertretung und das Integrationsamt einzuschalten, um mit ihnen alle Mög-

lichkeiten und alle zur Verfügung stehenden Hilfen zu erörtern, mit denen die Schwierigkei-

ten beseitigt werden können. Ziel dieser Regelung ist die frühzeitige Klärung, ob und welche 

Maßnahmen zu ergreifen sind, um den Bestand von Arbeitsverhältnissen zu sichern.24 Nach 

der Rechtsprechung des BAG soll das Präventionsverfahren gemäß § 167 Abs. 1 SGB IX 

jedoch keine Anwendung finden, wenn die/der Arbeitnehmer*in keinen Kündigungsschutz 

genießt.25 So hat der achte Senat des BAG unter Fortführung der Rechtsprechungslinie des 

sechsten Senats26 entschieden, dass Arbeitgeber innerhalb der Wartezeit im Sinne von § 1 

Abs. 1 KSchG kein Präventionsverfahren nach § 167 Abs. 1 SGB IX (§ 84 SGB IX a.F.) 

durchführen müssen, bevor sie einem schwerbehinderten Arbeitnehmer in der Probezeit 

kündigen können. Eine ohne vorheriges Präventionsverfahren ausgesprochene Probezeit-

kündigung indiziere auch keine nach AGG entschädigungspflichtige Diskriminierung wegen 

der Behinderung. § 167 SGB IX knüpfe mit dem Begriff personen-, verhaltens- oder betriebs-

bedingten Schwierigkeiten an die Terminologie des KSchG an. Soweit § 167 SGB IX nicht 

 
21 EuArbRK/Mohr, Art. RL 2000/78/EG Art. 5, Rn. 3. 
22 EuGH v. 10.02.2022 – C-485/20 – HR Rail, Rn. 45. 
23 Welti/Deinert-Braasch, Stichwortkommentar Behindertenrecht, Kündigung, Rn. 2. 
24 Deinert, NZA 2010, 969, 970. 
25 BAG v. 21.04.2016 – 8 AZR 402/14, NZA 2016, 113. 
26 BAG v. 28.06.2007 – 6 AZR 750/06, NZA 2007, 1049; BAG v. 24.01.2008 – 6 AZR 96/07, NZA-RR 

2008, 405. 

https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=253723&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1
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das Vorliegen von Kündigungsgründen fordere, sondern Schwierigkeiten und damit Unzu-

träglichkeiten, die noch nicht den Charakter von Kündigungsgründen aufweisen, ausreichen 

lasse, so beruhe das darauf, dass das in § 167 Abs. 1 SGB IX geregelte Verfahren ein prä-

ventives sei, dass dem Entstehen von Kündigungsgründen zuvorkommen solle.  

Diese vorgenommene teleologische Reduktion stößt in der Literatur zu Recht auf Kritik, denn 

sie lässt sich nur schwer mit dem Gesetzeswortlaut vereinbaren.27 In § 167 Abs. 1 SGB IX 

werden gerade keine kündigungsschutzrechtlichen Termini verwendet, vielmehr soll das Ver-

fahren der Konfliktprävention bereits bei Schwierigkeiten einsetzen und ist damit dem KSchG 

vorverlagert. Schwierigkeiten und Gefährdungen sind kein Kündigungsgrund. Ferner spricht 

der Normzweck eher dafür als dagegen, das Präventionsverfahren vor jeder Gefährdung des 

Arbeitsverhältnisses durchzuführen, mithin auch für Arbeitsverhältnisse, die noch keine 

sechs Monate gedauert haben. Auch kennt die Richtlinie 2000/78/EG keine solche Ein-

schränkung des Geltungsbereichs. Vor dem Hintergrund der Entscheidung des Gerichtshofs 

scheint eine Überprüfung der BAG-Rechtsprechung daher geboten. 

 

 zurück zur Übersicht 

 
27 LPK-SGB IX- Düwell, § 167 SGB IX, Rn. 12; Deinert, RdA 2010, 969, 970; Schmitt, BB 2017, 2293, 

2298; Kohte, jurisPR-ArbR 2/2018 Anm. 1. 
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III. Anmerkung zum EGMR 
 

Vorläufig keine Koalitionsfreiheit nach Art. 11 Abs. 1 Hs. 2 EMRK für Gefan-
genengewerkschaften wegen fehlender übereinstimmender Praxis der Mit-
gliedsstaaten und Frage der Übertragbarkeit auf deutsche Gefangenengewerk-
schaft GG/BO 

– Anmerkung zu EGMR, 3. Sektion, v. 07.12.2021 – Nr. 29582/09 – Jakutischer 
Republikanischer Gewerkschaftsbund/Russland  

 

von Jaqueline Stein, Wissenschaftliche Mitarbeiterin am Lehrstuhl von Prof. Dr. Daniel Ulber, 

Martin-Luther-Universität Halle/Saale  

 

Zitiervorschlag: Stein, HSI-Report 1/2022, S. 12 

 

 

1. Sachverhalt und Verfahrensgang 

 

Der Kläger, der Jakutische Republikanische Gewerkschaftsbund, ist ein Verband von russi-

schen Gewerkschaften, der 1991 in der Republik Sacha (Jakutien, Teil der Russischen Fö-

deration) gegründet wurde.  

Im Januar 2006 änderte das russische Parlament die Vorschriften für die staatliche Zulas-

sung von gemeinnützigen Vereinigungen, darunter auch Gewerkschaften. Infolgedessen war 

es Strafgefangenen nicht mehr erlaubt, solche Vereinigungen zu gründen oder Mitglied in 

ihnen zu werden. Am 18. April 2006 trat die vom Parlament eingeführte Beschränkung in 

Kraft. 

In der Zwischenzeit, im Februar 2006, gründeten zwanzig Insassen der Strafkolonie Nr. 7, 

einem Hochsicherheitsgefängnis in Jakutsk, im Geheimen eine Gewerkschaft, die dem kla-

genden Gewerkschaftsbund beitreten sollte. Dieser nahm die Gewerkschaft als sein Mitglied 

auf. 

Im Juni 2007 ermittelte die Staatsanwaltschaft gegen die Gewerkschaft, befand sie für 

rechtswidrig und beantragte, die Gründung der Gewerkschaft für ungültig zu erklären. Sie 

vertrat die Auffassung, dass das russische Strafvollzugsgesetz die Gefängnisarbeit als eine 

Methode der Strafvollstreckung und nicht als eine berufliche Tätigkeit ansehe, dass die In-

sassen in den Augen des Gesetzes keine gemeinsamen wirtschaftlichen Interessen hätten 

und dass das geänderte Gesetz über öffentliche Vereinigungen den Strafgefangenen die 

Gründung von oder den Beitritt zu Vereinigungen untersage.  

Am 21. Januar 2008 lehnte das Stadtgericht Jakutsk diesen Antrag ab, da die Gewerkschaft 

vor dem Inkrafttreten des Verbots von Gefangenenvereinigungen gegründet worden war. Im 

August 2008 wandte sich die Staatsanwaltschaft erneut an das Stadtgericht und beantragte 

diesmal den Ausschluss der Gewerkschaft aus dem klagenden Gewerkschaftsbund. Dieses 

Mal entschied das Stadtgericht zugunsten der Staatsanwaltschaft; der Oberste Gerichtshof 

von Jakutien bestätigte dieses Urteil. Am 10. Dezember 2008 kam der Kläger dem Urteil 

nach und schloss die Gewerkschaft der Strafgefangenen aus, legte jedoch Beschwerde beim 

EGMR wegen Verletzung seiner Koalitionsfreiheit ein. 

https://hudoc.echr.coe.int/eng?i=001-213908
https://hudoc.echr.coe.int/eng?i=001-213908
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2. Entscheidungsgründe 

 

Zunächst beschäftigt sich der Gerichtshof mit der Frage der Zulässigkeit des Verfahrens, die 

von der russischen Regierung bestritten worden war, und kommt dabei zu dem Ergebnis, 

dass die Klage zulässig ist. 

Materiell geht es um die Frage, ob die die russischen Gerichte eine gewerkschaftliche Orga-

nisation in unzulässiger Weise verhindert haben, indem sie die Beschwerdeführerin verpflich-

teten, die Gewerkschaft der Gefangenen aus ihrem Verband auszuschließen. Konkret geht 

es darum, ob diese Entscheidung eine Verletzung von Art. 11 Abs. 1 Hs. 2 EMRK darstellt. 

Die Prüfung des Art. 11 Abs. 1 Hs. 2 EMRK durch den Gerichtshof erfolgt in vier Schritten. 

Diese entsprechen ihrem Inhalt nach der dreistufigen Grundrechtsprüfung im deutschen Ver-

fassungsrecht (Schutzbereich, Eingriff, Rechtfertigung). 

 

2.1 Beschränkung von Art. 11 Abs. 1 Hs. 2 EMRK, gesetzliche Grundlage der Be-

schränkung, legitimer Zweck der Beschränkung 

Der Gerichtshof sieht in der Entscheidung des Stadtgerichts, die den Verband dazu verpflich-

tet, die Gefangenengewerkschaft auszuschließen, eine Beschränkung von Art. 11 Abs. 1 Hs. 

2 EMRK (Rn. 36). Hier geht es ausdrücklich nicht um die Koalitionsfreiheit der Gefangenen-

gewerkschaft selbst oder ihrer Mitglieder, sondern die des Klägers, des Jakutischen Gewerk-

schaftsverbands.  

Gesetzliche Grundlage der Beschränkung ist das 2006 in Russland erlassene Gesetz, das 

Strafgefangenen verbietet, Gewerkschaften zu gründen oder ihnen beizutreten. Daneben 

wird eine Vorschrift des russischen Gewerkschaftsgesetzes genannt, die den Begriff der Ge-

werkschaft gesetzlich definiert. 

Gem. Art. 11 Abs. 2 EMRK müssen die Beschränkungen einem legitimen Zweck dienen, der 

nur im Interesse der nationalen und öffentlichen Sicherheit, der Aufrechterhaltung der Ord-

nung und der Verbrechensverhütung, des Schutzes der Gesundheit und der Moral oder des 

Schutzes der Rechte und Freiheiten anderer liegen darf. Ohne genauere Begründung stellt 

der Gerichtshof hier auf die Erhaltung der Sicherheit und insbesondere die Aufrechterhaltung 

der Ordnung und die Verbrechensverhütung ab (Rn. 38). 

 

2.2 Erforderlichkeit der Beschränkung (in einer demokratischen Gesellschaft) 

Die Prüfung der Erforderlichkeit der Einschränkung nimmt den größten Teil der materiellen 

Prüfung des Gerichtshofs ein. Zunächst stellt der Gerichtshof fest, dass Gefangene, mit Aus-

nahme des in Art. 5 EMRK garantierten Rechts auf Freiheit, im Grundsatz von allen Grund-

rechten der EMRK geschützt würden (Rn. 39). Darunter falle grundsätzlich auch Art. 11 

EMRK. Daneben betont das Gericht die wichtige Rolle der Koalitionsfreiheit als wichtiges In-

strument zur Herstellung sozialer Gerechtigkeit, das nur aus zwingenden Gründen einge-

schränkt werden dürfe (Rn. 40 f.) Allerdings verfügten die Mitgliedsstaaten in Bezug auf die 

Koalitionsfreiheit über einen weiten Ermessensspielraum hinsichtlich der Art und Weise, wie 

die Koalitionsfreiheit und der Schutz der Interessen der Gewerkschaftsmitglieder gewährleis-

tet werden können (Rn. 42). 

Für die Situation der Gefangenengewerkschaft von Relevanz sind besonders die Rn. 43 ff. 

der Entscheidung: Hier widmet sich das Urteil der Frage, ob die Vereinigung der russischen 

Gefangenen eine Gewerkschaft im Sinne der EMRK darstellt. Zunächst stellt der Gerichtshof 
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fest, dass die EMRK selbst nicht im Detail definiere, was eine Gewerkschaft ist (Rn. 43). Er 

scheint dann aber aus der Tatsache, dass die meisten bisherigen Fälle Personen in „employ-

ment relationships“1 zum Gegenstand hatten, abzuleiten, dass dies eine Voraussetzung für 

die Berufung auf die Koalitionsfreiheit in Art. 11 EMRK sei (Rn. 43). Diese Schlussfolgerung 

wird nicht näher begründet. Sodann wird unter Berufung auf die Rechtsprechung in der Sa-

che Stummer gg. Österreich2 festgestellt, dass die von Gefangenen verrichtete Arbeit nicht 

der einer solchen „employment relationship“ entspreche (Rn. 44). 

Als weiteres Argument führt der Gerichtshof an, dass die Ausübung der Koalitionsfreiheit im 

Strafvollzug „schwierig sein könnte“3. Schließlich lasse auch die gegenwärtige Praxis der Mit-

gliedsstaaten eine andere Auslegung von Art. 11 EMRK nicht zu.  

Interessant ist, dass der Gerichtshof aber eine Hintertür für die Zukunft offenlässt: Es han-

dele sich bei der EMKR um ein „living instrument“, sodass es bei Veränderungen nicht aus-

geschlossen sei, die Koalitionsfreiheit in Zukunft auch auf Strafgefangene auszuweiten. Dies 

gelte insbesondere dann, wenn diese für einen privaten Arbeitgeber (orig. „employer“) tätig 

seien (Rn. 45). 

Der Gerichtshof kommt folglich zu dem Ergebnis, dass der Eingriff in die Koalitionsfreiheit 

des Gewerkschaftsbundes sich im Rahmen des zulässigen Ermessenspielraums bewegte 

und daher gerechtfertigt sei; es liege somit keine Verletzung von Art. 11 EMRK vor. 

 

3. Sondervotum der Richter Lemmens und Serghides4  

 

Besonders interessant an der Entscheidung ist das Sondervotum des Präsidenten Serghides 

und des Richters Lemmens. Abweichend zur Mehrheit des Senats lehnen die beiden Richter 

die Rechtfertigung des Eingriffes in Art. 11 EMRK ab und gehen folglich von einer Verletzung 

der Koalitionsfreiheit aus. Dabei finden sie sehr klare Worte: Die Entscheidung sei aufgrund 

von politischen und nicht aufgrund von rechtlichen Erwägungen ergangen (Rn. 4). 

Inhaltlich argumentieren sie, dass keine ausreichenden Argumente dafür angeführt worden 

seien, warum nur ein vollständiges Verbot von Gefangenengewerkschaften ausreiche, um 

den legitimen Zweck der Verbrechensverhütung zu erreichen; es habe kein gerechter Inte-

ressenausgleich stattgefunden (Rn. 5, 8). Darüber hinaus sei nicht ausreichend begründet 

worden, warum sich Strafgefangene in einem solchen Maße von Arbeitnehmer*innen unter-

scheiden, dass ihr Ausschluss aus der Koalitionsfreiheit gerechtfertigt wäre. Vielmehr könne 

diese gerade auch im Kontext des Strafvollzugs als „Mittel zur Herstellung von sozialer Ge-

rechtigkeit“5 dienen (Rn. 7). 

Von allgemeiner Bedeutung ist der letzte Abschnitt des Sondervotums: Die Feststellung ei-

ner einheitlichen Rechtspraxis der Mitgliedsstaaten dürfe zwar als Auslöser für eine Anpas-

sung der Rechtsprechung des EGMR dienen, umgekehrt dürfe das Fehlen einer solchen ein-

heitlichen Praxis aber kein Hindernis für eine Anpassung der Rechtsprechung sein. Dies 

gelte umso mehr, wenn die EMRK dies so vorgebe; „there is a point where the law (the Con-

vention) is stronger than policy“ (Rn. 10). 

 

 
1 Übersetzung möglicherweise: „Beschäftigungsverhältnis“ oder „Anstellungsverhältnis“. 
2 EGMR v. 07.07.2011 – Nr. 37452/02 – Stummer/Österreich. 
3 Rn. 45, Original: „difficult to exercise in detention“; alle Übersetzungen der Verfasserin. 
4 Joint dissenting opinion of judges Lemmens and Serghides, separate opinion to judgement. 
5 Rn. 7, Original: „means of achieving or promoting social justice and harmony“. 

https://hudoc.echr.coe.int/eng?i=001-105575


 
 
 
HSI-Report 1/2022  Seite 15 

 

 

4. Kommentar 

 

Die Divergenz zwischen Entscheidung und Sondervotum zeigt das (rechtliche wie politische) 

Spannungsfeld, in dem sich die Rechtsprechung des EGMR bewegt: die Abwägung zwi-

schen Zugeständnissen an die Autonomie der Mitgliedsstaaten und dem notwendigen Grad 

der „European supervision“ zur Absicherung der Effektivität der in der EMRK garantierten 

Grundrechte. Eine besondere Rolle spielt hierbei auch der Einfluss der nationalen Rechtstra-

ditionen auf die Auslegung der EMRK.  

Die Mehrheit der beteiligten Richter*innen hat sich in diesem Verfahren gegen eine stärkere 

europäische Kontrolle und für ein weites Ermessen des Nationalstaats, hier Russland, ent-

schieden. Die rechtliche Begründung dafür wirkt dabei teilweise unvollständig, in Teilen so-

gar widersprüchlich: etwa, wenn einerseits festgestellt wird, dass auch Strafgefangenen 

grundsätzlich alle Grundrechte der EMRK zustehen und diese Grundrechte „praktikabel und 

wirksam“6 sein müssen, aber andererseits die Koalitionsfreiheit für Strafgefangene mit abs-

trakten Sicherheitserwägungen und der „Schwierigkeit deren Ausübung im Strafvollzug“7 voll-

ständig ausgeschlossen wird. Selbstverständlich spielt Sicherheit im Rahmen des Strafvoll-

zugs eine besondere Rolle und selbstverständlich ist die Ausübung der Koalitionsfreiheit (so 

wie der meisten Grundrechte) innerhalb des Strafvollzugs nicht im gleichen Maße möglich 

wie in Freiheit. Ob das als „überzeugende und zwingende“8 Begründung dafür ausreicht, ein 

Grundrecht für eine ganze Gruppe von Menschen nicht nur zu beschränken, sondern voll-

kommen zu entziehen, erscheint zumindest fraglich.  

Der Gerichtshof untermauert diese Entscheidung damit, dass es bisher keine Verfahren zur 

Koalitionsfreiheit gegeben habe, bei denen es nicht um Beschäftigte („employees“) gegan-

gen sei und dass auch die nationalen Rechtsordnungen der Mitgliedsstaaten Gefangenenko-

alitionen nicht ausdrücklich vorsähen. Wie im Sondervotum zutreffend festgestellt wird, kann 

eine solche übereinstimmende Praxis der Mitgliedsstaaten zwar zu einer Erweiterung der in 

der EMRK garantierten Rechte führen, darf diese aber nicht einschränken.9 Denn im letzte-

ren Fall könnte die EMRK ihrer Aufgabe, einen einheitlichen Mindestschutz für die Menschen 

in allen Mitgliedsstaaten zu gewährleisten, nicht mehr gerecht werden.  

Es scheint, als habe sich der EGMR hier von Machbarkeits- und Opportunitätserwägungen 

davon abhalten lassen, den vollen Schutz der EMRK für die Strafgefangenen durchzusetzen. 

Der Verweis auf die Möglichkeit der zukünftigen Anpassung dieses Befundes und die Cha-

rakterisierung der EMRK als „living instrument“ zeigt, dass der Gerichtshof das auch erkannt 

hat.  

Für die jakutischen Gefangenen würde eine solche Anpassung wohl nicht mehr rechtzeitig 

kommen: nach dem Austritt bzw. Ausschluss Russlands aus dem Europarat, verliert die 

EMRK in Russland ihre Gültigkeit. Der EGMR bleibt zwar formell zuständig für vor dem Aus-

tritt liegende Vorfälle; eine Anerkennung seiner zukünftigen Urteile durch Russland erscheint 

angesichts der aktuellen Entwicklungen jedoch kaum denkbar.10 

 

 

 
6 Rn. 45, Original: „practical and effective“. 
7 Rn. 45, Original: „difficult to exercise in detention“. 
8 Rn. 41, Original: „convincing and compelling“. 
9 Vgl. auch: Letsas, The ECHR as a Living Instrument: Its Meaning and its Legitimacy, 2012, S. 11 f. 
10 Ausf. unter VII. 2.4. 

https://dx.doi.org/10.2139/ssrn.2021836
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5. Bedeutung für das nationale Recht 

 

 

Besonders für das deutsche Recht ist die Entscheidung des EGMR von großem Interesse. 

Wie der EGMR bei seiner Analyse der nationalen Rechtsordnungen feststellt, existiert seit 

2014 in Deutschland die „Gefangenengewerkschaft/Bundesweite Organisation (GG/BO)“, die 

sich selbst als Gewerkschaft bezeichnet und als Aufgabe hat, die Interessen der im deut-

schen Strafvollzug arbeitenden Gefangenen zu vertreten.  

Die Frage, inwiefern sich diese Vereinigung auf die in Art. 9 Abs. 3 S. 1 GG garantierte Koali-

tionsfreiheit berufen kann, wurde in Deutschland noch nicht abschließend beantwortet. Ne-

ben zwei sich widersprechenden erstinstanzlichen Entscheidungen11 gab es zwar ein Verfah-

ren zu dieser Frage vor dem Bundesverfassungsgericht12. Diese Verfassungsbeschwerde 

wurde jedoch wegen Begründungsmängeln nicht zur Entscheidung zugelassen. Das nun er-

gangene EGMR-Urteil bietet daher erstmals Anhaltspunkte, um die Frage nach der Koaliti-

onsfreiheit sog. Gefangenengewerkschaften zu beurteilen.  

Der EGMR unterscheidet zwischen der Beschäftigung („employment“) und der Arbeit im Ge-

fängnis („prison work“) und argumentiert dabei mit den Unterschieden: Einerseits sei das vor-

rangige Ziel der Arbeit im Gefängnis die Resozialisierung und Reintegration der Gefangenen 

und andererseits bestehe im Gefängnis eine Arbeitspflicht („obligatory“).13 Darüber hinaus 

könnten aber zukünftige Entwicklungen diese Unterscheidung obsolet machen, insbeson-

dere wenn Strafgefangene für private Unternehmen arbeiteten. 

Die Ausgestaltung der Arbeit im deutschen Strafvollzug unterscheidet sich bezüglich der laut 

EGMR ausschlaggebenden Aspekte von der in russischen Gefängnissen: Die Strafgefange-

nen in Deutschland arbeiten in den meisten Bundesländern überwiegend in sog. Unterneh-

merbetrieben, d.h. für private Unternehmen in an die Justizvollzugsanstalten angegliederten 

Betrieben.14 Außerdem besteht zumindest in einigen Bundesländern keine Arbeitspflicht, 

sondern es ist den Inhaftierten freigestellt, ob sie einer Arbeit nachgehen oder nicht.15 Inwie-

fern die aktuelle Ausgestaltung der Gefangenenarbeit mit dem Resozialisierungsgebot des 

BVerfG vereinbar ist, harrt einer verfassungsgerichtlichen Klärung.16 

Aufgrund dieser Unterschiede und aufgrund der durch das Sondervotum deutlich werdenden 

Uneinigkeit der EGMR-Richter*innen ist nicht ausgeschlossen, dass der Gerichtshof im Falle 

der deutschen GG/BO anders entscheiden würde als im hier gezeigten Verfahren. Welchen 

Einfluss eine solche Entscheidung auf die deutsche Rechtsordnung und konkret die völker-

rechtsfreundliche Auslegung von Art. 9 Abs. 3 S. 1 GG hätte, kann hier nicht vertieft darge-

stellt werden. Das Urteil des EGMR hat aber gezeigt, welche rechtlichen Rahmenbedingun-

gen für die Anerkennung von Gefangenenarbeit als Arbeit und von Gefangenenvereinigun-

gen als Koalitionen von Bedeutung sind – die Entscheidung dafür, ein solches Verfahren an-

zustreben, bleibt den betreffenden Gefangenvereinigungen überlassen. 

 

 zurück zur Übersicht 

 
11 Ablehnend: KG Berlin v. 29.6.2015 – 2 Ws 132/15 Vollz – NZA-RR 2015, 602; zustimmend: OLG 

Hamm v. 2.6.2015 – III-1 Vollz (Ws) 180/15 – juris. 
12 BVerfG v. 29.10.2015 – 1 BvR 2572/15 – BeckRS 2016, 40836. 
13 EGMR v. 7.12.2021 – Nr. 29582/09 – Yakut Republican Trade-Union Federation v. Russia, Rn. 44. 
14 Dazu: Hillebrand, Organisation und Ausgestaltung der Gefangenenarbeit in Deutschland, 2009, S. 

34 f. 
15 So in Brandenburg, Rheinland-Pfalz, Saarland, Sachsen.  
16 Dazu: Barth, Gefangenenarbeit – Meilen- oder Stolperstein der Resozialisierung?, Hamburg 2020. 

https://hudoc.echr.coe.int/eng?i=001-213908
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IV. Verfahren vor dem EuGH 
 

Zusammengestellt und kommentiert von  

Dr. Ernesto Klengel, Johannes Höller und Antonia Seeland 

 

 

1. Allgemeine Fragen 

 

Urteile/Beschlüsse 

Urteil des Gerichtshofs (Große Kammer) vom 18.01.2022 – C-261/20 – Thelen Techno-

park Berlin GmbH 

Rechtsvorschriften: Art. 15 Abs. 1, Abs. 2 Buchst. g und Abs. 3 DienstleistungsRL 

2006/123/EG, Art. 49 AEUV (Niederlassungsfreiheit) 

Schlagworte: Honorare für Architekten und Ingenieure – Mindest- und Höchstsätze – Gel-

tendmachung der Unionsrechtswidrigkeit in einem Rechtsstreit zwischen Privatpersonen 

Kernaussage: Eine Rechtsvorschrift, die Mindesthonorare für die Leistungen von Architek-

ten und Ingenieuren festsetzt, muss nicht allein deshalb unangewendet gelassen bleiben, 

weil sie gegen Art. 15 Abs. 1, Abs. 2 Buchst. g und Abs. 3 DienstleistungsRL verstößt.  

Erläuterungen: Die deutsche Honorarordnung für Architekten- und Ingenieurleistungen 

(HOAI) alter Fassung legte Mindest- und Höchstsätze für die entsprechenden Dienstleistun-

gen fest, was vom EuGH wegen eines Verstoßes gegen die Dienstleistungsfreiheit für uni-

onsrechtswidrig erklärt worden war.1 Der vorliegende Rechtsstreit dreht sich nun um die 

Frage, ob die HOAI in der damaligen Fassung insofern nicht nur europarechtswidrig, son-

dern für Altfälle auch unanwendbar ist. Dies liefe darauf hinaus, dass sich Dienstleister*innen 

bzw. Kund*innen nicht auf die Mindest- und Höchstsätze berufen könnten. In einem Rechts-

streit zwischen Privaten sei dies, so der EuGH, zu verneinen, die HOAI war also trotz des 

Verstoßes gegen Unionsrecht anwendbar. Der dadurch benachteiligten Partei steht aber frei, 

wegen des Verstoßes gegen die Dienstleistungsfreiheit die Bundesrepublik Deutschland auf 

Staatshaftung in Anspruch zu nehmen. 

 

Urteil des Gerichtshofs (Siebte Kammer) vom 03.03.2022 – C-162/20 P – WV/ EAD 

Rechtsvorschriften: Art. 60 Abs. 1 Beamtenstatut 

Schlagworte: Öffentlicher Dienst – Schlechtleistung als unbefugtes Fernbleiben vom Dienst 

– Anrechnung auf den Jahresurlaub – Einbehaltung von Dienstbezügen 

Kernaussage: Ein an seinem Arbeitsplatz anwesender Beamter, der seine Aufgaben 

schlecht ausführt oder sich Anweisungen widersetzt, lässt sich kein „unbefugtes Fernbleiben 

vom Dienst“ im Sinne von Art. 60 Abs. 1 des Statuts zuschulden kommen. Es ist deshalb 

rechtsfehlerhaft, wenn ihm aus diesem Grund Abzüge von seinen Urlaubstagen oder Dienst-

bezügen vorgenommen werden. Die fehlerhafte Einordnung als „unbefugtes Fernbleiben 

vom Dienst“ bewirkt, dass gegen den Beamten eine finanzielle Sanktion verhängt wird, die 

 
1 EuGH v. 04.07.2019 – C-377/17 – Kommission/Deutschland, m. Erl. in HSI-Newsletter 3/2019, S. 16.   

https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=252342&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=2176565
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=252342&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=2176565
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=254961&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=2043430
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=215785&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=8910130
https://www.boeckler.de/pdf/hsi_newsletter_03_2019.pdf
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im Statut nicht vorgesehen ist, ohne dass er sich auf die Garantien eines ordnungsgemäßen 

Disziplinarverfahrens berufen kann. 

 

Neu anhängige Verfahren 

Vorabentscheidungsersuchen des Obersten Gerichtshofs (Österreich) vom 

14.09.2021, eingegangen am 25.11.2021 – C-710/21 – IEF Service 

Rechtsvorschriften: Art. 9 Abs. 1 ZahlungsunfähigkeitsRL 2008/94/EG 

Schlagworte: Tätigkeit im Hoheitsgebiet zweier Mitgliedstaaten – Ort der gewöhnlichen Ver-

richtung der Arbeit 

Erläuterungen: Ist im Fall der Arbeitgeberinsolvenz für die Befriedigung der nicht erfüllten 

Ansprüche eines Arbeitnehmers, der seine Arbeit gewöhnlich in zwei Mitgliedsstaaten ver-

richtet oder verrichtet hat, 

a) die Garantieeinrichtung des Mitgliedsstaats zuständig, dessen Rechtsvorschriften er im 

Rahmen der Koordinierung der Systeme der sozialen Sicherheit unterliegt,  

b) die Garantieeinrichtung des anderen Mitgliedsstaats, in dem das zahlungsunfähige Un-

ternehmen seinen Sitz hat, zuständig oder  

c) die Garantieeinrichtungen beider Mitgliedsstaaten zuständig, sodass der Arbeitnehmer 

bei der Antragstellung wählen kann, welche er in Anspruch nehmen will? 

 

Vorabentscheidungsersuchen des Bundesarbeitsgerichts, eingereicht am 11.12.2020 – 

C-677/20 – IG Metall und ver.di 

Rechtsvorschriften: § 21 Abs. 6 SEBG, Art. 4 Abs. 4 RL 2001/86/EG zur Ergänzung des 

Statuts der Europäischen Gesellschaft hinsichtlich der Beteiligung der Arbeitnehmer 

Schlagworte: Aufsichtsrat – gesellschaftsrechtliche Umwandlung in eine SE – Vereinbarung 

über die zukünftige Beteiligung von Arbeitnehmer*innen – Fehlen eines gewerkschaftlichen 

Vorschlagsrechts für Aufsichtsratsmitglieder  

Kernaussage: Das BAG2 hat dem EuGH die Frage vorgelegt, ob die Beteiligung von Ge-

werkschaftsvertreter*innen im Aufsichtsrat der Societas Europaea (SE), die nach deutschem 

Recht als prägendes Element der Beteiligung der Arbeitnehmer*innen auch nach der gesell-

schaftsrechtlichen Umwandlung einer AG in einer SE Bestand haben muss, EU-rechtlich Be-

stand hat. 

Erläuterung: Die Umwandlung von Gesellschaften deutschen Rechts beispielsweise in die 

Rechtsform einer SE hat nicht selten eine Beschränkung der Unternehmensmitbestimmung 

zur Folge, wenn nicht gar zum Ziel.3 Bei Gründung der SE ist ein besonderes Verhandlungs-

gremium einzurichten, mit dem die Unternehmensleitung eine Vereinbarung über die zukünf-

tige Beteiligung der Arbeitnehmer*innen trifft. § 21 Abs. 6 SEBG bestimmt, dass bei der 

Gründung einer SE mit Sitz in Deutschland im Wege der Umwandlung ein gesondertes Aus-

wahlverfahren für von den Gewerkschaften benannte Personen für eine bestimmte Anzahl 

von Aufsichtsratsmitgliedern der Arbeitnehmer*innen gewährleistet sein muss. Das BAG legt 

dem EuGH die Vorlagefrage vor, ob diese Vorschrift von Art. 4 RL 2001/86/EG gedeckt ist. 

Nach der Richtlinienbestimmung können die Inhalte der Vereinbarung über die Beteiligung 

 
2 BAG v. 18.08.2020 – 1 ABR 43/18 (A), BAGE 172, 43-54. 
3 Siehe beispielhaft die Hinweise zur Mitbestimmungsvermeidung bei https://www.roedl.de/themen/mitbestimmung-societas-

europaea-se/freiheit-rechtsform-gesellschaft-arbeitnehmer-europaeische-aktiengesellschaft; Übersicht bei Sick, Erosion 
als Herausforderung für die Unternehmensmitbestimmung, in: Mitbestimmungsreport Nr. 58, https://www.imu-boeck-
ler.de/de/faust-detail.htm?sync_id=HBS-007666, S. 13.  

https://curia.europa.eu/juris/showPdf.jsf?text=&docid=255123&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=2092713
https://curia.europa.eu/juris/showPdf.jsf?text=&docid=255123&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=2092713
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=238332&pageIndex=0&doclang=EN&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=2191370
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=238332&pageIndex=0&doclang=EN&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=2191370
https://www.roedl.de/themen/mitbestimmung-societas-europaea-se/freiheit-rechtsform-gesellschaft-arbeitnehmer-europaeische-aktiengesellschaft
https://www.roedl.de/themen/mitbestimmung-societas-europaea-se/freiheit-rechtsform-gesellschaft-arbeitnehmer-europaeische-aktiengesellschaft
https://www.imu-boeckler.de/de/faust-detail.htm?sync_id=HBS-007666
https://www.imu-boeckler.de/de/faust-detail.htm?sync_id=HBS-007666
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der Arbeitnehmer*innen in der SE frei vereinbart werden, wobei in Bezug auf alle Komponen-

ten der Arbeitnehmerbeteiligung zumindest das gleiche Maß der Beteiligung gewährleistet 

werden muss, das in der Gesellschaft bestanden hat, die in eine SE umgewandelt werden 

soll. 

 

Vorabentscheidungsersuchen des Tribunale ordinario di Padova (Italien), eingereicht 

am 13.12.2021 – C-765/21 – D. M./Azienda Ospedale-Università di Padova 

Rechtsvorschriften: Art. 4 Verordnung Nr. 507/2006 über die Zulassung von Humanarznei-

mitteln, Verordnung (EU) 2021/953 über einen Rahmen für die Ausstellung, Überprüfung und 

Anerkennung interoperabler COVID-19-Zertifikate 

Schlagworte: Impfpflicht für Beschäftigte des Gesundheitswesens – Genesenenstatus – Ab-

lehnung von nur bedingten zugelassener Impfung – Automatische Beurlaubung ohne Vergü-

tung – Möglichkeit einer anderweitigen Verwendung des Arbeitnehmers – Diskriminierung 

von Personen, die aus medizinischen Gründen nicht geimpft werden wollten oder konnten 

Erläuterungen: Das Tribunale ordinario di Padova legt die italienische Version der Impf-

pflicht dem EuGH zur Überprüfung vor. Es geht einerseits um die Zulassung der Impfstoffe, 

die Impfpflicht trotz Genesenenstatus, arbeitsrechtliche Konsequenzen aus der Verweige-

rung einer Impfung mit einem vorläufig zugelassenen Impfstoff sowie ihre Vereinbarkeit mit 

dem Grundsatz der Nichtdiskriminierung „in Anbetracht der Verordnung 2021/953“, welche 

Rahmenvorgaben für die Einschränkung der Freizügigkeit in der EU aufgrund von COVID-

19-Zertifikaten macht. 

 

 zurück zur Übersicht 

 

2. Arbeitszeit 

 

Urteile 

Urteil des Gerichtshofs (Zweite Kammer) vom 24.02.2022 – C-262/20 – Glavna direktsia 

„Pozharna bezopasnost i zashtita na naselenieto“ 

Rechtsvorschriften: Art. 8, Art. 12 Buchst. a ArbeitszeitRL 2003/88/EG, Art. 20, 31 EU-

GRC 

Schlagworte: Arbeitszeit von Polizist*innen und Feuerwehrleuten – Gesundheitsschutz bei 

Nachtdienst – nationale Regelung, nach der der Nachtdienst kürzer ist als die normale Dauer 

des Dienstes am Tag – Gleichbehandlung zwischen Arbeitnehmer*innen im privaten Sektor 

und solchen im öffentlichen Sektor, einschließlich Polizist*innen und Feuerwehrleuten bei der 

Dauer der Nachtarbeit 

Kernaussage: 1. Aus der ArbeitszeitRL ergibt sich keine Verpflichtung der Mitgliedstaaten, 

eine nationale Regelung zu erlassen, die vorsieht, dass die normale Dauer für Nachtarbeit 

eine kürzere ist als für die Arbeit am Tag. Den betroffenen Arbeitnehmer*innen sind jedoch 

andere Schutzmaßnahmen in Bezug auf Arbeitszeit, Arbeitsentgelt und Ausgleichszahlungen 

zu gewähren, um die besondere Belastung der geleisteten Nachtarbeit auszugleichen. 

2. Rechtsvorschriften, die für Arbeitnehmer*innen im privaten Sektor eine normale Nachtar-

beitsdauer von sieben Stunden festlegen, sind nicht zwingend auch auf Arbeitnehmer*innen 

im öffentlichen Sektor anzuwenden, wenn diese Ungleichbehandlung auf einem objektiven 

und angemessenen Kriterium beruht. 

https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=256705&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=7570031
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=256705&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=7570031
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=254586&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=698621
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=254586&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=698621
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Erläuterung: Ausgangspunkt des Verfahrens ist die Klage eines bulgarischen Feuerwehr-

mannes gegen seinen Dienstherrn auf Vergütung von Nachtarbeitszeit. Der Kläger ist 

Schichtleiter im Brand- und Bevölkerungsschutz des Innenministeriums. Das bulgarische Ar-

beitsrecht sieht vor, dass die normale Tagarbeit acht Stunden, Nachtarbeit jedoch nur sieben 

Stunden umfasst. Beamte des Innenministeriums wie Polizist*innen und Feuerwehrleute sind 

jedoch von dieser Regelung ausgeschlossen (Rn. 69). Das vorlegende Gericht fragt den 

EuGH, ob Art. 8 und Art. 12 Buchst. a ArbeitszeitRL den Erlass einer nationalen Regelung 

vorschreiben, die bestimmt, dass auch für Arbeitnehmer*innen im öffentlichen Sektor die nor-

male Dauer der Nachtarbeit kürzer ist als die normale Dauer des Dienstes am Tag (Rn. 35). 

Die besondere Wichtigkeit der Ruhezeit unterstreichend (Rn. 38) kommt der EuGH zu dem 

Ergebnis, dass zwar Art. 8 ArbeitszeitRL eine Höchstdauer der Nachtarbeit vorschreibt, der 

ebenfalls einschlägige Art. 12 Buchst. a ArbeitszeitRL jedoch bei den konkret zu treffenden 

Maßnahmen den Mitgliedstaaten einen Gestaltungsspielraum einräumt (Rn. 48). Eine euro-

parechtliche Regelung, die ein Verhältnis zwischen der normalen Dauer der Nachtarbeit und 

derjenigen der Tagarbeit enthielte, gäbe es nicht, sodass die normale Dauer der Nachtarbeit 

unabhängig von der Tagarbeit festgelegt werden könne (Rn. 49). Daraus folge der Schluss, 

dass sich aus der ArbeitszeitRL keine solche Pflicht zum Erlass einer Nachtarbeitsdauer 

festsetzenden Regelung ergäbe. Es muss aber durch die Mitgliedstaaten gewährleistet sein, 

dass den Nachtarbeiter*innen andere Schutzmaßnahmen in Bezug auf Arbeitszeit, Arbeits-

entgelt und Ausgleichszahlungen gewährt würden, um so die besondere Belastung der 

Nachtarbeit auszugleichen (Rn. 51). 

Mit seiner zweiten Frage möchte das vorlegende Gericht wissen, ob eine durch nationales 

Recht festgelegte Unterscheidung zwischen Arbeitnehmer*innen im privaten Sektor und sol-

chen im öffentlichen Sektor gegen den Gleichbehandlungsgrundsatz der Art. 20 und 21 EU-

GRC verstößt. Hier stellt der EuGH fest, dass eine Ungleichbehandlung wie im vorliegenden 

Fall rechtmäßig ist, wenn diese „Ungleichbehandlung auf einem objektiven und angemesse-

nen Kriterium beruht, d. h., wenn sie im Zusammenhang mit einem rechtlich zulässigen Ziel 

steht, das mit diesen Rechtsvorschriften verfolgt wird, und wenn sie in angemessenem Ver-

hältnis zu diesem Ziel steht.“ (Rn. 80). Die vom vorlegenden Gericht wiedergegebenen 

Gründe, die Grundlage der jetzigen Situation der öffentlichen Bediensteten sind, seien je-

doch reine rechtliche und wirtschaftliche Erwägungen und würden nicht genügen, die im 

Ausgangsverfahren in Rede stehende Ungleichbehandlung zu rechtfertigen (Rn. 76). 

 

 zurück zur Übersicht 

 

3. Befristungen 

 

Urteil des Gerichtshofs (Zweite Kammer) vom 13.01.2022 – C-282/19 – MIUR und Uffi-

cio Scolastico Regionale per la Campania 

Rechtsvorschriften: § 5 Nr. 1 Buchst. a Rahmenvereinbarung über befristete Arbeitsver-

träge, Art. 1 und Art. 2 Abs. 2 GleichbehandlungsrahmenRL 2000/78/EG, Art. 21 EU-GRC 

Schlagworte: Katholische Religionslehrer*innen – Voraussetzung für die Erteilung von Un-

terricht an öffentlichen Schulen – Zustimmung eines Diözesanordinarius  

Kernaussage: Eine nationale Regelung, nach der die Vorschriften zum Schutz vor miss-

bräuchlich aufeinanderfolgenden befristeten Arbeitsverträgen auf katholische Religionslehrer 

https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=252122&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=2176565
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=252122&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=2176565
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an öffentlichen Lehranstalten nicht anwendbar sind, ist unzulässig, wenn es in der innerstaat-

lichen Rechtsordnung keine anderen wirksamen Maßnahmen zur Ahndung dieses miss-

bräuchlichen Rückgriffs gibt. 

 

 zurück zur Übersicht 

 

4. Berufsqualifikation 

 

Urteile 

Urteil des Gerichtshofs (Sechste Kammer) vom 03.03.2022 – C‑634/20 – Sosiaali- ja ter-

veysalan lupa- ja valvontavirasto 

Rechtsvorschriften: Richtlinie 2005/36/EG 

Schlagworte: Anerkennung von Berufsqualifikationen – im Herkunftsmitgliedstaat ausge-

stelltes Diplom – Befristung der Berechtigung zur Ausübung des Arztberufs auf drei Jahre – 

Aufsicht durch einen zugelassenen Arzt und Absolvierung der dreijährigen besonderen Aus-

bildung in Allgemeinmedizin 

Kernaussage: Einer Person, die im Herkunftsmitgliedstaat eine ärztliche Grundausbildung 

absolviert hat und der lediglich der Nachweise über den Abschluss eines einjährigen Berufs-

praktikums fehlt, darf die Erlaubnis zur Ausübung des Arztberufs nicht nur unter der Bedin-

gung erteilt werden, dass diese auf drei Jahre befristet und an die Bedingung geknüpft ist, 

dass sie ihre Tätigkeit unter der Leitung und Aufsicht eines zugelassenen Arztes ausübt und 

in diesem Zeitraum die besondere dreijährige Ausbildung in Allgemeinmedizin erfolgreich ab-

schließt.  

 

Urteil des Gerichtshofs (Achte Kammer) vom 03.03.2022 – C-590/20 – Presidenza del 

Consiglio dei Ministri u.a. 

Rechtsvorschriften: Art. 2 Abs. 1 Buchst. c, Art. 3 Abs. 1 und 2 Koordinierungsrichtlinie 

75/363/EWG (Tätigkeiten von Ärzten) 

Schlagworte: Koordinierung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften für die Tätigkeiten des 

Arztes – Weiterbildung zum Facharzt – Angemessene Vergütung – Anwendung der Richtli-

nie 82/76/EWG auf Weiterbildungen, die vor ihrem Inkrafttreten begonnen und nach Ablauf 

der Umsetzungsfrist fortgesetzt wurden 

Kernaussage: Jede fachärztliche Weiterbildung auf Vollzeit- oder auf Teilzeitbasis, die vor 

Inkrafttreten der Richtlinie 82/76 am 29.01.1982 begonnen und nach Ablauf der Frist für die 

Umsetzung dieser Richtlinie am 01.01.1983 fortgesetzt wurde, ist für die Zeit dieser Weiter-

bildung ab dem 01.01.1983 bis zu ihrem Abschluss im Sinne dieses Anhangs angemessen 

zu vergüten, sofern diese Weiterbildung ein in den Richtlinien näher bestimmtes fachärztli-

ches Gebiet betrifft. 

 

 

 

 

 

https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=254966&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=1879189
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=254966&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=1879189
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=254965&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=1875082
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=254965&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=1875082
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Schlussanträge 

Schlussanträge des Generalanwalts Szpunar – C-577/20 – Sosiaali- ja terveysalan 

lupa- ja valvontavirasto  

Rechtsvorschriften: Art. 2 Abs. 1 BerufsqualifikationsRL 2005/36/EG  

Schlagworte: Freier Personen- und Dienstleistungsverkehr – Anerkennung von Berufsquali-

fikationen – Berufsbezeichnung eines Psychotherapeuten – Psychotherapie-Diplom eines 

anderen Mitgliedstaats – Beurteilung der Gleichwertigkeit der Ausbildung 

Kernaussage: Auf einen Antrag auf Zugang zu einem Beruf auf der Grundlage eines Dip-

loms, das zwar in Partnerschaft mit einer Universität eines anderen Mitgliedstaats, aber aus-

schließlich im Aufnahmemitgliedstaat in der Sprache dieses Staates und mit dem Ziel, den 

fraglichen Beruf in diesem Staat auszuüben, erworben wurde, ist weder die Berufsqualifikati-

onsRL anwendbar, noch kann sich der Antragsteller auf die Grundfreiheiten aus Art. 45 und 

49 AEUV berufen. Denn die Bestimmungen der Richtlinie gelten für Staatsangehörige, die 

einen reglementierten Beruf in einem anderen Mitgliedstaat als dem, in dem sie ihre Berufs-

qualifikation erworben haben, ausüben wollen. 

 

Neu anhängige Verfahren 

Klageantrag, eingereicht am 04.02.2022 – C-75/22 – Europäische Kommission/Tsche-

chische Republik 

Rechtsvorschriften: Art. 3, 7, 45, 50 f. BerufsqualifikationsRL 2013/55/EU 

Schlagworte: Vertragsverletzungsverfahren – fehlende Festlegung der Rechtsstellung von 

Prüflingen – Berufsbezeichnung für Architekten und Tierärzte – Ausbildung von Krankenpfle-

ger*innen – zugelassene Tätigkeiten von Apotheker*innen – Bearbeitungsfristen für den An-

trag auf Anerkennung von Berufsqualifikationen 

 

 zurück zur Übersicht 

 

5. Betriebsübergang 

 

Neu anhängige Verfahren 

Vorabentscheidungsersuchen des Supremo Tribunal de Justiça (Oberster Gerichts-

hof, Portugal) vom 27.10.2021, eingegangen am 10.11.2021 – C-675/21 – Strong Charon 

Rechtsvorschriften: Art. 1, 3 BetriebsübergangsRL 

Schlagworte: Auftragsnachfolge – Fehlen einer vertraglichen Beziehung – Übergang der 

wirtschaftlichen Einheit – Übernahme nur einer/eines Arbeitnehmer*in 

Erläuterungen: Der Kläger des Ausgangsverfahrens arbeitete für das Sicherheitsunterneh-

men Strong-Charon und wurde als Wachdienst in den Industrieanlagen eines Kunden einge-

setzt. Durch Neuvergabe verlor Strong-Charon diesen Auftrag an das Unternehmen 2045-

Empresa de Segurança. Dieses führte die Tätigkeit mit einem Teil der Betriebsmittel des 

Kunden und der gleichen Anzahl an Arbeitnehmer*innen fort und übernahm dabei einen der 

vier Mitarbeiter der wirtschaftlichen Einheit von Strong-Charon. Der Kläger wurde nach der 

Neuvergabe jedoch von keinem der beiden Unternehmen weiterbeschäftigt, wogegen er 

Rechtsmittel ergriff.  

https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=255442&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=1857431
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=255442&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=1857431
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=256706&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=1482873
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=256706&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=1482873
https://curia.europa.eu/juris/showPdf.jsf?text=&docid=253861&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=705892
https://curia.europa.eu/juris/showPdf.jsf?text=&docid=253861&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=705892
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Für diesen Fall entscheidend ist, ob der Sachverhalt als Betriebsübergang einzuordnen ist. 

Nach dem EuGH4 ist die Voraussetzung der „vertraglichen Übertragung“ weit auszulegen, 

sodass auch die Auftragsnachfolge erfasst sein kann. Außerdem möchte das vorlegende 

Gericht wissen, ob allein die Tatsache, dass der Kunde auch dem neuen Dienstleister die 

Ausrüstung zur Verfügung stellt, den Übergang der wirtschaftlichen Einheit begründen kann, 

wenn gleichzeitig die Hauptbelegschaft und immaterielle Betriebsmittel nicht übergehen, was 

dem Gericht vor allem unter dem Aspekt fraglich erscheint, dass es wirtschaftlich unvernünf-

tig wäre, vom Kunden den Austausch der Ausrüstung zu verlangen. 

Für den EuGH ist stets eine Gesamtbetrachtung, die jedes Kriteriums des sog. Sieben-

Punkte-Kataloges5 einfließen lässt, entscheidend. Eine Kategorisierung z.B. nach betriebs-

mittelreichen oder betriebsmittelarmen Tätigkeiten und eine isolierte Betrachtung6 der Um-

stände greift damit zu kurz7, ebenso, das kumulative Vorliegen der einzelnen identitätsstiften-

den Kriterien zu verlangen.8 Daran anknüpfend fragt das vorlegende Gericht drittens, ob bei 

der Entscheidung auch zu berücksichtigen ist, dass die BetriebsübergangsRL auch einen ge-

rechten Ausgleich zwischen den Interessen der Arbeitnehmer*innen und denen des Erwer-

bers schaffen soll.9 

 

 zurück zur Übersicht 

 

6. Datenschutz 

 

Schlussanträge 

Schlussanträge des Generalanwalts de la Tour vom 27.01.2022 – C-534/20 – Leistritz 

Rechtsvorschriften: Art. 38 Abs. 3 Satz 2 VO (EU) 2016/679 (DSGVO), Art. 16 AEUV 

Schlagworte: Ordentliche Kündigung von Datenschutzbeauftragten – Vorrang des Unions-

rechts – nationale Regelung, die es verbietet, eine/n Datenschutzbeauftragten ohne wichti-

gen Grund zu kündigen – Datenschutzbeauftragter, dessen Benennung nach dem nationalen 

Recht verpflichtend ist 

Kernaussage: Die Regelung eines Mitgliedstaats, die einen über die DSGVO hinausgehen-

den Kündigungsschutz für den/die Datenschutzbeauftragte*n bereithält, indem ein Arbeitge-

ber den Datenschutzbeauftragten selbst dann nur aus wichtigem Grund kündigen darf, wenn 

die Kündigung nicht mit der Erfüllung der Aufgaben des Datenschutzbeauftragten in Zusam-

menhang steht, ist unionsrechtskonform. 

Sollte der Gerichtshof zu einer anderen Entscheidung kommen, gilt hilfsweise: Der Kündi-

gungsschutz des Datenschutzbeauftragten gem. Art. 38 Abs. 3 Satz 2 DSGVO findet unab-

hängig davon Anwendung, ob der Datenschutzbeauftragte nach Unionsrecht oder nach nati-

onalem Recht verpflichtend benannt wird. 

 
4 EuGH v. 07.03.1996 – C-171/94 und C-172/94 – Merckx und Neuhuys, Rn. 30; EuGH v. 19.10.2017 – C-200/16 – Securi-

tas, Rn. 22 f.; vgl. zum deutschen Recht z.B. BAG v. 11.12.1997 – 8 AZR 729/96.  
5 EuGH v. 11.03.1997 – C-13/95 – Süzen, Rn. 14; EuGH 27.02.2020 – C-298/18 – Grafe und Pohle, Rn. 29 ff., Erl. in HSI-

Report 1/2020, S. 21. 
6 EuGH v. 20.11.2003, C-340/01 – Abler u.a., Rn. 33 f. 
7 In der Entscheidung vom 19.03.2015 – 8 AZR 150/14 Rn. 24, distanziert sich das BAG von der Kategorisierung aus seiner 

vorherigen Rechtsprechung. 
8 Greiner/Pionteck, RdA 2020, 84, 87. 
9 So allgemein EuGH v. 26.03.2020 – C-344/18 – ISS Facility Services NV, Rn. 26, m. Erl. in HIS-Report 1/2020, S. 22 f.; 

kritisch zur Aussagekraft dieser Feststellung Klengel, Kollektivverträge im EU-Betriebsübergangsrecht, 2020, S. 167 ff. 

https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=252844&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=2176565
https://curia.europa.eu/juris/showPdf.jsf?text=&docid=99804&pageIndex=0&doclang=de&mode=lst&dir=&occ=first&part=1&cid=730755
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=195740&pageIndex=0&doclang=DE&mode=lst&dir=&occ=first&part=1&cid=731017
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=195740&pageIndex=0&doclang=DE&mode=lst&dir=&occ=first&part=1&cid=731017
https://curia.europa.eu/juris/liste.jsf?language=de&jur=C,T,F&num=C-13/95
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=223849&pageIndex=0&doclang=de&mode=lst&dir=&occ=first&part=1&cid=731017
https://www.hugo-sinzheimer-institut.de/faust-detail.htm?sync_id=HBS-007672
https://www.hugo-sinzheimer-institut.de/faust-detail.htm?sync_id=HBS-007672
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=48418&pageIndex=0&doclang=de&mode=lst&dir=&occ=first&part=1&cid=731017
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=200&d=2015-03-19&az=8AZR15014&ge=BAG
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=224722&pageIndex=0&doclang=de&mode=lst&dir=&occ=first&part=1&cid=731017
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Erläuterung: Die Klägerin arbeitet bei der Beklagten als „Teamleiterin Recht“ und wurde von 

ihr zusätzlich zur betrieblichen Datenschutzbeauftragten benannt. Die Beklagte ist aufgrund 

ihrer Größe zu einer solchen Benennung verpflichtet. Nachdem der Klägerin später or-

dentlich gekündigt wurde, stellte sich die Frage, ob die Kündigung nach § 38 Abs. 2 i.V.m. 

§ 6 Abs. 4 S. 2 BDSG unwirksam ist, da Datenschutzbeauftragen hiernach nur außeror-

dentlich, aus wichtigem Grund gekündigt werden könne. 

Mit seiner ersten Frage möchte das vorlegende BAG im Wesentlichen wissen, ob der Aus-

schluss der ordentlichen Kündigung der/des Datenschutzbeauftragten mit Art. 38 Abs. 3 

Satz 2 der DSGVO vereinbar ist (Rn. 19). Danach darf der Datenschutzbeauftragte nicht we-

gen der Erfüllung seiner Aufgaben abberufen oder benachteiligt werden – der Kündigungs-

schutz nach nationalem Recht geht also deutlich darüber hinaus. Laut dem GA hat Art. 38 

Abs. 3 Satz 2 DSGVO die Aufgabe, schützende Rahmenbedingungen für die Tätigkeit des 

Datenschutzbeauftragten zu schaffen. Der Unionsgesetzgeber stelle es den Mitgliedstaaten 

frei, die Unabhängigkeit des Datenschutzbeauftragten weiter zu stärken, indem z.B. ein Kün-

digungsschutz geschaffen würde, da eine Kündigung des Arbeitsverhältnisses zwangsläufig 

die Beendigung seines Amtes bewirke (Rn. 42). Der durch nationales Recht gewährleistete 

Schutz müsse aber im Einklang mit der DSGVO stehen. So sei insbesondere wichtig, dass 

es die Möglichkeit gebe, den/die Datenschutzbeauftragten bei mangelhafter Ausführung ih-

rer/seiner Aufgaben abberufen zu können (Rn. 51 f.). 

Für den Fall, dass der EuGH seinem ersten Schlussantrag nicht folgen sollte, formuliert der 

GA hilfsweise Erläuterungen zu den weiteren Vorlagefragen. Art. 38 Abs. 3 Satz 2 DSGVO 

fände auch dann Anwendung, wenn der/die Datenschutzbeauftragte statt nach Unionsrecht 

nach nationalem Recht verpflichtend benannt wird, da die DSGVO nicht danach unter-

scheide, ob die Benennung des Datenschutzbeauftragten verpflichtend oder fakultativ sei 

(Rn. 55). Auf die dritte Frage des BAG, antwortet der GA, dass Art. 38 Abs. 3 S. 2 DSGVO 

auf einer hinreichenden Rechtsgrundlage beruhe. Es hätte also nicht auf die arbeitsrechtli-

chen Kompetenzgrundlagen zurückgegriffen werden müssen. Denn die Vorschrift verfolge 

das Ziel, „den Datenschutzbeauftragten vor jedweder Behinderung bei der Erfüllung seiner 

Aufgaben zu bewahren“, was „ohne Ansehung des Bestehens eines Arbeitsverhältnisses zur 

wirksamen Verwirklichung der Ziele dieser Verordnung beiträgt“ (Rn. 58). 

Insgesamt tragen die Ausführungen des GA zu rechtlicher Klarheit bei. In Hinblick auf die 

erste Vorlagefrage betreffend den erweiterten Kündigungsschutz des/der Datenschutzbeauf-

tragten scheint es naheliegend, dass der EuGH den Schlussanträgen des GA folgt und § 38 

Abs. 2 i.V.m. § 6 Abs. 4 Satz 2 BDSG als nicht europarechtswidrig einstuft. Sollte er sich wi-

der Erwarten anders entscheiden, müsste er sich in seiner Entscheidung vertieft mit der 

Schnittstelle zwischen Arbeits- und Datenschutzrecht auseinandersetzen.10 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
10 Sommer, ZESAR 2021, 340 (341). 
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7. Entsendungen 

 

 

 

Urteile 

Urteil des Gerichtshofs (Große Kammer) vom 08.03.2022 – C-205/20 – Bezirkshaupt-

mannschaft Hartberg-Fürstenfeld  

Rechtsvorschriften: Art. 20 DurchsetzungsRL 2014/67/EU zur EntsendeRL 96/71/EG 

Schlagworte: Entsendung von Arbeitnehmern – Sanktionen – Verhältnismäßigkeit – Unmit-

telbare Wirkung – Grundsatz des Vorrangs des Unionsrechts 

Kernaussage: Art. 20 DurchsetzungsRL hat unmittelbare Wirkung, soweit er verlangt, dass 

die von ihm vorgesehenen Sanktionen verhältnismäßig sind, und kann somit vom Einzelnen 

vor den nationalen Gerichten gegenüber einem Mitgliedstaat, der diesen Artikel unzulänglich 

umgesetzt hat, geltend gemacht werden. 

 

Urteil des Gerichtshofs (Sechste Kammer) vom 10.02.2022 – C-219/20 – Bezirkshaupt-

mannschaft Hartberg-Fürstenfeld 

Rechtsvorschriften: Art. 5 EntsendeRL 96/71/EG, Art. 47 EU-GRC 

Schlagworte: Verjährungsfrist 

Kernaussage: Eine nationale Regelung, die für Ansprüche in Bezug auf die Entlohnung ent-

sandter Arbeitnehmer eine Verjährungsfrist von fünf Jahren vorsieht, ist europarechtskon-

form. 

 

 zurück zur Übersicht 

 

8. Gleichbehandlung 

 

Urteile 

Urteil des Gerichtshofs (Dritte Kammer) vom 10.02.2022 – C‑485/20 – HR Rail SA  

Rechtsvorschriften: Art. 5 GleichbehandlungsrahmenRL 2000/78/EG 

Schlagworte: Diskriminierung wegen einer Behinderung – Probezeitkündigung eines Men-

schen mit Behinderung – angemessene Vorkehrungen – Verpflichtung des Arbeitgebers, Ar-

beitnehmer*innen an einem anderen Arbeitsplatz einzusetzen – unverhältnismäßige Belas-

tung 

Kernaussage: Arbeitnehmer*innen, die aufgrund der Behinderung für die betreffende Stelle 

ungeeignet sind, sind auf einer anderen Stelle einzusetzen, für die sie die notwendige Kom-

petenz, Fähigkeit und Verfügbarkeit aufweisen, sofern der Arbeitgeber durch diese Maß-

nahme nicht unverhältnismäßig belastet wird. 

Erläuterungen: Siehe oben, Anm. von Sutterer-Kipping, HSI-Report 1/2022, S. 5 

 

 

 

https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=255245&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=1851239
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=255245&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=1851239
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=253722&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=2176565
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=253722&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=2176565
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=253723&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=2176565
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Urteil des Gerichtshofs (Dritte Kammer) vom 24.02.2022 – C-389/20 – TGSS  

Rechtsvorschriften: Art. 4 Abs. 1 GleichbehandlungsRL 79/7/EWG 

Schlagworte: Diskriminierung aufgrund des Geschlechts – Hausangestellte – Schutz bei Ar-

beitslosigkeit – besonderer Nachteil für weibliche Beschäftigte – legitime sozialpolitische 

Ziele – Verhältnismäßigkeit 

Kernaussage: Leistungen bei Arbeitslosigkeit dürfen nicht Hausangestellten vorenthalten 

werden, sofern dadurch weibliche Beschäftigte gegenüber männlichen Beschäftigten in be-

sonderer Weise benachteiligt werden und die Regelung nicht durch objektive Gründe ge-

rechtfertigt ist. 

Erläuterungen: In Spanien existiert ein besonderes sozialversicherungsrechtliches System 

für Hausangestellte, das für diese zum Ausschluss aus der Arbeitslosenversicherung führt. 

Der Gerichtshof gibt einige Auslegungshinweise, um beurteilen zu können, ob dieser Aus-

schluss von der Absicherung gegen Arbeitslosigkeit eine gemäß Art. 4 Abs. 1 Gleichbehand-

lungsRL verstoßende verbotene mittelbare Diskriminierung aufgrund des Geschlechts dar-

stellt.  

Vorliegend waren zum Stichtag am 31.03.2021 unter den vom besonderen System erfassten 

Arbeitnehmer*innen 95,5 % Frauen, während in der allgemeinen Sozialversicherung der An-

teil 49,0 % betrug. Unterstellt, diese Daten sind valide, sei von einer Benachteiligung weibli-

cher Beschäftigter auszugehen.11 

Mit Blick auf die mögliche Rechtfertigung führte der Gerichtshof aus, dass die von der spani-

schen Regierung vorgebrachten Gründe (Erhalt des Beschäftigungsniveaus, Förderung von 

Einstellungen, Bekämpfung illegaler Beschäftigung und des Sozialbetrugs) legitime Gründe 

darstellen. Allerdings dürfte dieses Ziel in nicht kohärenter Weise verfolgt werden, wenn aus-

schließlich Hausangestellte der Sonderregelung unterfallen. Denn vergleichbare Beschäfti-

gungsverhältnisse bei nicht gewerblichen Arbeitgebern wie Privatgärtner, Chauffeure, aber 

auch der Beschäftigten in der Landwirtschaft oder bei Reinigungsunternehmen sind sämtlich 

von der Arbeitslosenversicherung erfasst. Zudem sei fraglich, weshalb ausgerechnet die Ar-

beitslosenversicherung vom Schutzumfang ausgeschlossen ist, andere Risiken, wie Arbeits-

unfälle oder Berufskrankheiten, aber abgedeckt werden. Liegt im arbeitsmarktpolitisch moti-

vierten Ausschluss von Beschäftigtengruppen aus der Arbeitslosenversicherung eine mittel-

bare Ungleichbehandlung, legt der EuGH somit einen strengen Maßstab für die Kohärenz 

der Maßnahme an, dem die vorliegend in Rede stehende spanische Regelung für Hausan-

gestellte nicht entsprechen dürfte. 

 

 

Schlussanträge 

Schlussanträge des Generalanwalts de la Tour vom 13.01.2022 – C‑587/20 – HK/Dan-

mark und HK/Privat 

Rechtsvorschriften: Art. 3 Abs. 1 Buchst. a und d GleichbehandlungsrahmenRL 

2000/78/EG, Art. 12 EU-GRC (Vereinigungsfreiheit) 

Schlagworte: Verbot der Diskriminierung aufgrund des Alters – Geltungsbereich – Vorsitz 

einer Arbeitnehmerorganisation – satzungsmäßige Altersgrenze für die Wählbarkeit zum 

Vorsitz 

 
11 Vgl. zum Prüfungsmaßstab beim Heranziehen von statistischen Daten, um eine mittelbare Ungleichbehandlung zu bele-

gen, EuGH v. 24.09.2020 – C-223/19, EU:C:2020:753 – YS, Rn. 51 f., m. Erl. in HSI-Report 3/2020, S. 24. 

https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=254589&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=700823
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=252162&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=2176565
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=252162&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=2176565
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=231563&pageIndex=0&doclang=DE&mode=lst&dir=&occ=first&part=1&cid=7733479
https://www.hugo-sinzheimer-institut.de/faust-detail.htm?sync_id=HBS-007889
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Kernaussage: Eine in der Satzung einer Gewerkschaft für die Wählbarkeit in das Amt des 

Vorsitzenden dieser Organisation vorgesehene Altersgrenze fällt in den Geltungsbereich der 

GleichbehandlungsrahmenRL. 

Erläuterungen: A ist gewählte Sektorvorsitzende der dänischen Arbeitnehmerorganisation 

HK und in dieser Position in Vollzeit gegen Gehalt beschäftigt. Nach der Satzung sind nur 

Mitglieder, die am Wahltag das 60. bzw. 61. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, wählbar. 

Eine erneute Wiederwahl der A scheidet wegen dieser Altersgrenze aus, wogegen sie Be-

schwerde beim dänischen Beschwerdeausschuss für Gleichbehandlung einreicht. 

Das Vorabentscheidungsersuchen betrifft die Frage, ob die Satzungsbestimmung in den An-

wendungsbereich der GleichbehandlungsrahmenRL fällt – die Frage nach dem Bestehen ei-

ner Diskriminierung ist ausdrücklich nicht gestellt worden. Ihre Beantwortung behält sich das 

vorlegende Gericht vor. 

Zunächst verweist der Generalanwalt darauf, dass sowohl aus dem Wortlaut des Art. 3 

Abs. 1 Buchst. a („unselbstständige und selbstständige Erwerbstätigkeit“), als auch aus dem 

Ziel der GleichbehandlungsrahmenRL und deren tatsächliche Umsetzung eine weite Ausle-

gung des Anwendungsbereichs folge (Rn. 32 ff, 36 f.). Zweck sei nämlich nicht vorrangig der 

Schutz der Arbeitnehmer*innen als untergeordnete Partei („unabhängig von Tätigkeitsfeld 

und beruflicher Position“), sondern die Bekämpfung von Diskriminierung im beruflichen Kon-

text (Rn. 37 ff.). Erfasst seien damit jedwede Formen der Beschäftigung unabhängig von Art 

und Ausgestaltung, auf die Eigenschaft als Arbeitnehmer*in komme es demnach nicht an 

(Rn. 32, 48). Damit fallen die Tätigkeit der A und die Satzungsregelung in den Anwendungs-

bereich der GleichbehandlungsrahmenRL nach Art. 3 Abs. 1 Buchst. a. 

Anders könne auch Art. 3 Abs. 1 Buchst. d der GleichbehandlungsrahmenRL, insbesondere 

in Anbetracht des Ursprungs dieser Regelung, nicht ausgelegt werden. Generalanwalt de la 

Tour leitet aus der Entstehungsgeschichte überzeugend ab, dass „Mitwirkung“ nach Art. 3 

Abs. 1 Buchst. d GleichbehandlungsrahmenRL auch den Zugang zur Verwaltung oder Lei-

tung von Gewerkschaften erfasse (Rn. 57). 

Die Einbeziehung der Satzungsbestimmung sei zudem mit der in Art. 12 Abs. 1 EU-GRC 

verankerten Vereinigungsfreiheit von Gewerkschaften vereinbar. Nach Art. 52 Abs. 1 EU-

GRC gilt die Vereinigungsfreiheit nicht schrankenlos (Rn. 64). Wesensgehalt und Verhältnis-

mäßigkeit seien geachtet, da u.a. nur diskriminierende Satzungsregelungen verboten seien. 

Der Generalanwalt macht zudem auf die Gefahr aufmerksam, dass anderenfalls durch die 

Satzung einer Arbeitnehmerorganisation auch Träger*innen weiterer Merkmale ausgeschlos-

sen werden könnten (Rn. 69 f.).  

 

Schlussanträge des Generalanwalts Rantos vom 27.01.2022 – C-405/20 – BVAEB 

Rechtsvorschriften: Art. 5, 12 GleichbehandlungsRL 2006/54/EG, Art. 157 AEUV 

Schlagworte: Gleichbehandlung zwischen Männern und Frauen – inflationsbedingte Anpas-

sung von Beamtenpensionen 

Kernaussage: Eine jährliche Anpassung der Pensionen Beamter in Form einer degressiven 

Höherstufung mit einem vollständigen Ausschluss ab einer bestimmten Pensionshöhe ist zu-

lässig, wenn sich diese Regelung zwar auf einen signifikant höheren Anteil von Männern als 

von Frauen ungünstig auswirkt, jedoch durch objektive Faktoren gerechtfertigt ist, die nichts 

mit einer Diskriminierung aufgrund des Geschlechts zu tun haben. 

 

 

https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=252843&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=2176565
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Neu anhängige Verfahren 

Vorabentscheidungsersuchen des Bundesverwaltungsgericht der Republik Öster-

reich, eingegangen am 26.01.2022 – C-52/22 – Versicherungsanstalt öffentlich Be-

diensteter, Eisenbahnen und Bergbauv 

Rechtsvorschriften: Art. 2 Abs. 1 und 2, Art. 6 Abs. 1 GleichbehandlungsrahmenRL 

2000/78/EG 

Schlagworte: Ungleichbehandlung von Beamtenbezügen – Anpassung des Ruhebezugs – 

Stichtag 

 

Vorabentscheidungsersuchen des Tribunalul Bihor (Rumänien), eingereicht am 

18.10.2021 – C-642/21 u.a. – Parchetul de pe lângă Tribunalul Bihor u.a. 

Rechtsvorschriften: Art. 2 Abs. 1 und 2, Art. 3 Abs. 1 Buchst. c, Art. 9 Abs. 1 Gleichbe-

handlungsRahmenRL 2000/78/EG 

Schlagworte: Verjährungsfrist – Schadensersatzansprüche – Altersdiskriminierung – Aus-

schluss der Höhergruppierung von Beamten nach Inkrafttreten eines Gesetzes 

 

 zurück zur Übersicht 

 

9. Leiharbeit 

 

Urteile/ Beschlüsse 

Urteil des Gerichtshofs (Zweite Kammer) vom 17.03.2022 – C-232/20 – Daimler 

Rechtsvorschriften: Art. 1 Abs. 1 und Art. 5 Abs. 5, Art. 10, Art. 11 LeiharbeitsRL 2008/104 

Schlagworte: „Vorübergehende“ Überlassung – Besetzung eines dauerhaften Arbeitsplatzes 

– aufeinanderfolgende Überlassungen – Sanktionen – Abweichung von der vom nationalen 

Gesetzgeber festgelegten Höchstdauer durch die Sozialpartner 

Kernaussage: 1. Der in Art. 1 Abs. 1 LeiharbeitsRL verwendete Begriff „vorübergehend“ 

steht einem dauerhaften Einsatz von wechselnden Leiharbeitnehmer*innen beim Entleiher 

nicht von vornherein entgegen, auch wenn der Einsatz auf dauerhaften Arbeitsplätzen und 

nicht nur vertretungsweise erfolgt. 

2. Ein Einsatz eines Leiharbeitnehmers von 55 Monaten ist missbräuchlich, falls dieser zu 

einer Beschäftigungsdauer führt, die länger ist als das, was „unter Berücksichtigung sämtli-

cher relevanter Umstände, zu denen insbesondere die Branchenbesonderheiten zählen, und 

im Kontext des nationalen Regelungsrahmens vernünftigerweise als ‚vorübergehend‘ be-

trachtet werden kann, ohne dass eine objektive Erklärung dafür gegeben wird, dass das be-

treffende entleihende Unternehmen auf eine Reihe aufeinanderfolgender Leiharbeitsverträge 

zurückgreift“. Diese Feststellungen zu treffen, ist Sache des vorlegenden Gerichts. 

3. Legt ein Mitgliedstaat eine Höchstdauer der Überlassung derselben/desselben Leiharbeit-

nehmerin/Leiharbeitnehmers an dasselbe entleihende Unternehmen fest, ist eine Über-

gangsvorschrift unzulässig, die die Berücksichtigung von vor dem Inkrafttreten dieser Vor-

schrift liegenden Zeiträumen bei der Berechnung der Frist außen vorlässt. In einem Rechts-

streit zwischen Privatpersonen ist diese Vorschrift aber nicht allein aufgrund des Verstoßes 

gegen Unionsrecht unangewendet zu lassen. 

https://curia.europa.eu/juris/showPdf.jsf?text=&docid=256222&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=1482873
https://curia.europa.eu/juris/showPdf.jsf?text=&docid=256222&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=1482873
https://curia.europa.eu/juris/showPdf.jsf?text=&docid=256222&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=1482873
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=254802&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=2088117
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=254802&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=2088117
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=256022&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=519780
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4. Auch wenn das nationale Recht keine hinreichende Sanktion für einen Richtlinienverstoß 

vorsieht, kann ein*e Leiharbeitnehmer*in aus dem Unionsrecht kein subjektives Recht auf 

Begründung eines Arbeitsverhältnisses mit dem entleihenden Unternehmen ableiten. 

5. Den Tarifvertragsparteien der Branche der entleihenden Unternehmen kann im nationalen 

Recht gestattet werden, von einer im nationalen Recht ansonsten geltenden Höchstdauer 

der Überlassung eines/r Leiharbeitnehmers/nehmerin abzuweichen. 

Erläuterungen: Art. 1 Abs. 1 LeiharbeitsRL charakterisiert Leiharbeit als „vorübergehend“. 

Was dies im Einzelnen bedeutet, ist im europäischen wie auch im deutschen Recht umstrit-

ten. In Deutschland darf ein*e Leiharbeitnehmer*in grundsätzlich 18 Monate an dasselbe Un-

ternehmen überlassen werden und muss es sodann (für mindestens drei Monate) verlassen, 

§ 1 Abs. 1 S. 4, Abs. 1b AÜG. Im Anschluss kann grundsätzlich ein*e andere Leiharbeitneh-

mer*in auf demselben Arbeitsplatz eingesetzt werden. Auch mit der Rechtfertigung, den be-

treffenden Leiharbeitnehmer*innen unter Geltung von „equal pay“ eine längerfristige Per-

spektive im Betrieb zu verschaffen, existieren Tarifverträge, die die Überlassungshöchst-

dauer für die konkreten Beschäftigten noch erweitern (§ 1 Abs. 1b S. 3 AÜG). Der Kläger im 

vorliegenden Verfahren hat sich darauf berufen, dass bei einer Überlassungsdauer von 55 

Monaten nicht mehr von einer „vorübergehenden“ Überlassung gesprochen werden kann. 

Das LAG Berlin-Brandenburg12 hat dem EuGH die Frage vorgelegt, ob eine solche Fallge-

staltung unionsrechtskonform ist.  

Nachdem die Rechtsfragen zur Überlassungsdauer lange ungeklärt geblieben waren, hatte 

der Gerichtshof am 14.10.2020 in der Rs. KG bereits einige Themen der vorliegenden Ent-

scheidung vorweg genommen,13 aber auch Auslegungsspielraum offen gelassen. Der Ge-

richtshof hatte dem Zusammenspiel der Festlegung, dass Leiharbeit „vorübergehend“ zu er-

folgen hat, und dem Verbot des Missbrauchs von Leiharbeit sowie der Umgehung von 

Schutzvorschriften, Art. 5 Abs. 5 LeiharbeitsRL, zwar eine justiziable Vorgabe für die Dauer 

von Überlassungen entnommen14, die näheren Auslegungsgrundsätze aber offen gelassen. 

Immerhin hat er erkennen lassen, dass Leiharbeit für eine*n Arbeitnehmer*in nicht zu einer 

Dauersituation werden darf und eine Reihe von aufeinander folgenden Leiharbeitsverträgen 

eine Umgehung der Bestimmungen der Richtlinie darstellen kann, und zwar „erst recht“, aber 

nicht nur, wenn die/der Leiharbeitnehmer*in an das selbe Entleihunternehmen überlassen 

wird.15  

Bemerkenswerterweise hat es der EuGH in der Daimler-Entscheidung nun ausdrücklich ab-

gelehnt, aus dem „vorübergehend“ abzuleiten, dass die Besetzung eines dauerhaften Ar-

beitsplatzes mit wechselnden Leiharbeitnehmer*innen von vornherein verboten ist. Darüber 

hinaus hat er darauf verzichtet, die unionsrechtlichen Vorgaben des „vorübergehend“ näher 

zu erläutern. Als dogmatischen Anknüpfungspunkt hat er erneut auch auf das Umgehungs-

verbot des Art. 5 Abs. 5 LeiharbeitsRL zurückgegriffen, obwohl das LAG Berlin-Brandenburg 

diese Vorschrift in der Vorlagefrage nicht angeführt hat. Sodann hat er den mitgliedstaatli-

chen Gerichten in der Auslegung – und den Mitgliedstaaten bei der Festlegung der Sanktio-

nen gegen Verstöße – erneut und unter Bestätigung der vorgenannten Entscheidung vom 

14.10.2020 einen großen Spielraum in der Beurteilung gelassen. Der Gerichtshof hat damit 

eine Chance vergeben, die mitgliedstaatlichen Vorschriften zur Leiharbeit zu harmonisieren, 

 
12 LAG Berlin-Brandenburg v. 13.05.2020 – 15 Sa 1991/19. 
13 EuGH v. 14.10.2020, C-681/18 – KG, näher zur Entscheidung etwa Anm. Klengel, in: HSI-Report 3/2020, S. 4; Franzen, 

NZA 2021, 24; Brors AuR 2021, 156; Stiebert/Pohl, ZESAR 2021, 241. 
14 EuGH v. 14.10.2020, C-681/18 – KG, Rn. 63: „den vorübergehenden Charakters der Leiharbeit zu wahren“; Klengel, in: 

HSI-Report 3/2020, S. 4, a.A. Stiebert/Pohl, ZESAR 2021, 241. 
15 EuGH v. 14.10.2020, C-681/18 – KG, Rn. 60, 74, wortwörtlich wiederholt durch EuGH v. 17.03.2022 – C-232/20 – Daim-

ler. 

https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=232406&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1
https://www.hugo-sinzheimer-institut.de/faust-detail.htm?sync_id=HBS-007889
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=232406&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1
https://www.hugo-sinzheimer-institut.de/faust-detail.htm?sync_id=HBS-007889
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=232406&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=256022&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=519780
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=256022&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=519780
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den „vorübergehenden“ Charakter der Leiharbeit für die Praxis zum Tragen zu bringen und 

den in Leiharbeit Beschäftigten so zu einem effektiveren Schutzkonzept zu verhelfen. 

 

 zurück zur Übersicht 

 

10. Soziale Sicherheit 

 

Urteile/Beschlüsse 

Urteil des Gerichtshofs (Fünfte Kammer) vom 10.03.2022 – C‑247/20 – Commissioners 

for Her Majesty's Revenue and Customs 

Rechtsvorschriften: Art. 7 Abs. 1 Buchst. b und Art. 16 FreizügigkeitsRL 2004/38/EG 

Schlagworte: Aufenthaltsrecht eines Kindes – abgeleitetes Aufenthaltsrecht des Elternteils, 

der die elterliche Fürsorge für dieses Kind tatsächlich wahrnimmt – Erfordernis eines umfas-

senden Krankenversicherungsschutzes  

Kernaussage: 1. Weder ein Kind, das ein Recht auf Daueraufenthalt erworben hat, noch der 

Elternteil, der die elterliche Fürsorge für das Kind tatsächlich wahrnimmt, müssen über einen 

umfassenden Krankenversicherungsschutz verfügen, um ihr Recht zum Aufenthalt im Auf-

nahmemitgliedstaat zu behalten. 

2. Bevor ein Kind, ein Recht auf Daueraufenthalt im Aufnahmemitgliedstaat erworben hat, 

muss sowohl dieses Kind als auch der Elternteil, der die elterliche Fürsorge für das Kind tat-

sächlich wahrnimmt, über einen umfassenden Krankenversicherungsschutz im Sinne dieser 

Richtlinie verfügen. 

 

Schlussanträge 

Schlussanträge des Generalanwalts Pitruzzella vom 17.03.2022 – C-713/20 – Raad van 

bestuur van de Sociale verzekeringbank 

Rechtsvorschriften: Art. 11 Abs. 3 lit. a und e KoordinierungsVO (EG) Nr. 883/2004 

Schlagworte: Sozialversicherungsstatut für Wanderarbeitnehmer*innen – Arbeitsverhältnis 

mit einem Leiharbeitsunternehmen – Zeitraum zwischen zwei Arbeitsverhältnissen  

Kernaussage: Für Leiharbeitnehmer*innen, die gewöhnlich in einem anderen Mitgliedstaat 

eingesetzt werden als in dem Mitgliedstaat ihres Wohnsitzes, gilt nicht das Sozialversiche-

rungsstatut des Beschäftigungsstaats, sondern das des Wohnstaats. 

Erläuterungen: In zwei Verfahren vor niederländischen Gerichten haben sich Leiharbeitneh-

mer*innen darauf berufen, auch in Zeiten zwischen ihren Einsätzen dem Sozialversiche-

rungssystem des Beschäftigungsstaates unterworfen zu sein. Der vorlegende niederländi-

sche Gerichtshof hat in der Vorlageentscheidung angegeben, dass zwischen den Einsätzen 

kein Arbeitsverhältnis bestanden hat. Unter dieser Maßgabe plädiert der Generalanwalt da-

rauf, dass das Sozialversicherungsstatut des Wohnstaats maßgeblich ist. Anders sei es, 

wenn das Arbeitsverhältnis, etwa wegen einer Beurlaubung, fortbestehe und lediglich die 

Hauptpflichten suspendiert seien.16  

 

 

 
16 EuGH v. 13.09.2017 – C-569/15 – Staatssecretaris van Financiën, Rn. 21 ff. 

https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=255423&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=7551021
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=255423&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=7551021
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=256044&pageIndex=0&doclang=FR&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=7551021
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=256044&pageIndex=0&doclang=FR&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=7551021
file:///C:/Users/risakm7/AppData/Local/Temp/pid-8516/Staatssecretaris%20van%20Financiën
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Schlussanträge des Generalanwalts de la Tour vom 20.01.2022 – C‑328/20 – Kommis-

sion / Österreich 

Rechtsvorschriften: Art. 4, 7 und 67 KoordinierungsVO (EG) Nr. 883/2004, Art. 7 Abs. 2 

FreizügigkeitsVO (EU) Nr. 492/2011 

Schlagworte: Kindergeld – Anpassungen von Familienleistungen in Abhängigkeit vom Preis-

niveau im Wohnsitzstaat der Kinder – Diskriminierung von Wanderarbeitnehmer*innen 

Kernaussage: Der in Österreich durchgeführte Anpassungsmechanismus von Familienbei-

hilfe und weitere steuerliche Vergünstigungen an das Preisniveau des ständigen Wohnstaa-

tes der Kinder von in Österreich Beschäftigten ist mit Unionsrecht unvereinbar. 

Erläuterungen: Die Republik Österreich gewährt Familienbeihilfe (ähnlich dem Kindergeld in 

Deutschland) in Form pauschaler Geldbeträge sowie eine Reihe sozialer und steuerlicher 

Vergünstigungen für Familien. Für Erwerbstätige, deren Kinder jedoch ihren gewöhnlichen 

Aufenthalt in einem anderen Mitgliedstaat der Union haben, sieht das österreichische Recht 

seit 2019 eine Anpassung dieser Leistungen entsprechend dem Preisniveau des Wohnstaa-

tes des Kindes vor. Die Kommission stuft dies als Verstoß zum einen gegen Art. 7 und 67 

KoordinierungsVO sowie zum anderen gegen Art. 4 KoordinierungsVO und Art. 7 Abs. 2 

FreizügigkeitsVO ein und hat ein Vertragsverletzungsverfahren gegen Österreich eingeleitet. 

Generalanwalt de la Tour versteht Art. 7 der KoordinierungsVO als Ausdruck des Grundsat-

zes der Exportierbarkeit der Leistungen der sozialen Sicherheit (Art. 48 Abs. 1 Buchst. b 

AEUV). Den Wohnsitz des Kindes als Referenz der Ausgestaltung der Leistungen festzule-

gen, verstoße damit gegen die Freizügigkeit der Arbeitnehmer*innen (Rn. 64).  

Die KoordinierungsVO verfolge gerade das Ziel, dass Wanderarbeitnehmer*innen beim Zu-

sammentreffen von Ansprüchen einen Gesamtbetrag erhalten, der dem günstigsten Leis-

tungsbetrag entspricht.17 Gegen die Faktorisierung nach Kaufkraft am Wohnsitz des Kindes 

spreche zudem, dass Wanderarbeitnehmer*innen teilweise die gleichen Steuern und Sozial-

abgaben an den Beschäftigungsstaat wie dessen Staatsangehörige entrichten müssen und 

so zur Finanzierung der sozialpolitischen Maßnahmen dieses Staates beitragen18. Zudem 

berücksichtige die österreichische Regelung nicht die tatsächlichen Unterhaltskosten.  

Der Generalanwalt qualifiziert die Regelung ferner als mittelbare Diskriminierung von Wan-

derarbeitnehmer*innen aufgrund der Staatsangehörigkeit (Art. 4 KoordinierungsVO und Art. 

7 Abs. 2 FreizügigkeitsVO) (Rn. 130). Die verfolgten Regelungsziele, wonach die gewährten 

Leistungen für Familien mit Kindern in Österreich und in anderen Mitgliedstaaten wertmäßig 

einander entsprechen sollen, sei nicht zu halten, da die Leistungen pauschal gewährt wer-

den (Rn. 135 ff.). Um das verfolgte Ziel der Funktionsfähigkeit und Ausgewogenheit des So-

zialsystems zu erreichen, sieht er die Regelung zudem als nicht geeignet und erforderlich an 

(Rn. 146), weil die benachteiligten Wanderarbeitnehmer*innen gerade zur Finanzierung des 

Systems beitragen (Rn. 143). 

Folgt der EuGH dem Generalanwalt, würde dies keine Änderung für die Kindergeldgewäh-

rung in Deutschland bedeuten. Anspruchsvoraussetzung für EU-Bürger*innen ist neben dem 

Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt in Deutschland nur die volle Steuerpflichtigkeit bzw. 

beschränkte Steuerpflicht beim Einbezug in das Sozialversicherungsrecht. Für den Gesetz-

geber würde klargestellt, dass eine Anpassung der Leistung nach Wohnort des Kindes uni-

onsrechtlich nicht gerechtfertigt wäre. 

 

 
17 EuGH v. 18.09.2019 – C-32/18 – Moser, Rn. 42 und 46. 

 

https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=252462&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=2176565
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=252462&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=2176565
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=217866&pageIndex=0&doclang=DE&mode=lst&dir=&occ=first&part=1&cid=744190
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Schlussanträge des Generalanwalts Emiliou vom 03.02.2022 – C‑576/20 – Pensions-

versicherungsanstalt  

Rechtsvorschriften: Art. 44 Abs. 2 DurchführungsVO (EG) Nr. 987/2009 

Schlagworte: Soziale Sicherheit der Wandererwerbstätigen – Koordinierung der Systeme 

der sozialen Sicherheit – Anspruch auf Altersrente – in einem anderen Mitgliedstaat zurück-

gelegte Kindererziehungszeiten – in nur einem Mitgliedstaat ausgeübte Erwerbstätigkeit 

Kernaussage: Ist die DurchführungsVO zeitlich anwendbar, ist ein Mitgliedstaat, in dessen 

Hoheitsgebiet eine Person eine Beschäftigung oder eine selbständige Erwerbstätigkeit aus-

geübt hat, nach nur dann verpflichtet, eine von dieser Person in einem anderen Mitgliedstaat 

zurückgelegte Kindererziehungszeit so zu berücksichtigen, wenn alle Voraussetzungen nach 

Art. 44 Abs. 2 dieser Verordnung in dem betreffenden Fall erfüllt sind. 

 

Neu anhängige Verfahren 

Vorabentscheidungsersuchen des Juzgado de lo Social nº 26 de Barcelona (Spanien), 

eingereicht am 19.11.2020 – C-625/20 – KM/Instituto Nacional de la Seguridad Social 

(INSS) 

Rechtsvorschriften: Art. 4 GleichbehandlungRL 79/7/EWG, Art. 5 GleichbehandlungsRL 

2006/54/EG 

Schlagorte: Dauerhafte vollständige Berufsunfähigkeit – Vereinbarkeit verschiedener Sozial-

versicherungssysteme – mittelbaren Diskriminierung aufgrund des biologischen oder gesell-

schaftlichen Geschlechts – Leistungen, die auf verschiedene Verletzungen zurückzuführen 

sind 

 

Vorabentscheidungsersuchen der Cour de cassation du Grand-Duché de Luxembourg 

(Luxemburg), eingereicht am 01.12.2021 – C-731/21 – GV/Caisse nationale d’assurance 

pension 

Rechtsvorschriften: Art. 18, 45 und 48 AEUV, Art. 7 Abs. 2 FreizügigkeitsVO (EU) Nr. 

492/2011 

Schlagworte: Hinterbliebenenpension – Lebenspartnerschaft – Registereintragung als Vo-

raussetzung der Anerkennung – Ungleichbehandlung aufgrund der Staatsangehörigkeit 

 

Vorabentscheidungsersuchen des Tribunal du travail francophone de Bruxelles (Bel-

gien) vom 20.01.2022, eingegangen am 04.01.2022 – C-45/22 – Service fédéral des Pen-

sions 

Rechtsvorschriften: Art. 55 Abs. 1 Buchst. a KoordinierungsVO (EG) Nr. 883/2004 

Schlagworte: Hinterbliebenenrente – Doppelleistung – Kumulierungsverbot  

 

 

 zurück zur Übersicht 

 

 

 

 

https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=253304&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=2176565
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=253304&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=2176565
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=238621&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=2176565
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=238621&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=2176565
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=238621&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=2176565
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=253913&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=716639
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=253913&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=716639
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=253913&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=716639
https://curia.europa.eu/juris/showPdf.jsf?text=&docid=257023&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=1482873
https://curia.europa.eu/juris/showPdf.jsf?text=&docid=257023&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=1482873
https://curia.europa.eu/juris/showPdf.jsf?text=&docid=257023&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=1482873
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11. Urlaubsrecht 

 

Urteile/Beschlüsse 

Urteil des Gerichtshofs (Siebte Kammer) vom 13.01.2022 – C‑514/20 – Koch Personal-

dienstleistungen 

Rechtsvorschriften: Art. 7 Abs. 1 ArbeitszeitRL 2003/88/EG, Art. 31 Abs. 2 EU-GRC 

Schlagworte: Anspruch auf bezahlten Jahresurlaub – Überstunden – tarifvertragliche Mehr-

arbeitszuschläge – keine Berücksichtigung von bezahltem Jahresurlaub bei der Berechnung 

der zu einem Mehrarbeitszuschlag berechtigenden Arbeitszeit 

Kernaussage: Eine tarifvertragliche Regelung ist unionsrechtswidrig, nach der für die Be-

rechnung, ob die Arbeitszeitschwelle, die einen Mehrarbeitszuschlag auslöst, erreicht ist, der 

Erholungsurlaub nicht als Arbeitszeit berücksichtigt wird. 

Erläuterung: In der vom BAG19 vorgelegten Rechtssache ging es im Kern um die Frage, ob 

Urlaubstage bei der Schwellenwertberechnung für Mehrarbeitszuschläge berücksichtigt wer-

den müssen. 

Der Kläger ist als Leiharbeitnehmer bei der Beklagten beschäftigt, wobei auf sein Arbeitsver-

hältnis der Manteltarifvertrag für Zeitarbeit20 (im Folgenden: MTV) Anwendung findet. Im Au-

gust 2017 wurde ihm der Mehrarbeitszuschlag von der Beklagten verweigert, mit dem Hin-

weis, dass er den tarifvertraglich festgelegten Schwellenwert für geleistete Arbeitsstunden, 

ab dem Mehrarbeitszuschläge geleistet werden, in diesem Monat nicht überschritten hätte. 

Streitig war nun, ob der vom Kläger in diesem Monat genommene Urlaub mit in die Berech-

nung hätte einfließen müssen (dann nämlich wäre der Schwellenwert überschritten worden 

und ein Anspruch auf Mehrarbeiterzuschläge hätte bestanden), oder ob nur tatsächlich ge-

leistete Arbeitsstunden zu berücksichtigen sind. 

Der Anspruch auf bezahlten Jahresurlaub aus Art. 7 Abs. 1 ArbeitszeitRL i.V.m. Art 31 Abs. 

2 EU-GRC, der vom EuGH regelmäßig als „besonders bedeutsamer Grundsatz des Sozial-

rechts der Union“21 herausgehoben wird (Rn. 23), war Gegenstand einer Vielzahl seiner Ent-

scheidungen, die zu großen Veränderungen im deutschen Urlaubsrecht führten,22 wobei sich 

eine arbeitnehmer*innenfreundliche Tendenz in seiner Judikatur erkennen lässt. So verwun-

dert es nicht, dass der EuGH auch bei der vorliegenden Entscheidung zu dem Ergebnis 

kommt, dass die Regelung in § 4.1.2. MTV unionsrechtwidrig ist. Denn werde bei der Be-

rechnung des tarifvertraglich vorgegebenen, für Mehrarbeitszuschläge notwendig zu über-

schreitenden Arbeitsstundenschwellenwerts der Urlaub (genauer, die ihm entsprechenden 

Arbeitsstunden) nicht berücksichtigt, schaffe dies Anreize für Arbeitnehmer*innen, ihren An-

spruch auf Jahresurlaub nicht wahrzunehmen, um etwaige Entgelteinbußen zu vermeiden. 

Denn auch im vorliegenden Fall sei das Entgelt des Klägers für August 2017 aufgrund der 

Ausübung seines Urlaubsanspruchs niedriger gewesen, als das Entgelt, das ihm zugestan-

 
19 Vorlagebeschluss des BAG v. 17.06.2020 – 10 AZR 210/19 (A), NZA 2020, 1551; siehe dazu HSI-Report 4/2021, S. 42; 

siehe auch ErfK/Gallner, 22. Aufl. 2022, BUrlG § 11 Rn. 7a. 
20 Manteltarifvertrag Zeitarbeit zw. Interessenverband Deutscher Zeitarbeitsunternehmen e. V. (iGZ) und den unterzeichnen-

den Mitgliedgewerkschaften des DGB (17. 9. 2013). 
21 EuGH v. 06.11.2018 – C-619/16 – Kreuziger, Rn. 28 und die dort angeführte Rechtsprechung. 
22 EuGH v. 06. 11. 2018 – C-569/16 – Bauer, C-570/16 – Willmeroth; C-619/16 – Kreuziger und C-684/16 –Max-Planck-Ge-

sellschaft, m. Anmerkung Buschmann, HSI-Newsletter 4/2018, S. 4. 

https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=252133&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=2176565
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=252133&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=2176565
https://www.hugo-sinzheimer-institut.de/fpdf/HBS-008233/p_hsi_report_4_2021.pdf
https://epaper.ig-zeitarbeit.de/igz-dgb-tarifwerk-2013-2016/54489830
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=207329&pageIndex=0&doclang=de&mode=lst&dir=&occ=first&part=1&cid=7360573
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=207330&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=7360673
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=207330&pageIndex=0&doclang=de&mode=lst&dir=&occ=first&part=1&cid=7360942
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=207329&pageIndex=0&doclang=de&mode=lst&dir=&occ=first&part=1&cid=7360573
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=207328&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=7361143
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=207328&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=7361143
https://www.boeckler.de/pdf/hsi_newsletter_04_2018.pdf
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den hätte, hätte er regulär gearbeitet (Rn. 38). Daraus folge, dass der in Rede stehende Me-

chanismus zur Anrechnung von Arbeitsstunden nicht mit dem Anspruch auf bezahlten Jah-

resurlaub nach Art. 7 Abs. 1 ArbeitszeitRL vereinbar sei (Rn. 45). 

Die Folgen des Urteils für das deutsche Arbeitsrecht beschränken sich nicht auf die Zeitar-

beitsbranche, sondern wirken sich auf sämtliche tarifvertraglichen Regelungen aus, die für 

die Berechnung von Mehrarbeitszuschlägen auf „tatsächlich geleistete Stunden“ abstellen. 23 

Es können zwar weiterhin Zuschläge für geleistete Mehrarbeit tarifvertraglich vereinbart wer-

den, diese müssen jedoch so ausgestaltet sein, dass sich die Inanspruchnahme von Urlaub 

nicht nachteilig auswirkt. 24 

 

Schlussanträge 

Schlussanträge des Generalanwalts de la Tour vom 13.03.2022 – Verb. Rs. C‑518/20 

und C‑727/20 – Fraport 

Rechtsvorschriften: Art. 7 ArbeitszeitRL 2003/88/EG, Art. 31 Abs. 2 EU-GRC 

Schlagworte: Arbeitsunfähigkeit aufgrund einer Krankheit während eines Bezugszeitraums 

– Fortbestehen des Anspruchs auf bezahlten Jahresurlaub am Ende eines Bezugszeitraums 

und/oder eines Übertragungszeitraums – Verpflichtung, den Arbeitnehmer in die Lage zu 

versetzen, seinen Anspruch auf bezahlten Jahresurlaub wahrzunehmen 

Kernaussage: Der Anspruch auf bezahlten Jahresurlaub, der in einem Bezugszeitraum er-

worben wurde, in dem eine volle Erwerbsminderung oder eine Arbeitsunfähigkeit aufgrund 

einer seitdem fortbestehenden Krankheit eingetreten ist, kann nur erlöschen, wenn der Ar-

beitgeber die oder den Arbeitnehmer*in rechtzeitig in die Lage versetzt hat, diesen Anspruch 

wahrzunehmen. 

 

Neu anhängige Verfahren 

Vorabentscheidungsersuchen des Nejvyšší soud České republiky (Oberstes Gericht 

der Tschechischen Republik) vom 06.12.2021, eingegangen am 28.01.2022 – C-57/22 – 

Ředitelství silnic a dálnic 

Rechtsvorschriften: Art. 7 Abs. 1 ArbeitszeitRL 

Schlagworte: Erfolgreiches Kündigungsschutzverfahren – keine Weiterbeschäftigung wäh-

rend des Gerichtsverfahrens – Entstehung des Anspruchs auf bezahlten Jahresurlaub 

 

Vorabentscheidungsersuchen des Bundesarbeitsgerichts, eingereicht am 26.02.2021 – 

C-120/21 – LB gegen TO 

Rechtsvorschriften: Art. 7 ArbeitszeitRL 2003/88/EG, Art. 31 Abs. 2 EU-GRC 

Schlagworte: Unterliegt der Urlaubsanspruch einer regelmäßigen Verjährungsfrist von drei 

Jahren, wenn der Arbeitgeber den Arbeitnehmer nicht durch entsprechende Aufforderung 

und Hinweise tatsächlich in die Lage versetzt hat, seinen Urlaubsanspruch auszuüben? 

 

 zurück zur Übersicht 

 
23 Holstermann-Heup, ArbRAktuell 2022, 70 
24 Fuhlrott, EWiR 2022, 155. 

https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=256042&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=2457082
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=256042&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=2457082
https://curia.europa.eu/juris/fiche.jsf?id=C%3B57%3B22%3BRP%3B1%3BP%3B1%3BC2022%2F0057%2FP&oqp=&for=&mat=or&lgrec=fr&jge=&td=%3BALL&jur=C&num=C-57%252F22&dates=&pcs=Oor&lg=&pro=&nat=or&cit=none%252CC%252CCJ%252CR%252C2008E%252C%252C%252C%252C%252C%252C%252C%252C%252C%252Ctrue%252Cfalse%252Cfalse&language=en&avg=&cid=880485
https://curia.europa.eu/juris/fiche.jsf?id=C%3B57%3B22%3BRP%3B1%3BP%3B1%3BC2022%2F0057%2FP&oqp=&for=&mat=or&lgrec=fr&jge=&td=%3BALL&jur=C&num=C-57%252F22&dates=&pcs=Oor&lg=&pro=&nat=or&cit=none%252CC%252CCJ%252CR%252C2008E%252C%252C%252C%252C%252C%252C%252C%252C%252C%252Ctrue%252Cfalse%252Cfalse&language=en&avg=&cid=880485
https://curia.europa.eu/juris/fiche.jsf?id=C%3B57%3B22%3BRP%3B1%3BP%3B1%3BC2022%2F0057%2FP&oqp=&for=&mat=or&lgrec=fr&jge=&td=%3BALL&jur=C&num=C-57%252F22&dates=&pcs=Oor&lg=&pro=&nat=or&cit=none%252CC%252CCJ%252CR%252C2008E%252C%252C%252C%252C%252C%252C%252C%252C%252C%252Ctrue%252Cfalse%252Cfalse&language=en&avg=&cid=880485
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=241016&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=1497399
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=241016&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=1497399
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V. Verfahren vor dem EGMR 
 

Zusammengestellt und kommentiert von Karsten Jessolat, DGB Rechtsschutz GmbH, Gewerk-

schaftliches Centrum für Revision und Europäisches Recht, Kassel 

 

 

1. Diskriminierungsverbot 

 

Urteile 

Urteil (3. Sektion) vom 08.03.2022 – Nr. 12736/10 – Zakharova u. a. / Russland 

Rechtsvorschriften: Art. 14 EMRK (Diskriminierungsverbot) i. V. m. Art. 11 EMRK (Ver-

sammlungs- und Vereinigungsfreiheit) 

Schlagworte: Diskriminierung wegen Gewerkschaftsmitgliedschaft – Kündigung des Arbeits-

verhältnisses – Anscheinsbeweis für Diskriminierung – Beweislastumkehr 

Kernaussage: Zur Gewährleistung eines effektiven Rechtsschutzes gegen diskriminierende 

Behandlungen sind die Staaten gemäß Art. 11 MRK und Art. 14 EMRK verpflichtet, ein 

Rechtssystem einzurichten, das einen echten und wirksamen Schutz gegen gewerkschafts-

feindliche Diskriminierung sicherstellt. 

Erläuterungen: Die drei Beschwerdeführerinnen arbeiten in einer kommunalen Jugendbil-

dungseinrichtung in Ostrov. Als Gewerkschaftsmitglieder engagieren sie sich ehrenamtlich in 

der Gewerkschaft der Angestellten für Bildung und Wissenschaft. Aufgrund organisatorischer 

Konflikte zwischen bezirklichen Gliederungen dieser Gewerkschaft wurde im Mai 2008 eine 

unabhängige Gewerkschaft gegründet, denen die Beschwerdeführerinnen beitraten und in 

deren Vorstand sie gewählt wurden. Den Beschwerdeführerinnen wurde seitens ihres Arbeit-

gebers nahegelegt, entweder das Arbeitsverhältnis zu kündigen oder aus der unabhängigen 

Gewerkschaft auszutreten. Die Beschwerdeführerinnen weigerten sich, diesen Aufforderun-

gen nachzukommen. Im September 2008 wurde ihre Arbeitszeit und damit auch ihre Vergü-

tung einseitig durch den Arbeitgeber gekürzt. Unter Hinweis auf die Notwendigkeit, Personal 

entlassen zu müssen, kündigte der Arbeitgeber die Arbeitsverhältnisse der Beschwerdefüh-

rerinnen im November 2008. Zu diesem Zeitpunkt wurden Tarifverhandlungen mit der unab-

hängigen Gewerkschaft geführt, an denen die Beschwerdeführerinnen als ehrenamtliche 

Funktionärinnen teilnahmen. Die gegen die Entlassungen erhobenen Klagen führten zur 

Feststellung der Rechtswidrigkeit der Kündigungen sowie zur Wiedereinstellung der Be-

schwerdeführerinnen. Sowohl das erstinstanzliche Gericht als auch das Berufungsgericht be-

gründeten ihre Entscheidungen mit der fehlenden Anhörung der Gewerkschaft, was nach in-

nerstaatlichem Recht Voraussetzung für eine arbeitgeberseitige Kündigung ist. Zudem habe 

der Arbeitgeber den erforderlichen Personalabbau nicht nachgewiesen. Den Einwand der 

Beschwerdeführerinnen, wegen ihrer Gewerkschaftstätigkeit diskriminiert worden zu sein, 

wiesen die Gerichte zurück. 

Der Gerichtshof hält die Beschwerde, mit der ein Verstoß gegen Art. 14 EMRK i. V. m. Art. 

11 EMRK geltend gemacht wird, für zulässig. Auch wenn die Beschwerdeführerinnen in 

Folge der gerichtlichen Entscheidungen über die Kündigungen wieder eingestellt wurden, ha-

ben die innerstaatlichen Behörden und Gerichte weder eine Verletzung der sich aus Art. 14 

https://hudoc.echr.coe.int/eng?i=001-216157
https://hudoc.echr.coe.int/eng?i=001-216157
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EMRK i. V. m. Art. 11 EMRK ergebenden Rechte anerkannt noch diesbezüglich Abhilfe ge-

schaffen.1  

Hinsichtlich der Begründetheit der Beschwerde weist der Gerichtshof erneut darauf hin, dass 

Personen, die von einer diskriminierenden Behandlung betroffen sind, nach innerstaatlichem 

Recht die Möglichkeit haben müssen, sich dagegen rechtlich zur Wehr zu setzen. Daher sind 

die Staaten nach Art. 11 EMRK und Art. 14 EMRK verpflichtet, ein Rechtssystem einzurich-

ten, das einen echten und wirksamen Schutz gegen gewerkschaftsfeindliche Diskriminierung 

gewährleistet.2 Was den Nachweis einer diskriminierenden Behandlung betrifft, nimmt der 

Gerichtshof Bezug auf seine bisherige Rechtsprechung3, wonach es bei Vorliegen eines An-

scheinsbeweises Sache der Regierung ist, nachzuweisen, dass die Benachteiligung gerecht-

fertigt war. Daraus folgt, dass es in Fällen, in denen Arbeitnehmer*innen diskriminiert wer-

den, erforderlich ist, die Beweislast für das Fehlen eines Diskriminierungstatbestandes auf 

den Arbeitgeber zu verlagern. Auch der Europäische Ausschuss für soziale Rechte des Eu-

roparats4 sowie der Ausschuss für Vereinigungsfreiheit der IAO5 sehen in arbeitsrechtlichen 

Diskriminierungsfällen die Notwendigkeit einer Beweislastumkehr zu Lasten des Arbeitge-

bers. Ein Anscheinsbeweis kann sich aus dem Zusammentreffen hinreichend starker, ein-

deutiger und übereinstimmender Schlussfolgerungen oder ähnlicher unwiderlegbarer Tatsa-

chen und Vermutungen ergeben, wobei die Gerichte an die Grundsätze der freien Beweis-

würdigung gebunden sind.6 In Anwendung dieser Grundsätze geht der Gerichtshof vom Vor-

liegen eines Anscheinsbeweises aus. Die Beschwerdeführerinnen erfuhren in unmittelbarer 

zeitlicher Folge ihrer gewerkschaftlichen Aktivitäten eine diskriminierende Behandlung. Der 

Arbeitgeber konnte nicht darlegen, dass die Kündigungen mit einem beabsichtigten Perso-

nalabbau in Zusammenhang standen. Das legt die dringende Vermutung nahe, dass die ge-

werkschaftlichen Aktivitäten Grund für die Entlassungen waren. Ein solcher Anscheinsbe-

weis genügt, um die Beweislast für das Fehlen einer diskriminierenden Behandlung auf den 

Arbeitgeber zu verlagern. Dabei reicht es nicht aus, wenn dieser behauptet, die vom Arbeit-

nehmer behauptete Diskriminierung sei unsubstantiiert.7 Da die innerstaatlichen Gerichte 

den Diskriminierungsvorwurf der Beschwerdeführerinnen ungeprüft eingelassen bzw. zurück-

gewiesen haben, ist der Staat seinen positiven Verpflichtungen zur Gewährleistung eines 

wirksamen Schutzes vor Diskriminierung nicht nachgekommen. Der Gerichtshof hat daher 

auf eine Verletzung von Art. 14 EMRK i. V. m. Art. 11 EMRK erkannt und den Beschwerde-

führerinnen jeweils eine Entschädigung von 7.500 € zugesprochen. 

Das Ergebnis dieser Rechtsprechung im Hinblick auf die Beweislastumkehr entspricht der 

nach § 22 AGG in Deutschland geltenden Rechtslage, deren Grundsätze auch auf die Diskri-

minierung aufgrund der Gewerkschaftszugehörigkeit entgegen Art. 9 Abs. 3 GG übertragbar 

sein dürften. 

 

 zurück zur Übersicht 

 

 

 
1 EGMR v. 22.03.2012 – Nr. 30078/06 – Konstantin Markin / Russland. 
2 EGMR v. 30.07.2009 – Nr. 67336/01 – Danilenkov u.a. / Russland. 
3 EGMR v. 13.11.2007 – Nr. 57325/00 – D. H. u. a. / Tschechische Republik. 
4 Digest of the case law of the European Committee of Social Rights, December 2018. 
5 Digest of decisions and principles of the Freedom of Association Committee of the Governing Body of the ILO. Fifth (re-

vised) edition, 2006. 
6 EGMR v. 23.06.2016 – Nr. 20261/12 – Baka / Ungarn. 
7 EGMR v. 31.07.2012 – Nr. 20546/07 – Makhashevy / Russland; EGMR v. 07.10.2014 – Nr. 28499/02 – Begheluri / 

Georgien. 

https://hudoc.echr.coe.int/eng?i=001-109868
https://hudoc.echr.coe.int/eng?i=001-93854
https://hudoc.echr.coe.int/eng?i=001-83256
https://rm.coe.int/digest-2018-parts-i-ii-iii-iv-en/1680939f80
https://www.ilo.org/global/topics/freedom-of-association-and-the-right-to-collective-bargaining/WCMS_090632/lang--en/index.htm
https://www.ilo.org/global/topics/freedom-of-association-and-the-right-to-collective-bargaining/WCMS_090632/lang--en/index.htm
https://hudoc.echr.coe.int/eng?i=001-163113
https://hudoc.echr.coe.int/eng?i=001-112535
https://hudoc.echr.coe.int/eng?i=001-146769
https://hudoc.echr.coe.int/eng?i=001-146769
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2. Koalitionsfreiheit 

 

Urteil (3. Sektion) vom 15.03.2022 – Nr. 21881/20 – Genfer Gemeinschaft für Gewerk-

schaftliche Aktion (CGAS) / Schweiz 

Rechtsvorschriften: Art. 11 EMRK (Versammlungs- und Vereinigungsfreiheit) 

Schlagworte: Gewerkschaftsdemonstration zum 1. Mai – Verbot öffentlicher Versammlun-

gen aufgrund der Covid-19-Pandemie – Notwendigkeit der Maßnahme 

Kernaussage: Eine allgemeine Maßnahme, mit der ein Eingriff in das Recht auf Freiheit be-

gründet wird, erfordert eine solide Rechtfertigung sowie eine besonders gründliche und stich-

haltige Überprüfung mit dem Inhalt einer Interessenabwägung durch die innerstaatlichen Ge-

richte. 

Erläuterungen: Die Beschwerdeführerin ist eine nach Schweizer Recht gegründete gemein-

nützige Vereinigung zur Verteidigung der Interessen der Arbeitnehmer*innen und ihrer Mit-

gliedsorganisationen im Bereich der gewerkschaftlichen und demokratischen Freiheiten. Sie 

organisiert regelmäßig gewerkschaftliche Demonstrationen im Kanton Genf. Zur Eindäm-

mung der Corona-Pandemie erließ die Schweizer Regierung am 13.3.2020 zahlreiche Ver-

ordnungen, die u. a. Versammlungsverbote für die Zeit bis zum 30.05.2020 zum Gegenstand 

hatten. 

Mit ihrer Beschwerde macht die Beschwerdeführerin geltend, dass ihr auf der Grundlage der 

Covid-19-Verordnungen die Organisation der Demonstrationen zum 1. Mai 2020 untersagt 

wurde und sie deshalb gezwungen war, die beantragte Genehmigung zurückzuziehen. Damit 

sei gegen ihr Recht auf Versammlungsfreiheit verstoßen worden. 

Nach der Rechtsprechung des Gerichtshofs8, können sich gemeinnützige Vereine nicht 

selbst auf die Einhaltung der Menschenrechte berufen, die ihren Mitgliedern zuerkannt wer-

den. Da aber die Beschwerdeführerin, deren Aufgabe u. a. in der Organisation gewerkschaft-

licher Demonstrationen bestand, durch die Covid-19-Maßnahmen in diesem satzungsmäßi-

gen Zweck gehindert wurde, gesteht ihr der Gerichtshof zu, Opfer einer Menschenrechtsver-

letzung im Sinne von Art. 34 EMRK zu sein. 

Was die Rechtswegerschöpfung betrifft, betont der Gerichtshof, dass Art. 35 EMRK im Zu-

sammenhang mit den Umständen des jeweiligen Einzelfalls zu beurteilen ist und die Vor-

schrift mit einer gewissen Flexibilität und ohne übermäßigen Formalismus angewendet wer-

den muss.9 Daher sind nicht nur die im innerstaatlichen Rechtssystem theoretisch vorgese-

henen Rechtsbehelfe, sondern auch der rechtlich und politische Kontext sowie die persönli-

che Situation der jeweiligen Beschwerdeführer zu berücksichtigen.10 Im Hinblick auf die be-

sondere gesundheitliche und politische Situation im Zusammenhang mit den Corona-Maß-

nahmen geht der Gerichtshof davon aus, dass der Beschwerdeführerin ein wirksamer 

Rechtsbehelf gegen eine Verletzung der Versammlungsfreiheit nach innerstaatlichem Recht 

nicht zur Verfügung stand, so dass es auf die Erschöpfung des innerstaatlichen Rechtswe-

ges nicht ankam. Das für die Beurteilung der Verfassungsmäßigkeit der Covid-19-Verord-

 
8 EGMR v. 29.02.2000 – Nr. 45053/98 – Association des amis de Saint-Raphaël et de Fréjus u. a. / Frankreich; EGMR v. 

05.02.2002 – Nr. 51564/99 –Čonka / Belgien. 
9 EGMR v. 19.03.1991 – Nr. 11069/84 – Cardot / Frankreich; EGMR v. 22.06.1972 – Nr. 2614/65 – Ringeisen / Österreich. 
10 EGMR v. 16.09.1996 – Nr. 21893/93 – Akdivar / Türkei. 

https://hudoc.echr.coe.int/eng?i=001-216195
https://hudoc.echr.coe.int/eng?i=001-216195
https://hudoc.echr.coe.int/eng?i=001-30967
https://hudoc.echr.coe.int/eng?i=001-60026
https://hudoc.echr.coe.int/eng?i=001-57715
https://hudoc.echr.coe.int/eng?i=001-57566
https://hudoc.echr.coe.int/eng?i=001-58152
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nungen zuständige Bundesgericht hatte die Vereinbarkeit dieser Regelungen mit der Ver-

sammlungsfreiheit nicht geprüft. Die Beschwerde war daher insgesamt als zulässig anzuse-

hen. 

Zur Begründetheit der Beschwerde geht der Gerichtshof unter Hinweis auf seine Rechtspre-

chung11 davon aus, dass die staatlichen Maßnahmen zur Bekämpfung der Covid-19-Pande-

mie einen Eingriff in Art. 11 EMRK darstellen. Bei der Beurteilung der Frage, ob ein solcher 

Eingriff in einer demokratischen Gesellschaft notwendig ist, erkennt der Gerichtshof an, dass 

von der Covid-19-Pandemie eine ernst zu nehmende Gefahr für die öffentliche Gesundheit 

besteht und die Erkenntnisse über die Gefährlichkeit des Virus zu Beginn der Pandemie sehr 

eingeschränkt waren. Daher mussten die Staaten rasch reagieren. Allerdings bedeutet ein 

völliges Verbot, sich zu versammeln, eine derart radikale Maßnahme, die einer besonders 

gründlichen und stichhaltigen Begründung bedarf, wobei die unterschiedlichen Interessen 

von den innerstaatlichen Gerichten gegeneinander abzuwägen sind.12 Vorliegend hatte eine 

solche Interessenabwägung durch die Schweizer Gerichte einschließlich des Bundesgerichts 

nicht stattgefunden. Insbesondere wegen der Dringlichkeit der Covid-19-Maßnahmen wäre 

eine unabhängige und wirksame gerichtliche Kontrolle dieser von der Exekutive ergriffenen 

Maßnahmen umso wichtiger gewesen. Auch wenn der Gerichtshof die von der Covid-19-

Pandemie ausgehende Bedrohung für die Gesellschaft und die öffentliche Gesundheit nicht 

verkennt, hat der Eingriff in die Versammlungsfreiheit der Beschwerdeführerin angesichts de-

ren Bedeutung in einer demokratischen Gesellschaft in keinem angemessenen Verhältnis zu 

dem damit verfolgten Ziel gestanden. Zudem haben die innerstaatlichen Gerichte die bean-

standeten Maßnahmen nicht auf ihre Verfassungsmäßigkeit hin überprüft. Der Gerichtshof 

hat daher auf eine Verletzung von Art. 11 EMRK erkannt und diese Feststellung als ange-

messene Genugtuung für den immateriellen Schaden betrachtet. 

Der Richter Krenc hat eine zustimmende Stellungnahme abgegeben, der sich der Richter 

Pavli anschloss. Sie betonen, dass eine außergewöhnliche und ungewisse Situation wie die 

Covid-19-Pandemie die innerstaatlichen Behörden im Hinblick auf die Einschränkungen der 

Grundfreiheiten vor große und komplexe Herausforderungen stellt. Insoweit setze das Urteil 

des Gerichtshofs Maßstäbe zur Bewahrung der Rechtsstaatlichkeit im Sinne der EMRK. 

Die Richterin Seibert-Fohr sowie die Richter Ravarani und Roosma kritisieren in einer ge-

meinsamen abweichenden Stellungnahme bereits die Entscheidung des Gerichtshofs über 

die Zulässigkeit der Beschwerde wegen der fehlenden Erschöpfung des Rechtsweges. Die 

Beschwerdeführerin hätte den Antrag auf Genehmigung der Demonstration aufrechterhalten 

und gegen eine ablehnende Entscheidung Rechtsmittel einlegen können. Im Übrigen werde 

mit der Entscheidung des Gerichtshofs das Recht auf Versammlungsfreiheit zu Unrecht über 

den Schutz der Gesundheit der Bevölkerung gestellt. 

 

 zurück zur Übersicht 

 

 

 

 

 

 
11 EGMR v. 15.10.2015 – Nr. 37553/05 – Kudrevičius u. a. / Litauen. 
12 EGMR v. 19.01.2021 – Nr. 14065/15 – Lacatus / Schweiz; EGMR v. 06.10.2005 – Nr. 74025/01 – Hirst / Vereinigtes Kö-

nigreich; EGMR v. 08.01.2009 – Nr. 29002/06 – Schlumpf / Schweiz. 

https://hudoc.echr.coe.int/eng?i=001-158200
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3. Meinungsfreiheit 

 

Urteile 

Urteil (2. Sektion) vom 01.03.2022 – Nr. 16695/19 – Kozan / Türkei 

Rechtsvorschriften: Art. 10 EMRK (Freiheit der Meinungsäußerung) i. V. m. Art. 13 EMRK 

(Recht auf wirksame Beschwerde)  

Schlagworte: Disziplinarmaßnahme gegen einen Richter – Kritik am Justizsystem – Veröf-

fentlichung eines Presseartikels auf einer Facebook-Seite 

Kernaussage: Eine Debatte über die richterliche Gewalt betrifft einen gesellschaftspoliti-

schen Diskurs, an dem Richter trotz der ihnen auferlegten Pflicht zur Zurückhaltung nicht ge-

hindert sind, teilzunehmen und persönliche Erklärungen zu diesem Thema abzugeben. 

Erläuterungen: Der Beschwerdeführer ist seit 2011 Richter an einem Strafgericht in Van 

und seit Juli 2015 Mitglied des Schwurgerichts in der Provinz Sivas. Am 27.05.2015 erschien 

ein Presseartikel zur Rolle der Justiz im Korruptionsskandal im Dezember 2013. Insbeson-

dere wurden darin bestimmte Entscheidungen des Hohen Rates der Richter und Staatsan-

wälte (Hakimler ve Savcılar Yüksek Kurulu [HCJP]) kritisiert und dessen Unabhängigkeit von 

der Exekutive in Frage gestellt. Diesen Artikel stellte der Beschwerdeführer den Teilnehmern 

einer privaten Facebook-Gruppe, bestehend aus Fachleuten des Justizwesens und Angehö-

rigen der juristischen Wissenschaft, zur Verfügung. Der Artikel löste unter den Mitgliedern 

der Facebook-Gruppe eine rege Diskussion über den Zustand des Justizwesens in der Tür-

kei aus. Gegen den Beschwerdeführer wurde in Folge der Veröffentlichung ein Disziplinar-

verfahren wegen des Verstoßes gegen seine Loyalitätspflichten eingeleitet. Der HCJP 

sprach gegen den Beschwerdeführer einen Verweis aus und begründete diesen insbeson-

dere damit, dass in der Weitergabe des Artikels eine Zustimmung zu der darin geäußerten 

Kritik gesehen werde. Dieses Verhalten sei mit der Würde des Amtes eines Richters nicht 

vereinbar. Die gegen die Entscheidung eingelegte Berufung blieb vor der Generalversamm-

lung des HCJP ohne Erfolg, so dass die Disziplinarverfügung im Jahr 2018 rechtskräftig 

wurde. 

Der Beschwerdeführer ist der Auffassung, dass er durch die Disziplinarmaßnahme in seinem 

Recht auf freie Meinungsäußerung nach Art. 10 EMRK verletzt wird. Zudem rügt er das Feh-

len eines wirksamen Rechtsbehelfs i. S. v. Art. 13 EMRK, da nach nationalem Recht die 

Möglichkeit der gerichtlichen Überprüfbarkeit von Entscheidungen des HCJP nicht besteht. 

Der Gerichtshof hebt unter Hinweis auf seine bisherige Rechtsprechung13 hervor, dass die 

im Hinblick auf die Meinungsfreiheit entwickelten allgemeinen Grundsätze auch für Richter 

gelten. In einer demokratischen Gesellschaft haben Fragen der Gewaltenteilung und insbe-

sondere die Wahrung der Unabhängigkeit der Justiz Bedeutung für das allgemeine Inte-

resse.14 Auch wenn es sich dabei um politische Fragestellungen handelt, sind Richter nicht 

daran gehindert hat, sich an der Debatte zu beteiligen.15 Dies gilt auch dann, wenn von An-

gehörigen der Justizorgane erwartet werden kann, dass sie im Hinblick auf ihre Unabhängig-

keit und Neutralität von ihrer Meinungsfreiheit zurückhaltend Gebrauch machen.16 Das Recht 

auf freie Meinungsäußerung erstreckt sich auch auf die Verbreitung von Informationen über 

 
13 EGMR v. 23.06.2016 – Nr. 20261/12 – Baka / Ungarn; EGMR v. 09.03.2021 – Nr. 76521/12 – Eminağaoğlu / Türkei. 
14 EGMR v. 23.04.2015 – Nr. 29369/10 – Morice / Frankreich. 
15 EGMR v. 28.10.1999 – Nr. 28396/95 – Wille / Liechtenstein. 
16 EGMR v. 28.10.1999 – Nr. 28396/95 – Wille / Liechtenstein; EGMR v. 09.03.2021 – Nr. 76521/12 – Eminağaoğlu / Türkei. 

https://hudoc.echr.coe.int/eng?i=001-215925
https://hudoc.echr.coe.int/eng?i=001-215925
https://hudoc.echr.coe.int/eng?i=001-163113
https://hudoc.echr.coe.int/eng?i=001-208800
https://hudoc.echr.coe.int/eng?i=001-154265
https://hudoc.echr.coe.int/eng?i=001-58338
https://hudoc.echr.coe.int/eng?i=001-58338
https://hudoc.echr.coe.int/eng?i=001-208800
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das Internet und ist insbesondere bei der Nutzung von Seiten der sog. Sozialen Medien zu 

gewährleisten.17 

Der Gerichtshof geht in Anwendung dieser Grundsätze davon aus, dass mit der Disziplinar-

maßnahme nach innerstaatlichem Recht gesetzlich vorgesehene Eingriff zwar noch das legi-

time Ziel der Aufrechterhaltung der Autorität und Unparteilichkeit der Justiz verfolgt wird. Je-

doch entspricht die gegen den Beschwerdeführer verhängte Disziplinarmaßnahme keinem 

zwingenden sozialen Bedürfnis und stellt daher keine in einer demokratischen Gesellschaft 

notwendige Maßnahme im Sinne von Art. 10 Abs. 2 EMRK dar. Bei dieser Beurteilung ist zu 

berücksichtigen, dass der Beschwerdeführer einen Presseartikel verbreitet hat, der Wertur-

teile im Zusammenhang mit einer Debatte über die Unabhängigkeit der Justiz enthält. Aus 

der bloßen Verbreitung des Artikels ist noch nicht die Zustimmung des Beschwerdeführers 

zu der darin enthaltenen Meinung zu sehen. Hinzu kommt, dass die Verhängung einer dis-

ziplinarischen Maßnahme gegen ein Justizorgan abschreckende Wirkung für den gesamten 

Berufsstand hat. In Anbetracht der überragenden Bedeutung des Rechts auf freie Meinungs-

äußerung ist die Disziplinarverfügung in keiner Weise gerechtfertigt und verstößt daher ge-

gen Art. 10 EMRK. 

Bereits in früheren Entscheidungen18 hat der Gerichtshof festgestellt, dass es dem HCJP an 

der erforderlichen Unparteilichkeit fehlt, sodass auch vorliegend dem Beschwerdeführer kein 

Rechtsbehelf im Sinne von Art. 13 EMRK zur Verfügung stand. Der Gerichtshof hat daher 

auf eine Verletzung von Art. 10 EMRK i. V. m. Art. 13 EMRK erkannt und dem Beschwerde-

führer eine Entschädigung i. H. v. 6.000 € zugesprochen. 

 

 zurück zur Übersicht 

 

4. Schutz des Eigentums 

 

Neue (an die jeweilige Regierung zugestellte) Verfahren 

Nr. 32306/16 – Cegielski / Polen (1. Sektion) – eingereicht am 02.06.2016 – zugestellt 

am 07.02.2022 

Rechtsvorschriften: Art. 1 Zusatzprotokoll Nr. 1 (Schutz des Eigentums); Art. 14 EMRK 

(Diskriminierungsverbot) 

Schlagworte: Verzinsung eines Rentenanspruchs – rückwirkende Aufhebung einer gerichtli-

chen Entscheidung 

Erläuterungen: Der Beschwerdeführer bezieht seit 1990 für seine frühere Tätigkeit als Be-

amter des Innenministeriums ein Ruhegehalt. Dieses wurde aufgrund einer Gesetzesände-

rung für die Zeit ab dem 01.01.2010 gekürzt. In Folge seiner erfolgreichen Klage wurde der 

Anspruch des Beschwerdeführers mit einem Urteil des Landgerichts Warschau, das durch 

ein Urteil des Berufungsgerichts bestätigt wurde, wiederhergestellt. Daraufhin wurde ihm die 

Pension für den zurückliegenden Zeitraum in vollem Umfang erstattet. Eine Verzinsung der 

Bezüge erfolgte lediglich für die Zeit vom 12.04.2013 bis zum 19.07.2013. Mit einer weiteren 

Klage begehrte der Beschwerdeführer die Verzinsung seiner Bezüge für den vollständigen 

 
17 EGMR v. 18.12.2012 – Nr. 3111/10 – Ahmet Yıldırım / Türkei. 
18 EGMR v. 13.11.2008 – Nr. 76292/01 – Kayasu / Türkei; EGMR v. 19.10.2010 – Nr. 20999/04 – Özpınar / Türkei. 
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Zeitraum der Nicht-Gewährung. Das letztinstanzliche Gericht wies die Klage mit der Begrün-

dung ab, dass die Rentenbehörde für die verzögerte Zahlung der vollständigen Rente nicht 

verantwortlich gewesen sei. 

Der Beschwerdeführer rügt die Verletzung des Schutzes seines Eigentums, da ihm durch die 

zeitweise Kürzung seiner Altersbezüge zu Unrecht Vermögen entzogen wurde. Zudem 

macht er geltend, dass er aufgrund seines besonderen Status als Rentner im Sinne von Art. 

14 EMRK diskriminiert werde. 

 

Nr. 46882/16 – Argalioti / Griechenland (1. Sektion) – eingereicht am 02.08.2016 – zuge-

stellt am 21.01.2022 

Rechtsvorschriften: Art. 1 Zusatzprotokoll Nr. 1 (Schutz des Eigentums); Art. 6 EMRK 

(Recht auf ein faires Verfahren) 

Schlagworte: Gewährung einer Altersrente – rückwirkende Änderungen gesetzlicher Best-

immungen – überlange Verfahrensdauer 

Erläuterungen: Die Beschwerdeführerin, eine türkische Staatsangehörige griechischer Ab-

stammung, beantragte im Jahr 1992 beim Sozialversicherungsträger (IKA) eine Altersrente 

unter Berücksichtigung der Anerkennung ihrer im Herkunftsland geleisteten Arbeitszeiten. 

Ein Gesetz aus dem Jahr 1992, das diesen Anspruch begründete, wurde im Jahr 1994 rück-

wirkend dahingehend geändert, dass die im Ausland geleisteten Dienstzeiten bei der Be-

rechnung der Altersrente nicht anerkannt wurden. Eine Klage, mit der u. a. die Verfassungs-

widrigkeit der betreffenden gesetzlichen Bestimmungen aus dem Jahr 1994 gerügt wurde 

und über die im Jahr 2016 letztinstanzlich entschieden wurde, blieb erfolglos. 

Mit der Beschwerde wird ein Verstoß gegen das Recht auf Achtung des Eigentums im Sinne 

von Art. 1 Zusatzprotokoll Nr. 1 durch die rückwirkende Anwendung gesetzlicher Bestimmun-

gen geltend gemacht. Überdies wird die Frage aufgeworfen, ob das Verfahren, das vor den 

innerstaatlichen Gerichten von 1999 bis 2016 dauerte, in einer angemessenen Frist i. S. v. 

Art. 6 EMRK verhandelt wurde. 

 

 zurück zur Übersicht 

 

5. Schutz der Privatsphäre 

 

Urteile 

Urteil (4. Sektion) vom 08.02.2022 – Nr. 62250/19 – Jivan / Rumänien 

Rechtsvorschriften: Art. 8 EMRK (Achtung des Privat- und Familienlebens); Art. 6 EMRK 

(Recht auf ein faires Verfahren) 

Schlagworte: Anerkennung des Behindertenstatus – Ausgleich konkurrierender Interessen 

– persönliche Selbstbestimmung als Recht auf Achtung des Privatlebens 

Kernaussage: Der dem Staat durch die EMRK im Hinblick auf Fragen der Sozial-, Wirt-

schafts- und Gesundheitspolitik eingeräumte Ermessensspielraum ist erheblich einge-

schränkt, wenn die Rechte von behinderten oder älteren, versorgungsbedürftigen Menschen 

betroffen sind, sodass es gewichtiger Gründe für etwaige Beschränkungen dieser Rechte be-

darf. 

https://hudoc.echr.coe.int/eng?i=001-216026
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Erläuterungen: Der Beschwerdeführer wurde 1930 geboren und verstarb im Jahr 2020. Im 

Jahr 2015 wurde ihm ein Bein teilamputiert. Darüber hinaus litt er an verschiedenen Krank-

heiten wie grauem Star, Gehörverlust und Inkontinenz. Er war auf einen Rollstuhl angewie-

sen und zuletzt bettlägerig, da er nicht mehr in der Lage war, seinen Rollstuhl allein zu bewe-

gen. Bei seinen täglichen Aktivitäten wurde er von seinem Sohn unterstützt. Aufgrund einer 

im Jahr 2017 durchgeführten Untersuchung zur Bewertung seines Behindertenstatus stellte 

eine hierfür zuständige Kommission eine mittelschwere Behinderung fest. Diese Entschei-

dung focht der Kläger im Jahr 2019 vor dem Bezirksgericht Bihor an und verlangte die Fest-

stellung einer schweren Behinderung mit dem Erfordernis eines persönlichen Assistenten. 

Das Gericht entsprach dem Antrag des Beschwerdeführers. Auf die hiergegen eingelegte 

Berufung der Kommission wurde das Urteil vom Berufungsgericht Oradea 2018 aufgehoben 

und festgestellt, dass die Leiden des Beschwerdeführers lediglich als eine mittlere Behinde-

rung eingestuft werden können. 

Mit der vom Sohn des Beschwerdeführers nach dessen Tod zulässigerweise19 weitergeführ-

ten Beschwerde wird geltend gemacht, dass mit der Weigerung, einen persönlichen Assis-

tenten zu gewähren, in das Privatleben des Beschwerdeführers eingegriffen ist, weil dadurch 

in seiner Selbstbestimmung beeinträchtigt und ihm der damit verbundene Zugang zur Au-

ßenwelt abgeschnitten wurde. 

Der Gerichtshof betont erneut, dass der Begriff des „Privatlebens“ im Sinne von Art. 8 EMRK 

weit zu fassen ist und das Recht auf Selbstbestimmung umfasst.20 Es handelt sich hierbei 

um einen wichtigen Grundsatz für die Auslegung der durch Art. 8 EMRK gewährten Garan-

tien und betrifft einen besonders Aspekt der Existenz und Identität eines Menschen, einem 

Kernrecht, das dem Schutz der EMRK unterfällt.21 Da der Beschwerdeführer aufgrund seines 

Gesundheitszustandes auf ständige Unterstützung angewiesen war, waren die innerstaatli-

chen Behörden verpflichtet, Maßnahmen zu ergreifen, um dessen Selbstbestimmung und 

Würde und somit sein Recht auf Achtung des Privatlebens nach Artikel EMRK zu gewähr-

leisten. 

Auch wenn dem Staat durch die EMRK in Fragen der allgemeinen Politik, einschließlich der 

Sozial-, Wirtschafts- und Gesundheitspolitik ein weiter Ermessensspielraum eingeräumt 

wird,22 ist dieser erheblich eingeschränkt, wenn es um die Rechte von schutzbedürftigen 

Gruppen geht, die Gefahr laufen, diskriminiert zu werden. Hierzu zählen insbesondere Men-

schen mit Behinderungen oder ältere, versorgungsbedürftige Menschen. Für die Einschrän-

kung der Rechte dieser Menschen bedarf es sehr gewichtiger Gründe.23 In Anwendung die-

ser Grundsätze stellt der Gerichtshof fest, dass die innerstaatlichen Behörden bei ihrer Beur-

teilung des gesundheitlichen Zustandes des Beschwerdeführers dessen Recht auf Selbstbe-

stimmung und Achtung seiner Würde nicht hinreichend berücksichtigt haben. Insbesondere 

haben sie den Auswirkungen seiner gesundheitlichen Beeinträchtigung auf sein Leben keine 

Beachtung geschenkt und keine Vorkehrungen getroffen, um ihm die ständig benötigte Un-

terstützung zu gewähren. Die innerstaatlichen Behörden haben es daher versäumt, dem Be-

schwerdeführer, einem älteren behinderten Menschen einen wirksamen Schutz des Rechts 

auf Achtung des Privatlebens zu gewährleisten. Der Gerichtshof hat daher auf einen Verstoß 

gegen Art. 8 EMRK erkannt und dem Sohn des Beschwerdeführers eine Entschädigung in 

Höhe von 8.000 € zugesprochen. 

 
19 EGMR v. 28.09.1999 – Nr. 28114/95 – Dalban / Rumänien; EGMR v. 17.12.2020 – Nr. 73544/14 – Mile Novaković / Kroa-

tien; EGMR v. 15.01.2019 – Nr. 55303/12 – Kanal / Türkei. 
20 EGMR v. 27.08.2015 – Nr. 46470/11 – Parrillo / Italien. 
21 EGMR v. 29.04.2002 – Nr. 2346/02 – Pretty / Vereinigtes Königreich. 
22 EGMR v. 20.05.2014 – Nr. 4241/12 – McDonald / Vereinigtes Königreich. 
23 EGMR v. 22.03.2016 – Nr. 23682/13 – Guberina / Kroatien; EGMR v. 20.05.2010 – Nr. 38832/06 – Alajos Kiss / Ungarn; 

EGMR v. 18.02.2020 – Nr. 3891/19 – Cînța / Rumänien. 
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https://hudoc.echr.coe.int/eng?i=001-98800
https://hudoc.echr.coe.int/eng?i=001-201533


 
 
 
HSI-Report 1/2022  Seite 43 

 

Urteil (2. Sektion) vom 18.01.2022 – Nr. 14833/18 – Adomaitis / Litauen 

Rechtsvorschriften: Art. 8 EMRK (Achtung des Privat- und Familienlebens); Art. 6 EMRK 

(Recht auf ein faires Verfahren) 

Schlagworte: Disziplinarverfahren – Abhören von Telefongesprächen – Notwendigkeit des 

Eingriffs 

Kernaussage: Das Abhören von Telefongesprächen stellt einen sehr schwerwiegenden Ein-

griff in die Rechte einer Person dar und kann nur durch sehr schwerwiegende Gründe, wie 

z.B. den begründeten Verdacht schwerer strafrechtlicher Handlungen gerechtfertigt werden. 

Erläuterungen: Gegen den Beschwerdeführer, den Direktor des Gefängnisses Kybartai, 

wurde ein Disziplinarverfahren wegen des Verdachts des Amtsmissbrauchs eingeleitet. Er 

stand in dem Verdacht, den Häftlingen gegen Bezahlung Vergünstigungen verschafft zu ha-

ben. Wegen der Vorwürfe wurde zugleich eine staatsanwaltschaftliche Ermittlung eingeleitet, 

die die Überwachung des Telefonverkehrs des Beschwerdeführers zum Gegenstand hatte. 

Die dabei gesammelten Informationen bestätigten die gegen den Beschwerdeführer erhobe-

nen Verdachtsmomente. Die Ergebnisse der Ermittlungen wurden im Disziplinarverfahren 

verwendet und führten zur Entfernung des Beschwerdeführers aus dem Amt. 

Neben einem Verstoß gegen Art. 6 EMRK, der mit dem fehlenden Zugang des Beschwerde-

führers zu den im Ermittlungsverfahren gewonnenen Informationen begründet wird, rügt der 

Beschwerdeführer die Verletzung von Art. 8 EMRK durch die staatsanwaltschaftliche ange-

ordnete Telefonüberwachung. 

Was die Verletzung des Anspruchs auf ein faires Verfahren betrifft, stellt der Gerichtshof fest, 

dass dem Beschwerdeführer nach den Feststellungen der innerstaatlichen Gerichte ein hin-

reichender Zugang zu den Ermittlungsergebnissen im Rahmen der gerichtlichen Verfahren 

gewährt wurde. Damit ist den Erfordernissen des kontradiktorischen Verfahrens und der da-

mit verbundenen Waffengleichheit in vollem Umfang entsprochen worden. Das Verfahren 

enthielt angemessene Garantien zum Schutz der Interessen des Beschwerdeführers. 

In Anwendung der Rechtsprechung des Gerichtshofs24 stellt das Abhören der Telefongesprä-

che des Beschwerdeführers und die Speicherung dieser Informationen sowie deren Verwen-

dung im Disziplinarverfahren einen Eingriff in das Recht auf Achtung seines Privatlebens ge-

mäß Art. 8 EMRK dar. Der Gerichtshof hebt erneut hervor, dass das Abhören von Telefonge-

sprächen einen sehr schwerwiegenden Eingriff in die Rechte einer Person darstellt und dass 

nur sehr schwerwiegende Gründe, wie beispielsweise ein begründeter Verdacht auf schwere 

kriminelle Aktivitäten als Grundlage für eine Genehmigung zum Abhören herangezogen wer-

den können.25 Die Befugnisse zur geheimen Überwachung der Bürger sind nach der EMRK 

nur insoweit zulässig, als sie für den Schutz der demokratischen Institutionen unbedingt er-

forderlich sind.26 Diese Voraussetzung sieht der Gerichtshof in vorliegendem Fall als gege-

ben an. Der Eingriff war nach innerstaatlichem Recht gesetzlich vorgesehen. Die Aufklärung 

der auf Korruption gerichteten Handlungen, deren der Beschwerdeführer verdächtigt wurde, 

dient einem legitimen Ziel im Sinne von Art. 8 Abs. 2 EMRK, da damit die Verhütung von Un-

ruhen oder Straftaten sowie der Schutz der Rechte und Freiheiten anderer bezweckt wird. 

Der Eingriff war auch verhältnismäßig, wobei einerseits die Schwere der dem Beschwerde-

führer zur Last gelegten Vorwürfe und andererseits dessen Stellung als Leiter einer JVA so-

 
24 EGMR v. 06.07.2010 – Nr. 35601/04 – Pocius / Litauen. 
25 EGMR v. 10.02.2009 – Nr. 25198/02 – Iordachi u. a. / Moldawien. 
26 EGMR v. 04.05.2000 – Nr. 28341/95 – Rotaru / Rumänien; EGMR v. 31.7.2012 – Nr. 36662/04 – Drakšas / Litauen. 
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wie der Umstand, dass er sich bisher nichts hat zu Schulden kommen lassen, zu berücksich-

tigen waren. Der Gerichtshof hat infolgedessen weder einen Verstoß gegen Art. 6 EMRK 

noch gegen Art. 8 EMRK festgestellt. 

 

Neue (an die jeweilige Regierung zugestellte) Verfahren 

Nrn. 70267/17 und 18424/18 – Ţîmpău und Popa / Rumänien (4. Sektion) – eingereicht 

am 14.09.2017 und 12.04.2018 – zugestellt am 13.01.2022 

Rechtsvorschriften: Art. 8 EMRK (Recht auf Achtung des Privat- und Familienlebens); Art. 

6 EMRK (Recht ein faires Verfahren) 

Schlagworte: Kündigung des Arbeitsverhältnisses – vermeintliches Fehlverhalten im Unter-

richt – Entzug der Lehrerlaubnis 

Erläuterungen: Bei den Beschwerdeführern handelt sich um Lehrer für orthodoxe Religion. 

Die Schule, an der sie tätig waren, beendete das Arbeitsverhältnis, nachdem der Erzbischof 

den Beschwerdeführern die Lehrbefugnis entzogen hatte. Die innerstaatlichen Gerichte er-

klärten sich für die Prüfung einer Kündigungsschutzklage im Hinblick auf die kirchenrechtli-

che Entscheidung für unzuständig. 

Die Beschwerdeführer rügen einen Verstoß gegen Art. 8 EMRK, da die behaupteten Gründe 

der Entlassung (angebliches Fehlverhalten im Unterricht) negative Folgen für ihr Privatleben 

hätten. Darüber hinaus wird wegen der unterlassenen Überprüfung der Angelegenheiten 

durch innerstaatlichen Gerichte ein Verstoß gegen Art. 6 EMRK geltend gemacht. 

 

Nr. 60943/15 – Rosca / Moldawien (4. Sektion) – eingereicht am 14.09.2017 und 

12.04.2018 – zugestellt am 13.01.2022 

Rechtsvorschriften: Art. 8 EMRK (Achtung des Privat- und Familienlebens) 

Schlagworte: Disziplinarverfahren – öffentliche Verbreitung der Vorwürfe 

Erläuterungen: Die Beschwerdeführerin war Richterin und wurde aufgrund unbestätigten 

beruflichen Fehlverhaltens im Rahmen eines Disziplinarverfahrens aus dem Dienst entlas-

sen. Die gegen sie erhobenen Anschuldigungen wurden während des Prozesses medien-

wirksam verbreitet. 

Die Beschwerdeführerin macht geltend, dass die gegen sie vor den innerstaatlichen Gerich-

ten erhobenen Anschuldigungen nicht stichhaltig gewesen seien und sich die Gerichte auf 

Informationen gestützt hätten, die im Laufe des Disziplinarverfahrens nicht bestätigt worden 

seien. Damit werde gegen das Recht auf Achtung des Privatlebens der Beschwerdeführerin 

im Sinne von Art. 8 EMRK verstoßen. 

 

 zurück zur Übersicht 
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6. Verfahrensrecht 

 

Urteile 

Urteil (1. Sektion) vom 17.02.2022 – Nr. 46586 – d’Amico / Italien 

Rechtsvorschriften: Art. 6 EMRK (Recht auf ein faires Verfahren) 

Schlagworte: Berechnung der Höhe einer Hinterbliebenenrente – Änderung der innerstaatli-

chen Rechtsprechung durch rückwirkende Gesetzesänderung 

Kernaussage: Das Prinzip der Rechtsstaatlichkeit und das Recht auf ein faires Verfahren 

schließen jede Einmischung des Gesetzgebers in die Rechtspflege aus, wenn damit eine 

Einflussnahme auf gerichtliche Entscheidungen bezweckt wird. 

Erläuterungen: Im italienischen Rentensystem wurde nach der seit 1959 geltenden Rechts-

lage bei der Gewährung der Altersrente für Beschäftigte des öffentlichen und des privaten 

Sektors unterschieden. Die Beamtenpensionen setzten sich aus einem Prozentsatz des zu-

letzt erzielten Gehalts sowie aus Nebenleistungen (z. B. Lebenshaltungskostenausgleich) 

zusammen, wobei letztere in voller Höhe gezahlt wurden. Die Renten der Beschäftigten des 

privaten Sektors ergaben sich aus einem Prozentsatz der zuletzt erzielten Bezüge, wobei 

Leistungen ebenfalls prozentual gekürzt wurden. In den Jahren 1994 und 1995 wurden Ge-

setze zur Harmonisierung der beiden Rentensysteme verabschiedet. Diese hatten zur Folge, 

dass auch Nebenleistungen der Beamtenpensionen unter Berücksichtigung des für die Be-

rechnung der Rente maßgeblichen Prozentsatzes ermittelt wurden. Für Pensionäre, die vor 

Inkrafttreten der Gesetzesänderung ihr Ruhegehalt bezogen haben, galten die ursprüngli-

chen Regelungen als Besitzstand fort. 

Der Ehemann der Beschwerdeführerin trat zum 01.01.1990 in den Ruhestand und bezog 

eine Beamtenpension nach den damals geltenden Vorschriften. Als dieser am 01.04.2002 

starb, wurde der Beschwerdeführerin eine Hinterbliebenenrente gewährt, bei deren Berech-

nung die Nebenleistungen um den rentenrechtlichen Prozentsatz gekürzt berücksichtigt wur-

den. Mit ihrer Klage hat sie geltend gemacht, dass die Nebenleistungen im Hinblick auf die 

Besitzstandsregelungen in ungekürzter Höhe in die Berechnung der Hinterbliebenenrente 

einzufließen haben. Der zuständige Rechnungshof gab der Klage unter Hinweis auf die 

Rechtsprechung der nationalen Gerichte statt, wonach die Harmonisierung der Rentensys-

teme nur für Renten gelte, die nach dem 01.01.1995 gewährt wurden. Während des Beru-

fungsverfahrens, das gegen die Entscheidung anhängig gemacht wurde, trat am 01.01.2007 

ein Gesetz in Kraft, aufgrund dessen die Berechnung von Hinterbliebenenrenten unabhängig 

von bis dahin geltenden Besitzständen zu erfolgen habe. Auf der Grundlage dieser neuen 

Gesetzgebung hat das Berufungsgericht das erstinstanzliche Urteil aufgehoben und die 

Klage abgewiesen. 

Die Beschwerdeführerin macht geltend, dass sie durch eine während ihres laufenden Ge-

richtsverfahrens eingetretene Gesetzesänderung, die von der bis dahin geltenden Rechts-

lage abwich, in ihrem Recht auf ein faires Verfahren gemäß Art. 6 EMRK verletzt wird. 

Der Gerichtshof betont, dass ein nationaler Gesetzgeber nicht gehindert ist, neue rückwir-

kende Bestimmungen zu erlassen, um geltende Gesetze zu ändern.27 Allerdings ergibt sich 

aus dem Grundsatz der Rechtsstaatlichkeit, dass eine Einmischung des Gesetzgebers in die 

 
27 EGMR v. 07.11.2000 – Nr. 39374/98 – Anagnostopoulos u. a. / Griechenland. 
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derzeit geltende Rechtsprechung ausgeschlossen ist, wenn sie darauf gerichtet ist, eine ge-

richtliche Entscheidung eines Rechtsstreits zu beeinflussen.28 Gesetzliche Rentenregelun-

gen können geändert werden und aus einer gerichtlichen Entscheidung folgt keine Garantie 

auf den Bestand einer solchen Regelung für die Zukunft.29 Dennoch darf der Staat nicht will-

kürlich in den Prozess der Rechtsprechung eingreifen.30  

In vorliegendem Fall war die Berechnung der Hinterbliebenenrenten durch gesetzliche Be-

stimmungen festgelegt, die durch rechtskräftige Entscheidungen der innerstaatlichen Ge-

richte bestätigt wurden. Durch den Erlass der Gesetze im Jahr 2007 während des laufenden 

Prozesses der Beschwerdeführerin wurde zu deren Ungunsten in den Rechtsstreit eingegrif-

fen, ohne dass zwingende Gründe des allgemeinen Interesses dies gerechtfertigt haben. Die 

Achtung des Rechtsstaatsprinzips und der Grundsatz eines fairen Verfahren erfordern es je-

doch, dass die Rechtfertigung einer solchen Maßnahme mit größtmöglicher Sorgfalt geprüft 

wird.31 Dabei genügt es nicht, die Gesetzesänderung mit der Ungleichbehandlung der Ren-

tenbezieher zu begründen. Finanzielle Erwägungen allein können die Einflussnahme des 

Gesetzgebers zur Beilegung von Rechtsstreitigkeiten nicht rechtfertigen.32 Der Gerichtshof 

hat daher einen Verstoß gegen Art. 6 EMRK festgestellt und die beklagte Regierung zur Zah-

lung einer Entschädigung von 9.700 € an die Beschwerdeführerin verurteilt. 

 

Urteil (3. Sektion) vom 01.02.2022 – Nr. 4418/18 – Kramareva / Russland 

Rechtsvorschriften: Art. 6 EMRK (Recht auf ein faires Verfahren) 

Schlagworte: Teilnahme eines Staatsanwalts am Kündigungsschutzprozess – Staatsanwalt 

als unabhängiger Beobachter ohne besondere Befugnisse – Grundsatz der Waffengleichheit 

Kernaussage: Der Grundsatz der Waffengleichheit als Element eines fairen Verfahrens ge-

währt jeder Partei eine angemessene Gelegenheit, ihren Fall unter Bedingungen darzulegen, 

die sie gegenüber ihrem Gegner nicht wesentlich benachteiligt. 

Erläuterungen: Die Beschwerdeführerin wandte sich im Rahmen eines Kündigungsschutz-

prozesses vor dem Bezirksgericht Preobraschenskij in Moskau gegen eine betriebsbedingte 

Kündigung ihres Arbeitsverhältnisses mit einem staatlichen Unternehmen. Mit ihrer Klage be-

gehrte sie die Feststellung der Unwirksamkeit der Kündigung, die Wiedereinstellung, die 

Zahlung einer Entschädigung sowie die Herausgabe von Arbeitspapieren. Während der 

mündlichen Verhandlung vor Gericht war neben den Prozessbeteiligten ein Staatsanwalt zu-

gegen, der eine Stellungnahme abgab, wonach die Klage mit Ausnahme des Anspruchs auf 

Herausgabe der Arbeitspapiere abzuweisen sei. Das Gericht gab der Klage im Hinblick auf 

die Herausgabe der Arbeitspapiere und der Zahlung einer Entschädigung statt. Im Übrigen 

wurde die Klage abgewiesen. Im Berufungsverfahren war die Staatsanwaltschaft wiederum 

vertreten und verteidigte das erstinstanzliche Urteil, das in der Rechtsmittelinstanz bestätigt 

wurde. Weitere Rechtsmittel vor dem Obersten Gerichtshof blieben erfolglos. 

Die Beschwerdeführerin macht geltend, dass ihr durch die Teilnahme der Staatsanwaltschaft 

am Kündigungsschutzverfahren ein Anspruch auf Waffengleichheit im gerichtlichen Verfah-

ren nicht gewährt wurde und ihr deshalb das Recht auf ein faires Verfahren gemäß Art. 6 

EMRK entzogen wurde. 

 
28 EGMR v. 28.10.1999 – Nrn. 24846/94 und 34165/96 bis 34173/96 – Zielinski und Pradal und Gonzalez u. a. / Frankreich. 
29 EGMR v. 13.04.2006 – Nr. 75470/01 – Sukhobokov / Russland. 
30 EGMR v. 18.01.2007 – Nr. 69524/01 – Bulgakova / Russland. 
31 EGMR v. 31.05.2011 – Nr. 46286/09 – Maggio u. a. / Italien. 
32 EGMR v. 28.10.1999 – Nrn. 24846/94 und 34165/96 bis 34173/96 – Zielinski und Pradal und Gonzalez u. a. / Frankreich; 

EGMR v. 29.03.2000 – Nr. 36813/97 – Scordino / Italien; EGMR v. 31.05.2011 – Nr. 46286/09 – Maggio u. a. / Italien. 
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Der Gerichtshof weist erneut darauf hin, dass der Grundsatz der Waffengleichheit ein grund-

legendes Element eines fairen Verfahrens im Sinne von Art. 6 ist und den Parteien zu garan-

tieren hat, dass sie eine angemessene Gelegenheit erhalten, ihre Auffassungen in einer 

Weise darzulegen, die sie gegenüber dem Prozessgegner nicht wesentlich benachteiligt.33 

Die bloße Tatsache dass ein Staatsanwalt als unabhängiges Mitglied der innerstaatlichen 

Rechtspflege außerhalb des Bereichs des Strafrechts an zivilrechtlichen Verfahren teilnimmt, 

führt für sich genommen noch nicht zu einer Beeinträchtigung des zwischen den Parteien be-

stehenden Gleichgewichts.34 Insbesondere in Rechtssachen gegen Russland hatten der Ge-

richtshof entschieden, dass die Teilnahme eines Staatsanwalts an einem Zivilverfahren nicht 

notwendigerweise zu einem Nachteil einer der Parteien führt.35 Auch in vorliegendem Verfah-

ren ist nach dem Vorbringen der Beschwerdeführerin nicht zu erkennen, dass sich die Teil-

nahme des Staatsanwalts auf die Fairness des Verfahrens ausgewirkt hat und dadurch ge-

gen den Grundsatz des kontradiktatorischen Verfahrens verstoßen wurde. Der Gerichtshof 

hat daher keinen Verstoß gegen Art. 6 EMRK festgestellt. 

Der Richter Serghides geht in einer abweichenden Meinung entgegen der Auffassung der 

Mehrheit des Gerichtshofs von einer Verletzung des Rechts auf ein faires Verfahren aus. Er 

ist der Ansicht, dass die nach innerstaatlichen Gesetzen vorgesehene Beteiligung des 

Staatsanwalts an Zivilprozessen das Ziel verfolgt, Einfluss auf die Entscheidungen der Ge-

richte zu nehmen und sich daher zwingend zulasten einer der Parteien auswirkt. Das Recht 

auf ein faires Verfahren verliert seine Wirksamkeit, wenn ein staatliches Organ (hier: die 

Staatsanwaltschaft) dem Verfahren beitritt, um das Gericht im Hinblick auf den Ausgang des 

Verfahrens zu beeinflussen. Nach Auffassung des Richters Serghides wäre daher nicht nur 

ein Verstoß gegen Art. 6 EMRK festzustellen, sondern auch eine angemessene Entschädi-

gung zuzusprechen gewesen. 

 

Urteil (Große Kammer) vom 15.03.2022 – Nr. 43572/18 – Grzęda / Polen 

Rechtsvorschriften: Art. 6 EMRK (Recht auf ein faires Verfahren) 

Schlagworte: Polnische Justizreformen – Schwächung der richterlichen Unabhängigkeit – 

Beeinträchtigung des Rechts auf Zugang zu einem Gericht 

Kernaussage: Der Begriff der „zivilrechtlichen Ansprüche und Verpflichtungen“ i. S. v. Art. 6 

EMRK kann nicht allein unter Bezugnahme auf das innerstaatliche Recht des jeweiligen 

Staates ausgelegt werden, sondern es handelt sich dabei um einen autonomen Begriff, der 

sich aus der EMRK ableitet. 

Erläuterungen: Der Beschwerdeführer ist seit 1986 als Richter am Verwaltungsgericht 

Gorzów Wielkopolski tätig. Im Jahr 2016 wurde er für eine vierjährige Amtszeit in den Natio-

nalen Rat für das Justizwesen (NCJ) gewählt. In Folge der im Jahr 2017 in Polen durchge-

führten Justizreform wurde er vor Ablauf der Amtszeit aus dem NCJ entlassen. Nach Auffas-

sung des Beschwerdeführers gab es keine Möglichkeit, diese Entscheidung anzufechten. Er 

ist weiterhin Richter am Obersten Verwaltungsgericht. 

Unter Berufung auf Art. 6 EMRK und Art. 13 EMRK rügt der Beschwerdeführer, dass ihm der 

Zugang zu einem Gericht verweigert worden sei und hinsichtlich der Entscheidung über die 

vorzeitige Beendigung seiner Amtszeit im NCJ ein wirksamer Rechtsbehelf fehle. 

 
33 EGMR v. 24.04.2003 – Nr. 44962/98 –Yvon / Frankreich; EGMR v. 07.06.2001 – Nr. 39594/98 – Kress / Frankreich; 

EGMR v. 15.01.2009 – Nr. 42454/02 – Menchinskaya / Russland. 
34 EGMR v. 14.03.2002 – Nr. 39832/98 – Todorov / Bulgarien; EGMR v. 24.04.2003 – Nr. 44962/98 –Yvon / Frankreich; 

EGMR v. 07.06.2001 – Nr. 39594/98 – Kress / Frankreich. 
35 EGMR v. 01.04.2010 – Nr. 5447/03 – Korolev / Russland; EGMR v. 26.05.2009 – Nr. 3932/02 – Batsanina / Russland. 

https://hudoc.echr.coe.int/eng?i=001-216400
https://hudoc.echr.coe.int/eng?i=001-216400
https://hudoc.echr.coe.int/eng?i=001-61053
https://hudoc.echr.coe.int/eng?i=001-59511
https://hudoc.echr.coe.int/eng?i=001-90620
https://hudoc.echr.coe.int/eng?i=001-67992
https://hudoc.echr.coe.int/eng?i=001-61053
https://hudoc.echr.coe.int/eng?i=001-59511
https://hudoc.echr.coe.int/eng?i=001-98016
https://hudoc.echr.coe.int/eng?i=001-92667
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Die umstrittene polnische Justizreform des Jahres 2017 war bereits mehrfach Gegenstand 

von Entscheidungen des Gerichtshofs und führte zu dem Ergebnis, dass die Unabhängigkeit 

der Justiz in Polen in Frage zu stellen ist.36 Diese Rechtsprechung wird nunmehr durch die 

Entscheidung der Großen Kammer bestätigt. Der Gerichtshof entschied, dass, obwohl es 

vorliegend nicht um die Entlassung aus dem Richterdienst geht, auch die vorzeitige Beendi-

gung der Amtszeit im NCJ unter den Schutz von Art. 6 EMRK fällt. Der den Richtern zukom-

mende Schutz vor Willkür durch die Legislative oder die Exekutive ist durch die Kontrolle der 

Justizorgane zu gewährleisten.37 Dabei hebt der Gerichtshof die Bedeutung des NCJ im Hin-

blick auf die Unabhängigkeit der Justiz bei der Ernennung und Entlassung von Richtern her-

vor. Die polnische Justizreform führte zu einer Schwächung der richterlichen Unabhängig-

keit, da damit die Ernennung von Richtern unter eine unzulässige Kontrolle der Exekutive 

und Legislative gestellt wurde. Wegen des fehlenden Zugangs zu einem Gericht sieht der 

Gerichtshof das Recht des Beschwerdeführers auf ein faires Verfahren i. S. v. Art. 6 EMRK 

verletzt. Die Zahlung einer Entschädigung für den immateriellen Schaden wurde abgelehnt. 

Der Richter Lemmens betont in einer zustimmenden Stellungnahme, dass die Justiz als Teil 

der Staatsgewalt die Rechte der Bürger zu schützen hat. Wenn sie zum Spielball der politi-

schen Mächte wird und es ihr an der Unabhängigkeit fehlt, wird dieser Schutz in vielen Fällen 

zur Illusion. 

In einer teilweise abweichenden Stellungnahme kritisieren die Richter Serghides und Felici 

die Entscheidung im Hinblick auf die Ablehnung einer Entschädigung, da dadurch die Recht-

sprechung ins Leere läuft. Ihres Erachtens verlange der der EMRK innewohnende Grundsatz 

des wirksamen Schutzes der Menschenrechte38 in vorliegendem Fall den Ausgleich des im-

materiellen Schadens. 

Der polnische Richter Wojtyczek hält in einer abweichenden Stellungnahme Art. 6 EMRK in 

vorliegendem Fall nicht für anwendbar. Die richterliche Unabhängigkeit betreffe ausschließ-

lich die institutionelle Ordnung der Gewaltenteilung und nicht die individuellen Rechte von 

Angehörigen der Justiz. Wenn die richterliche Unabhängigkeit zu einem individuellen Recht 

des Richters gemacht werde, werde damit die im modernen Recht grundlegende Unterschei-

dung zwischen Individuum und staatlichen Organen verwischt und damit die Rechtsstaatlich-

keit ausgehöhlt. 

 

Neue (an die jeweilige Regierung zugestellte) Verfahren 

Nr. 47070/20 – Levrault / Monaco (5. Sektion) – eingereicht am 19.10.2020 – zugestellt 

am 08.02.2022 

Rechtsvorschriften: Art. 6 EMRK (Recht ein faires Verfahren) 

Schlagworte: Nichtverlängerung einer Abordnung – Pflicht zur Begründung einer behördli-

chen Entscheidung 

Erläuterungen: Der Beschwerdeführer wurde als Bediensteter der französischen Justizbe-

hörden in der Zeit vom 01.09.2016 bis zum 31.08.2019 an die Justizbehörden des Fürsten-

tums Monaco abgeordnet. Er beantragte eine Verlängerung der Abordnung, die von den mo-

negassischen Behörden ohne Begründung abgelehnt wurde. Eine Klage auf Aufhebung die-

ser Entscheidung blieb erfolglos. 

 
36 EGMR v. 07.05.2021 – Nr. 4907/18 – Xero Flor w Polsce sp. z o.o. / Polen (s. HSI-Report 2/21, V. 4.); EGMR v. 

29.06.2021 – Nr. 26691/18 – Broda u. Bojara / Polen; EGMR v. 22.07.2021 – Nr. 43447/19 – Reczkowicz / Polen; EGMR 
v. 08.11.2021 – Nrn. 49868/19 u. 57511/19 – Dolińska-Ficek und Ozimek / Polen. 

37 EGMR v. 19.04.2007 – Nr. 63235/00 – Vilho Eskelinen / Finnland. 
38 EGMR v. 13.05.1980 – Nr. 6694/74 – Artico / Italien. 

https://hudoc.echr.coe.int/eng?i=001-216181
https://hudoc.echr.coe.int/eng?i=001-216181
https://hudoc.echr.coe.int/eng?i=001-210065
https://www.hugo-sinzheimer-institut.de/faust-detail.htm?sync_id=HBS-008066
https://hudoc.echr.coe.int/eng?i=001-210693
https://hudoc.echr.coe.int/eng?i=001-211127
https://hudoc.echr.coe.int/eng?i=001-213200
https://hudoc.echr.coe.int/eng?i=001-80249
https://hudoc.echr.coe.int/eng?i=001-57424
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Mit der Beschwerde wird der Anspruch auf ein faires Verfahren gerügt, da die Entscheidung 

über die Verlängerung der Abordnung nicht ausreichend begründet worden und sie offen-

sichtlich willkürlich, irreführend und rechtsverweigernd sei. 

 

Nr. 24735/16 – Rullo u. a. / Italien (1. Sektion) – eingereicht am 26.04.2016 – zugestellt 

am 07.02.2022 

Rechtsvorschriften: Art. 6 (Recht auf ein faires Verfahren) 

Schlagworte: Betriebsübergang – Anerkennung von Vordienstzeiten – Anwendbarkeit rück-

wirkender Rechtsvorschriften 

Erläuterungen: Die Beschwerdeführer waren ursprünglich bei kommunalen Behörden be-

schäftigt. Die Arbeitsplätze wurden auf der Grundlage eines Gesetzes vom Ministerium für 

Bildung, Universitäten und Forschung übernommen. Ihre bei der Gemeindeverwaltung zu-

rückgelegte Dienstzeit wurde vom neuen Arbeitgeber nicht vollständig anerkannt, was zur 

Folge hatte, dass eine Einstufung in eine geringere Dienstaltersstufe der jeweiligen Besol-

dungsgruppe erfolgte. Die Beschwerdeführer erhoben Klage auf Einstufung in die ihrem tat-

sächlichen Dienstalter entsprechende Besoldungsgruppe sowie die Festsetzung einer ihnen 

zustehenden Entschädigung. Nach dem Erlass der erstinstanzlichen Urteile wurden weitere 

Gesetze erlassen, die die Auslegung der ursprünglichen Gesetze durch den Arbeitgeber be-

stätigen. Im Hinblick auf die neue Gesetzeslage wurden die Klagen durch die innerstaatli-

chen Gerichte abgewiesen. Insbesondere der Kassationsgerichtshof sah keine Veranlas-

sung, die Verfassungsmäßigkeit der gesetzlichen Bestimmungen zu prüfen. 

Die Beschwerdeführer machen geltend, dass mit der rückwirkenden Anwendung der neuen 

Gesetzgebung Einfluss auf die gerichtliche Entscheidung genommen wird, worin ein Verstoß 

gegen Art. 6 EMRK liegt. Überdies stellen sich für den Gerichtshof die Fragen, ob ein Eingriff 

aus zwingenden Gründen des allgemeinen Interesses beruhte und ob er eine übermäßige 

individuelle Belastung für die Beschwerdeführer darstellt. 

 

Nr. 45343/18 – Ottaviani u. a. / Italien (1. Sektion) – eingereicht am 18.09.2018 – zuge-

stellt am 07.02.2022 

Rechtsvorschriften: Art. 6 (Recht auf ein faires Verfahren) 

Schlagworte: Betriebsübergang – Anerkennung von Vordienstzeiten – Anwendbarkeit rück-

wirkender Rechtsvorschriften 

Erläuterungen: vgl. Nr. 24735/16 – Rullo u. a. / Italien 

 

Nr. 37113/17 – Temeșan / Rumänien (4. Sektion) – eingereicht am 17.05.2017 – zuge-

stellt am 03.02.2022 

Rechtsvorschriften: Art. 6 EMRK (Recht auf ein faires Verfahren) 

Schlagworte: Privatgeschäftliche Beziehung einer Richterin zum Arbeitgeber des Klägers – 

Besorgnis der Befangenheit des Gerichts 

Erläuterungen: Die Rechtssache betrifft einen Arbeitsrechtsstreit des Beschwerdeführers 

gegen seinen Arbeitgeber über den Bestand des Arbeitsverhältnisses. Im Verfahren vor dem 

Arbeitsgericht beantragte der Beschwerdeführer die Ablehnung zweier Richterinnen des Be-

rufungsgerichts. Er begründete dies damit, dass eine Richterin geschäftliche Beziehungen zu 

seinem beklagten Arbeitgeber, einer Bank, unterhalten habe sowie eine andere Richterin vor 

https://hudoc.echr.coe.int/eng?i=001-216087
https://hudoc.echr.coe.int/eng?i=001-216087
https://hudoc.echr.coe.int/eng?i=001-216088
https://hudoc.echr.coe.int/eng?i=001-216088
https://hudoc.echr.coe.int/eng?i=001-216087
https://hudoc.echr.coe.int/eng?i=001-216006
https://hudoc.echr.coe.int/eng?i=001-216006
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ihrer richterlichen Tätigkeit in der Anwaltskanzlei gearbeitet habe, die den Arbeitgeber im 

Prozess gegen ihn vertritt. Das Gericht lehnte die Befangenheitsanträge ab. Der Arbeitsge-

richtsprozess führte zur Beendigung des Arbeitsverhältnisses. 

Die Beschwerde macht einen Verstoß gegen Art. 6 EMRK geltend und rügt die fehlende un-

parteiischer Besetzung des Berufungsgerichts. 

 

 zurück zur Übersicht 
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VI. Verfahren vor dem Europäischen Ausschuss für Soziale 
Rechte (ESCR) 

 

Zusammengestellt und kommentiert von Ammar Bustami, Universität Hamburg 

 

(Un-)Zulässigkeitsentscheidungen 

Zulässigkeitsentscheidung vom 25.01.2022 – Nr. 199/2021 – European Organisation of 

Military Associations and Trade Unions (EUROMIL) / Portugal über die Beschwerde, dass 

Berufsmilitärverbände in Portugal keine Gewerkschaftsrechte inne haben und ihnen daher un-

tersagt sei, ihre Mitglieder kollektiv zu vertreten und verbindliche Vereinbarungen zu treffen, 

was einen Verstoß gegen Art. 5 (Vereinigungsrecht) und Art. 6 (Recht auf Kollektivverhand-

lungen) RESC darstelle.1 

 

Zulässigkeitsentscheidung vom 24.03.2022 – Nr. 200/2021 – Associazione Professionale 

e Sindacale (ANIEF) / Italien über die Rüge eines Verstoßes der schulischen Unterstützung 

für behinderte Kinder in Italien gegen die Rechte aus Art. 1 (Recht auf Arbeit) und Art. 15 

(Recht behinderter Menschen auf Eigenständigkeit, soziale Eingliederung und Teilhabe am 

Leben der Gemeinschaft) i.V.m. Art. E (Diskriminierungsverbot) RESC.2 

 

 

Sachentscheidungen 

Sachentscheidung vom 08.09.2021 – Nr. 150/2017 – European Youth Forum (YFJ) / Bel-

gien (s. auch PM vom 16.02.2022)3 

Rechtsvorschriften: Art. 4 § 1 (Recht auf ein gerechtes Arbeitsentgelt), Art. 7 (Recht der Kin-

der und Jugendlichen auf Schutz) RESC 

Schlagworte: Gerechtes Arbeitsentgelt – Recht der Jugendlichen auf Schutz – unbezahlte 

Praktika – Arbeitnehmereigenschaft – Diskriminierung – Mobilität 

Kernaussagen: 1. Die ineffiziente Tätigkeit der belgischen Arbeitsaufsichtsbehörde in der Auf-

deckung und Verhinderung von Scheinpraktika, also der missbräuchlichen Ersetzung bezahl-

ter Arbeitsplätze durch unbezahlte Praktika, verstößt gegen das Recht der Arbeitnehmer*in-

nen aus Art. 4 § 1 RESC auf ein Entgelt, das ihnen und ihren Familien einen angemessenen 

Lebensstandard sichert. 

2. Zudem führe die Nichtbezahlung dieser Scheinpraktikant*innen zu einer Diskriminierung in 

Bezug auf Art. 4 § 1 RESC gegenüber denjenigen Arbeitnehmer*innen, welche dieselbe oder 

vergleichbare Tätigkeiten ausführten. 

3. Art. 7 § 5 RESC ist auf die vorliegende Konstellation nicht anwendbar. 

 

 

Neu eingereichte Beschwerden 

Beschwerde vom 17.12.2021 – Nr. 203/2021 – Federation of National Organizations Wor-

king with the Homeless (FEANTSA) / Belgien 

Rechtsvorschriften: Art. 11 (Recht auf Schutz der Gesundheit), 16, 17 (Recht der Familie 

und der Kinder und Jugendlichen auf sozialen, gesetzlichen und wirtschaftlichen Schutz), 
 

1 S. zuletzt HSI-Report 2/2021, S. 54. 
2 S. zuletzt HSI-Report 2/2021, S. 54-55. 
3 S. zuletzt HSI-Newsletter 4/2017, S. 53 sowie HSI-Newsletter 2/2017, S. 48. 
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19 § 4 (Recht der Wanderarbeitnehmer und ihrer Familien auf Schutz und Beistand), 30 (Recht 

auf Schutz gegen Armut und soziale Ausgrenzung) und Art. E (Diskriminierungsverbot) RESC 

Schlagworte: Recht auf Wohnung – Wohnungspolitik – vulnerable Gruppen – Obdachlosig-

keit – Familien mit Kindern – Wanderarbeitnehmer*innen – Reisende 

Erläuterungen: Die beschwerdeführend Organisation rügt, dass es der flämischen Woh-

nungspolitik nicht in ausreichendem Maße gelinge, die schwierige Wohnsituation vieler Fami-

lien zu verbessern, und dass dies insbesondere für die am stärksten gefährdeten Bewohner 

wie obdachlose Familien mit Kindern, Wanderarbeitnehmer*innen und Reisende gelte, was 

einen Verstoß gegen die oben genannten Bestimmungen der Charta darstelle (s. PM vom 

25.01.2022). 

 

 zurück zur Übersicht 

https://www.coe.int/en/web/european-social-charter/-/new-complaint-concerning-belgium
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VII. Aktuelle Entwicklungen  
im internationalen Arbeits- und Sozialrecht 

 

Zusammengestellt von Ammar Bustami, Universität Hamburg 

 

 

1. Europäische Union 

 

1.1 Europäisches Parlament 

Aktuelle Informationen zu Covid-19 

Die neuesten Nachrichten des Parlaments zu den EU-weit koordinierten Maßnahmen zur 

Bewältigung der Coronavirus-Pandemie und der Arbeit des Europäischen Parlaments gibt 

es hier. 

 

Angriffskrieg in der Ukraine (s. Informationsseite des Parlaments) 

Angesichts des russischen Angriffskriegs in der Ukraine haben sich die Mitglieder des Aus-

schusses für Beschäftigung und soziale Angelegenheiten am 17.03.2022 mit Kommissar 

Nicolas Schmit über die Auswirkungen auf den Arbeitsmarkt und den sozialen Schutz in der 

EU ausgetauscht. Dabei sprachen sich der Ausschuss und der Kommissar für eine verstärkte 

Unterstützung ukrainischer Flüchtlinge in Beschäftigung, Bildung und Unterkunft aus. Die 

Abgeordneten betonten die Notwendigkeit eines koordinierten Systems und der Solidarität 

bei der Verteilung der Hilfe und forderten die Mitgliedstaaten auf, menschenwürdige Arbeits-

bedingungen und Schutz vor Sozialdumping für Arbeitswillige zu schaffen sowie Bildung, 

Sprachkurse und andere Integrationsmaßnahmen sicherzustellen (s. PM vom 17.03.2022). 

 

Strategien für die Nutzung künstlicher Intelligenz (s. PM vom 22.03.2022) 

Nachdem die Kommission im April 2021 im Rahmen der EU-Ziele für das digitale Zeitalter 

ihren Verordnungsvorschlag zur Regulierung von Künstlicher Intelligenz (KI) veröffentlicht 

hatte, befasste sich im Anschluss auch das Parlament bereits mit der Thematik (s. zuletzt 

ausführlich HSI-Report 2/2021, S. 58-59). In diesem Zusammenhang hat am 22.03.2022 der 

parlamentarische Sonderausschuss für KI im digitalen Zeitalter (AIDA) seinen abschließen-

den Bericht (Entwurf auf Deutsch) veröffentlicht. Darin warnt AIDA u.a. davor, dass die EU 

im globalen Wettlauf um die technologische Führungsrolle ins Hintertreffen geraten sei. In-

folgedessen bestehe die Gefahr, dass Standards in Zukunft oftmals von nicht-demokrati-

schen Akteuren entwickelt werden könnten, weswegen die EU baldmöglichst als globaler 

Standardsetzer im Bereich der KI agieren müsse. Die Abgeordneten führten zudem aus, dass 

KI die Kapital- und Arbeitsproduktivität, die Innovation, das nachhaltige Wachstum und die 

Schaffung von Arbeitsplätzen steigern könne, wenn sie mit der notwendigen unterstützenden 

Infrastruktur, Bildung und Ausbildung kombiniert werde. 

Daneben befassten sich auch der Ausschuss für bürgerliche Freiheiten, Justiz und Inneres 

und der Ausschuss für Binnenmarkt und Verbraucherschutz im Januar 2022 mit dem Ver-

ordnungsvorschlag der Kommission (s. PM vom 24.01.2022). 

 

 

 

 

https://www.europarl.europa.eu/news/de/headlines/priorities/eu-antwort-auf-das-coronavirus
https://www.europarl.europa.eu/news/de/headlines/priorities/ukraine/20220127STO22047/wie-die-eu-die-ukraine-unterstutzt?xtor=AD-63-%5bukraine2022%5d-%5bmarch_2022%5d-%5bde%5d-%5bbanner%5d-%5bsingle_lk%5d
https://www.europarl.europa.eu/news/en/press-room/20220316IPR25616/eu-should-help-ukrainian-refugees-with-employment-education-and-shelter
https://www.europarl.europa.eu/news/de/press-room/20220318IPR25801/artificial-intelligence-the-eu-needs-to-act-as-a-global-standard-setter
https://ec.europa.eu/info/strategy/priorities-2019-2024/europe-fit-digital-age_en
https://www.hugo-sinzheimer-institut.de/fpdf/HBS-008066/p_hsi_report_2_2021.pdf
https://www.europarl.europa.eu/committees/en/aida/home/highlights
https://www.europarl.europa.eu/cmsdata/246872/A9-0088_2022_EN.pdf
https://www.europarl.europa.eu/meetdocs/2014_2019/plmrep/COMMITTEES/AIDA/PR/2022/03-22/1224166DE.pdf
https://www.europarl.europa.eu/news/de/press-room/20220119IPR21312/artificial-intelligence-act-lead-committees-to-launch-joint-work-on-25-january
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Schutz von Plattformbeschäftigten (s. PM vom 28.03.2022) 

In einem Gespräch mit der Vize-Kommissionspräsidentin Margrethe Vestager forderten die 

Abgeordneten des Ausschusses für Beschäftigung und soziale Angelegenheiten die Auswei-

tung der Kollektivarbeitsrechte auf selbständige Plattform- und Offline-Beschäftigte sowie die 

Beseitigung von Anreizen, Menschen als Scheinselbständige anzustellen. Die Stellung-

nahme steht im Zusammenhang mit den diversen Maßnahmen der Kommission, um die Ar-

beitsbedingungen in der Plattformarbeit zu verbessern (s. zuletzt HSI-Report 4/2021, S. 68), 

u.a. mit dem Entwurf für Leitlinien über die Anwendung des EU-Wettbewerbsrechts. 

 

Gender Pay Gap und Entgelttransparenz (s. PM vom 05.04.2022)) 

Nachdem zunächst der Ausschuss für die Rechte der Frauen und Gleichstellung der Ge-

schlechter und der Ausschuss für Beschäftigung und soziale Angelegenheiten ihren Bericht 

über den Kommissionsvorschlag für eine Richtlinie zur Stärkung der Anwendung des Grund-

satzes des gleichen Entgelts für Männer und Frauen bei gleicher oder gleichwertiger Arbeit 

durch Lohntransparenz und Durchsetzungsmechanismen vorgelegt hatten (s. PM vom 

17.03.2022 sowie zuletzt HSI-Report 4/2021, S. 70), verabschiedete am 05.04.2022 das Ple-

num des Parlaments den entsprechenden Bericht. Demnach sollen Unternehmen in der EU 

mit mindestens 50 Beschäftigten (statt ursprünglich vorgeschlagen 250) ihre Gehälter voll-

ständig transparent machen und die Instrumente zur Bewertung und zum Vergleich des Ge-

haltsniveaus sollten auf geschlechtsneutralen Kriterien beruhen und geschlechtsneutrale Ar-

beitsplatzbewertungs- und Klassifizierungssysteme umfassen. Zudem soll es eine Pflicht zu 

einer gemeinsamen Lohnbewertung und zur Entwicklung eines geschlechtsspezifischen Ak-

tionsplans geben für Unternehmen mit mindestens 2,5 % geschlechtsspezifischem Lohnge-

fälle (statt ursprünglich vorgeschlagen 5 %). Weiterhin beinhaltet der Richtlinienvorschlag 

u.a. Regelungen zum Verbot des Lohngeheimnisses und zur Verlagerung der Beweislast in 

gerichtlichen Verfahren. 

 

 

1.2 Europäische Kommission 

Aktuelle Informationen zu Covid-19 

Die neuesten Nachrichten der Kommission zur gemeinsamen Covid-19-Krisenreaktion gibt 

es hier. U.a. wurde der 3. Bericht zum Kurzarbeitsprogramm SURE veröffentlicht, der anhal-

tenden Erfolg bei der Sicherung von durch die Pandemie bedrohten Arbeitsplätzen zeigt. 

Außerdem wurden 12 Millionen Euro durch den Europäischen Sozialfonds im Rahmen des 

Europäischen Aufbauplans NextGenerationEU für Regionen in Bayern bewilligt (s. PM vom 

18.03.2022). 

 

Normungsstrategie (s. PM vom 02.02.2022) 

Die EU hat am 02.02.2022 eine neue Normungsstrategie vorgestellt. Normen gewährleisten 

die Sicherheit und die Interoperabilität von Produkten. Die Kommission verfolge das Ziel, die 

globale Wettbewerbsfähigkeit der Union zu stärken, den Wandel zu einer resilienten, grünen 

und digitalen Wirtschaft zu ermöglichen und demokratische Werte in Technologieanwendun-

gen zu verankern. Mit der Strategie soll die Normsetzung priorisiert, beschleunigt und gestärkt 

werden. Europäische Normen sollen auf globaler Ebene verankert werden. Der Normungspro-

zess soll für Nutzende und die Zivilgesellschaft geöffnet und stärker mit der Forschung ver-

zahnt werden.  

 

 

 

 

 

https://www.europarl.europa.eu/news/en/press-room/20220328IPR26302/self-employed-should-have-the-right-to-improve-their-working-conditions
https://www.hugo-sinzheimer-institut.de/fpdf/HBS-008233/p_hsi_report_4_2021.pdf
https://ec.europa.eu/competition-policy/public-consultations/2021-collective-bargaining-2_de
https://www.europarl.europa.eu/news/de/press-room/20220401IPR26532/geschlechtsspezifisches-lohngefalle-verbindliche-massnahmen-fur-lohntransparenz
https://www.europarl.europa.eu/doceo/document/A-9-2022-0056_DE.pdf
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=CELEX:52021PC0093&from=EN
https://www.europarl.europa.eu/news/de/press-room/20220309IPR25158/gender-pay-gap-meps-back-binding-pay-transparency-measures
https://www.europarl.europa.eu/news/de/press-room/20220309IPR25158/gender-pay-gap-meps-back-binding-pay-transparency-measures
https://www.hugo-sinzheimer-institut.de/fpdf/HBS-008233/p_hsi_report_4_2021.pdf
https://ec.europa.eu/info/live-work-travel-eu/health/coronavirus-response/overview-commissions-response_de
https://ec.europa.eu/info/live-work-travel-eu/coronavirus-response_de#latest
https://germany.representation.ec.europa.eu/news/kurzarbeitsprogramm-sure-dritter-bericht-zeigt-anhaltenden-erfolg-bei-der-sicherung-von-durch-die-2022-03-24_de
https://ec.europa.eu/info/strategy/recovery-plan-europe_de
https://ec.europa.eu/european-social-fund-plus/en/news/react-eu-eu12-million-additional-resources-recovery-germany?etrans=de
https://ec.europa.eu/european-social-fund-plus/en/news/react-eu-eu12-million-additional-resources-recovery-germany?etrans=de
https://germany.representation.ec.europa.eu/news/neue-normungsstrategie-starkt-die-weltweite-wettbewerbsfahigkeit-der-wirtschaft-der-eu-2022-02-02_de
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Sozialpolitische Entwicklungen in Deutschland (s. PM vom 18.02.2022) 

Im Februar 2022 wurden vier neue Kurzberichte des Europäischen Netzwerks für Sozialpolitik 

(ESPN) veröffentlicht mit Informationen über die jüngsten sozialpolitischen Entwicklungen in 

Deutschland, den Niederlanden und dem Vereinigten Königreich. In den Deutschland betref-

fenden Berichten geht es um die geplante Reform der Grundsicherung für Arbeitssuchende 

sowie um die Finanzreform der deutschen Pflegeversicherung. 

 

Qualifizierungspartnerschaften (s. PM vom 23.02.2022) 

Im Januar und Februar 2022 initiierte die Kommission eine neue Qualifikationspartnerschaft 

für Beschäftigte in der Tourismusbranche (s. PM vom 31.01.2022) sowie für Beschäftigte im 

Baugewerbe (s. PM vom 08.02.2022) im Rahmen des Kompetenzpakts der EU. Diese Quali-

fikationspartnerschaften sind damit Teil der Europäischen Kompetenzagenda, die darauf ab-

zielt, Ressourcen zu mobilisieren und Anreize zu geben, Maßnahmen zur Höher- und Umqua-

lifizierung im Lichte des grünen und digitalen Wandels zu ergreifen (s. HSI-Report 4/2021, 

S. 68-69, sowie HSI-Report 2/2021, S. 57-58).  

 

Strategie zur Förderung menschenwürdiger Arbeit weltweit (s. PM vom 23.02.2022) 

Am 23.02.2022 hat die Kommission ihre Mitteilung über menschenwürdige Arbeit weltweit vor-

gelegt, in deren Mittelpunkt die Beseitigung von Kinder- und Zwangsarbeit steht. Darin werden 

die internen und externen Maßnahmen dargelegt, die die EU zur Verwirklichung menschen-

würdiger Arbeit weltweit ergreift. Das Ziel soll dabei im Mittelpunkt einer inklusiven, nachhalti-

gen und stabilen Erholung von der Pandemie stehen. Die EU-Maßnahmen orientieren sich 

zudem am ILO-Konzept zu menschenwürdiger Arbeit (s. zuletzt HSI-Report 1/2021, S. 64). 

Das Parlament und der Rat sind nun dazu aufgefordert, den vorgelegten Ansatz zu billigen 

und gemeinsam an dessen Umsetzung zu arbeiten. Die Mitteilung der Kommission steht in 

engem Zusammenhang mit dem am selben Tag vorgelegten Vorschlag für eine Richtlinie über 

Nachhaltigkeitspflichten (s. nächster Punkt). 

 

Nachhaltige Unternehmensführung (s. PM vom 23.02.2022) 

Nach einer Verschiebung von Ende 2021 (s. HSI-Report 4/2021, S. 70) veröffentlichte die EU-

Kommission ebenfalls am 23.02.2022 ihren Richtlinienvorschlag über die Sorgfaltspflichten 

von Unternehmen im Hinblick auf Nachhaltigkeit. Mit diesem Rechtsakt sollen Unternehmens-

regeln in allen globalen Wertschöpfungsketten für die Achtung der Menschenrechte und der 

Umwelt verankert werden. Unternehmen sollen damit künftig verpflichtet werden, negative 

Auswirkungen ihrer Tätigkeit auf die Menschenrechte (z.B. durch Kinderarbeit oder die Aus-

beutung von Arbeitnehmer*innen) sowie auf die Umwelt (z.B. durch Umweltverschmutzung 

oder den Verlust an biologischer Vielfalt) zu ermitteln und erforderlichenfalls zu verhindern, 

abzustellen oder zu vermindern. In den Richtlinienvorschlag gingen bereits die Stellungnah-

men im Rahmen der öffentlichen Konsultation ein (s. zuletzt HSI-Report 2/2021, S. 57). Es ist 

nun möglich, bis zum 23.05.2022 Rückmeldungen zum Richtlinienentwurf einzureichen, wel-

che sodann in den weiteren Gesetzgebungsprozess zwischen Rat und Parlament eingehen 

können (s. Konsultationsseite). 

Damit im Zusammenhang steht auch der Richtlinienvorschlag der Kommission zur Nachhal-

tigkeitsberichterstattung von Unternehmen vom 21.04.2021, zu welcher im Februar und 

März 2022 sowohl der Rat (s. PM vom 24.02.2022) als auch der Rechtsausschuss des Parla-

ments (s. PM vom 15.03.2022) ihre Positionen veröffentlichten. 

 

 

 

 

 

https://ec.europa.eu/social/main.jsp?catId=89&furtherNews=yes&newsId=10170&langId=en
https://ec.europa.eu/social/main.jsp?catId=1135&langId=en
https://ec.europa.eu/social/main.jsp?catId=1135&langId=en
https://ec.europa.eu/social/BlobServlet?docId=25252&langId=en
https://ec.europa.eu/social/BlobServlet?docId=25253&langId=en
https://germany.representation.ec.europa.eu/news/kein-profit-mit-umweltschaden-und-zwangsarbeit-kommission-legt-strategie-fur-weltweit-2022-02-23_de
https://germany.representation.ec.europa.eu/news/kommission-treibt-neue-qualifizierungspartnerschaft-fur-beschaftigte-der-tourismusbranche-voran-2022-01-31_de
https://germany.representation.ec.europa.eu/news/kommission-fordert-die-qualifizierung-und-umschulung-von-arbeitnehmern-im-baugewerbe-2022-02-08_de
https://ec.europa.eu/social/main.jsp?catId=1517&langId=en
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_20_1196
https://www.hugo-sinzheimer-institut.de/fpdf/HBS-008233/p_hsi_report_4_2021.pdf
https://www.hugo-sinzheimer-institut.de/fpdf/HBS-008066/p_hsi_report_2_2021.pdf
https://germany.representation.ec.europa.eu/news/kein-profit-mit-umweltschaden-und-zwangsarbeit-kommission-legt-strategie-fur-weltweit-2022-02-23_de
https://ec.europa.eu/social/BlobServlet?docId=25260&langId=en
https://www.ilo.org/global/topics/decent-work/lang--en/index.htm
https://www.hugo-sinzheimer-institut.de/fpdf/HBS-008008/p_hsi_report_1_2021.pdf
https://germany.representation.ec.europa.eu/news/globale-lieferketten-eu-will-sorgfaltspflicht-von-unternehmen-einfuhren-2022-02-23_de
https://www.hugo-sinzheimer-institut.de/fpdf/HBS-008233/p_hsi_report_4_2021.pdf
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=CELEX:52022PC0071&from=EN
https://www.hugo-sinzheimer-institut.de/fpdf/HBS-008066/p_hsi_report_2_2021.pdf
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/12548-Nachhaltige-Unternehmensfuhrung_de
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=CELEX:52021PC0189&from=EN
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=CELEX:52021PC0189&from=EN
https://www.consilium.europa.eu/en/press/press-releases/2022/02/24/council-adopts-position-on-the-corporate-sustainability-reporting-directive-csrd/
https://www.europarl.europa.eu/news/de/press-room/20220314IPR25409/companies-to-be-more-accountable-for-their-social-and-environmental-impact
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Neue Online-Plattform für Hinweisgeber*innen (s. PM vom 04.03.2022) 

Seit dem 04.03.2022 können Hinweisgeber*innen über eine neue Online-Plattform der Kom-

mission Verstöße gegen EU-Sanktionen leichter und anonym melden. Im Falle von glaubwür-

digen zugespielten Informationen übermittelt die Kommission den anonymisierten Bericht und 

weitere zusammengetragene Informationen den zuständigen nationalen Behörden in den be-

treffenden Mitgliedstaaten. 

 

Empfehlung zu Mindesteinkommen (s. PM vom 08.03.2022) 

Die Kommission veröffentlichte im März einen Aufruf zur Einreichung von Informationen zum 

Thema Mindesteinkommen in Vorbereitung eines Vorschlags für eine Ratsempfehlung über 

ein angemessenes Mindesteinkommen in der EU. Bis zur Frist am 01.04.2022 wurden 75 

Rückmeldungen eingereicht, auf deren Grundlage die Kommission für das 3. Quartal 2022 

den entsprechenden Empfehlungsvorschlag ausarbeiten wird. 

 

Angriffskrieg in der Ukraine (s. Informationsseite der Kommission) 

Die Kommission hat sich zu verschiedenen Schritten der EU geäußert, um den Mitgliedstaa-

ten zu helfen, damit die Schutzberechtigten ihre Rechte auf Bildung, medizinische Versor-

gung, Unterkunft und Beschäftigung wirksam wahrnehmen können (s. PM der Kommission 

vom 23.03.2022 sowie das Faktenblatt). In Bezug auf den Zugang zu Arbeitsplätzen sind die 

Mitgliedstaaten aufgefordert, Maßnahmen zu ergreifen, um Neuankömmlingen zu helfen, ihr 

Recht auf Arbeit rasch wahrzunehmen oder sich beruflich weiterzubilden. Zudem hat die 

Kommission die ukrainische Sprache zum EU-Instrument zur Erstellung von Kompetenzpro-

filen für Drittstaatsangehörige hinzugefügt, damit ukrainische Arbeitsuchende und Studie-

rende, die ihr Studium fortsetzen möchten, ihre Kompetenzen darstellen und Möglichkeiten 

und Beratung über die nächsten Schritte in Anspruch nehmen können.   

 

Europäisches Jahr der Jugend (s. PM vom 24.03.2022) 

Die Kommission hat am 24.03.2022 das Europäische Lehrlingsnetzwerk (EAN) wieder neu ins 

Leben gerufen, das der dualen Ausbildung und dem Engagement junger Menschen neue Im-

pulse verleihen soll. Mitgliedstaaten und Interessierte können sich an Aktivitäten zur Förderung 

der Lehrlingsausbildung und der Vertretung der Auszubildenden auf nationaler Ebene beteili-

gen. Die Wiederbelebung des Netzwerks ist eine der Maßnahmen, die im Rahmen der Initia-

tive zur Förderung der Jugendbeschäftigung (s. zuletzt HSI-Report 3/2020, S. 54) geplant 

sind, und trägt zur Umsetzung des ersten Grundsatzes der Europäischen Säule sozialer 

Rechte (s. zuletzt HSI-Report 1/2021, S. 57) bei. 

 

 

1.3 Europäischer Rat und Rat der Europäischen Union 

Aktuelle Informationen zu Covid-19 

Die neuesten Nachrichten des Europäischen Rats und des Rats der Europäischen Union 

zum Ausbruch von Covid-19 gibt es hier. 

 

Schutz vor krebserzeugenden Stoffen am Arbeitsplatz (s. PM vom 03.03.2022) 

Nach der Einigung mit dem Parlament (s. PM vom 16.12.2021) nahm der Rat am 03.03.2022 

endgültig die neue Richtlinie (EU) 2022/431 zur Änderung der Richtlinie 2004/37/EG über 

den Schutz der Arbeitnehmer gegen Gefährdung durch Karzinogene oder Mutagene bei der 

Arbeit an (s. zuletzt HSI-Report 3/2020, S. 55). 

 

Frauen in Leitungsorganen von Unternehmen (s. PM vom 14.03.2022) 

Am 14.03.2022 einigten sich die Minister*innen für Beschäftigung und Soziales auf eine „all-

gemeine Ausrichtung“ zu einer europäischen Richtlinie für eine ausgewogenere Vertretung 

https://germany.representation.ec.europa.eu/news/verstosse-gegen-sanktionen-neue-online-plattform-fur-whistleblower-2022-03-04_de
https://ec.europa.eu/info/business-economy-euro/banking-and-finance/international-relations/restrictive-measures-sanctions_en
https://ec.europa.eu/social/main.jsp?catId=89&furtherNews=yes&newsId=10189&langId=en
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/13294-Empfehlung-zum-Mindesteinkommen_de
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/13294-Empfehlung-zum-Mindesteinkommen_de
https://ec.europa.eu/info/strategy/priorities-2019-2024/stronger-europe-world/eu-solidarity-ukraine_en
https://ec.europa.eu/social/main.jsp?langId=de&catId=89&newsId=10201&furtherNews=yes
https://ec.europa.eu/social/main.jsp?langId=de&catId=89&newsId=10201&furtherNews=yes
https://ec.europa.eu/social/BlobServlet?docId=25448&langId=en
https://ec.europa.eu/migrantskills/#/
https://ec.europa.eu/migrantskills/#/
https://germany.representation.ec.europa.eu/news/europaisches-jahr-der-jugend-neustart-des-europaischen-azubi-netzwerks-2022-03-24_de
https://apprenticesnetwork.eu/
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_20_1193
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_20_1193
https://www.hugo-sinzheimer-institut.de/fpdf/HBS-007889/p_hsi_report_3_2020.pdf
https://ec.europa.eu/info/strategy/priorities-2019-2024/economy-works-people/jobs-growth-and-investment/european-pillar-social-rights/european-pillar-social-rights-20-principles_de
https://ec.europa.eu/info/strategy/priorities-2019-2024/economy-works-people/jobs-growth-and-investment/european-pillar-social-rights/european-pillar-social-rights-20-principles_de
https://www.hugo-sinzheimer-institut.de/fpdf/HBS-008008/p_hsi_report_1_2021.pdf
https://www.consilium.europa.eu/de/policies/covid-19-coronavirus-outbreak-and-the-eu-s-response/
https://www.consilium.europa.eu/de/press/press-releases/2022/03/03/eu-strengthens-protection-of-workers-from-dangerous-chemicals/
https://www.consilium.europa.eu/de/press/press-releases/2021/12/16/eu-to-improve-protection-of-workers-from-dangerous-chemical-substances/
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=CELEX:32022L0431&from=DE
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=CELEX:32022L0431&from=DE
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=CELEX:32022L0431&from=DE
https://www.hugo-sinzheimer-institut.de/fpdf/HBS-007889/p_hsi_report_3_2020.pdf
https://www.consilium.europa.eu/de/press/press-releases/2022/03/14/les-etats-membres-arretent-leur-position-sur-une-directive-europeenne-visant-a-renforcer-l-egalite-entre-les-femmes-et-les-hommes-dans-les-conseils-d-administration/
https://data.consilium.europa.eu/doc/document/ST-6468-2022-INIT/en/pdf
https://data.consilium.europa.eu/doc/document/ST-6468-2022-INIT/en/pdf
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von Frauen und Männern in Leitungsorganen von Unternehmen. Der entsprechende Richtli-

nienvorschlag war bereits 2012 von der Kommission angenommen und 2013 vom Parlament 

aufgegriffen worden, bevor er dann jedoch fast zehn Jahre lang keinen Fortschritt beim Rat 

erzielte. Bereits am 16.03.2022 griffen im Parlament der Ausschuss für die Rechte der 

Frauen und Gleichstellung der Geschlechter und der Rechtsausschuss die neue Entwicklung 

auf und begrüßten die allgemeine Ausrichtung des Rats, sodass im Folgenden die Verhand-

lungen über den Richtlinienentwurf fortgesetzt werden können (s. auch PM des Parlaments 

vom 16.03.2022).  

 

Angriffskrieg in der Ukraine (s. Informationsseite des Rats) 

Im Rahmen des Dreigliedrigen Sozialgipfels am 23.03.2022 erörterten die EU-Führungsspit-

zen und Sozialpartner, wie eine geschlossene Reaktion aller drei Seiten auf die sozialen und 

wirtschaftlichen Auswirkungen der militärischen Aggression Russlands gegen die Ukraine 

aussehen müsse (s. PM vom 23.03.2022). 

 

 

1.4 Gerichtsbarkeit der Europäischen Union 

Rechtsprechungsstatistik 2021 (s. PM vom 02.03.2022) 

Dem Gerichtshof ist es trotz der fortdauernden Covid-19-Pandemie gelungen, seine Tätigkeit 

im Jahr 2021 auf einem sehr hohen Niveau zu halten. In einem kurzen Bericht mit Statistiken 

fasst der Gerichtshof zusammen, wie sich dessen Tätigkeit in 2021 darstellte und welche 

Entwicklungen in den Zahlen der neu eingegangenen, der erledigten und der anhängigen 

Rechtssachen zu verzeichnen waren. 

 

 

1.5 Europäische Stiftung zur Verbesserung der Lebens- und Arbeitsbedingungen 

(EUROFOUND) 

Aktuelle Informationen zu Covid-19 

Die neuesten Informationen der Stiftung zu Covid-19 finden sich hier.  

 

Berichte zu zentralen Themen der Arbeitswelt 

In den vergangenen Monaten publizierte die Stiftung Berichte und Beiträge über  

• die sozioökonomischen Aspekte der nachhaltigen Entwicklung, 

• Covid-19 und ältere Menschen (Zusammenfassung), 

• Kollektive Arbeitskämpfe in der EU (Zusammenfassung), 

• Erholung und Resilienz in der EU, 

• die Regulierung und Praxis von Überstunden in Europa, 

• die Einbeziehung der Sozialpartner in die nationalen Wiederaufbau- und Resilienz-

pläne (Zusammenfassung), 

• und Menschen mit Behinderungen und die Covid-19-Pandemie. 

 

 

1.6 Europäische Arbeitsbehörde (ELA) 

Entsendung von Kraftfahrer*innen im Straßenverkehrssektor (s. PM vom 02.02.2022) 

Ab dem 02.02.2022 gelten die Regelungen der neuen Richtlinie (EU) 2020/1057 zur Entsen-

dung von Kraftfahrern im Straßenverkehrssektor (s. zuletzt HSI-Report 2/2020, S. 61). Nach 

den neuen Vorschriften sind die Mitgliedstaaten verpflichtet, transparente Informationen über 

die Vergütung entsandter Fahrer*innen bereitzustellen, wenn diese in ihrem Hoheitsgebiet 

tätig sind. Außerdem müssen die Betreiber*innen fortan das Entsendungserklärungsportal 

nutzen, um Entsendungserklärungen einzureichen. 

https://data.consilium.europa.eu/doc/document/ST-16433-2012-INIT/de/pdf
https://data.consilium.europa.eu/doc/document/ST-16433-2012-INIT/de/pdf
https://www.europarl.europa.eu/news/en/press-room/20131118IPR25532/40-of-seats-on-company-boards-for-women
https://www.europarl.europa.eu/news/de/press-room/20220314IPR25412/women-on-boards-committees-give-green-light-for-negotiations-with-member-states
https://www.europarl.europa.eu/news/de/press-room/20220314IPR25412/women-on-boards-committees-give-green-light-for-negotiations-with-member-states
https://www.consilium.europa.eu/de/policies/eu-response-ukraine-invasion/
https://www.consilium.europa.eu/de/press/press-releases/2022/03/23/main-messages-from-the-tripartite-social-summit-23-march-2022/
https://curia.europa.eu/jcms/upload/docs/application/pdf/2022-03/cp220040de.pdf
https://www.eurofound.europa.eu/de/topic/covid-19
https://www.eurofound.europa.eu/sites/default/files/ef_publication/field_ef_document/ef21086en.pdf
https://www.eurofound.europa.eu/sites/default/files/ef_publication/field_ef_document/ef21053en.pdf
https://www.eurofound.europa.eu/sites/default/files/ef21053de1.pdf
https://www.eurofound.europa.eu/sites/default/files/ef_publication/field_ef_document/ef21026en_0.pdf
https://www.eurofound.europa.eu/sites/default/files/ef21026de1.pdf
https://www.eurofound.europa.eu/sites/default/files/ef_publication/field_ef_document/ef22045en.pdf
https://www.eurofound.europa.eu/sites/default/files/ef_publication/field_ef_document/ef21025en.pdf
https://www.eurofound.europa.eu/sites/default/files/ef_publication/field_ef_document/ef21002en.pdf
https://www.eurofound.europa.eu/sites/default/files/ef_publication/field_ef_document/ef21002en.pdf
https://www.eurofound.europa.eu/sites/default/files/ef21002en1.pdf
https://www.eurofound.europa.eu/sites/default/files/ef_publication/field_ef_document/ef22019en.pdf
https://www.ela.europa.eu/en/news/new-rules-posting-drivers-applicable-today
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=CELEX:32020L1057&from=DE
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=CELEX:32020L1057&from=DE
https://www.hugo-sinzheimer-institut.de/fpdf/HBS-007824/p_hsi_report_2_2020.pdf
https://www.postingdeclaration.eu/landing
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Aktionsrahmen für den Straßenverkehr (s. PM vom 29.03.2022) 

Die ELA veröffentlichte im Februar 2022 ihren Aktionsrahmen für den Straßenverkehr, in 

welchem die Herausforderungen und geplanten Umsetzungsmaßnahmen der ELA im Rah-

men ihrer Aufgabe, eine faire und effektive Arbeitsmobilität in der EU zu gewährleisten, dar-

gelegt werden. 

 

 zurück zur Übersicht 

 

2. Europarat 

 

2.1 Europäischer Gerichtshof für Menschenrechte 

Ab dem 01.02.2022 gilt die verkürzte Rechtsmittelfrist von vier Monaten für Beschwerden 

gegen letztinstanzliche nationale Entscheidungen, die selbst nach dem 01.02.2022 ergangen 

sind (s. PM vom 01.02.2022). Diese Änderung ergibt sich aus dem am 01.08.2021 in Kraft 

getretenen Protokoll Nr. 15 zur Änderung der EMRK (auf Deutsch), welches verschiedene 

prozessuale Neuerungen zur Folge hat (s. zuletzt HSI-Report 2/2021, S. 62).  

 

 

2.2 Ministerkomitee 

Am 16.02.2022 nahm der Ministerrat in seiner 1425. Sitzung den Entwurf des intergouverne-

mentalen Ausschusses zu Künstlicher Intelligenz (CAHAI) für einen möglichen Rechts-

rahmen für die Entwicklung und Anwendung künstlicher Intelligenz (KI) zur Kenntnis (s. 

zuletzt HSI-Report 4/2021, S. 73) und forderte den CAHAI auf, bei der weiteren Ausführung 

seines Mandats auf diesem Entwurf aufzubauen. Zu den in der Strategie festgelegten Zielen 

gehört u.a. die Chancengleichheit und soziale Eingliederung für alle Kinder. 

 

Zudem verabschiedet der Ministerrat in seiner 1426. Sitzung seine neue Strategie zum 

Schutz der Rechte von Kindern, welche die Arbeit des Ministerrats von 2022-2027 leiten soll 

(s. PM vom 24.02.2022). 

 

Nachdem aufgrund des russischen Angriffskriegs auf die Ukraine am 25.02.2022 zunächst 

die Repräsentationsrechte der Russischen Föderation suspendiert worden waren und das 

Ausschlussverfahren nach Art. 8 der Satzung des Europarats eingeleitet worden war, ent-

schied der Ministerrat am 16.03.2022, dass nach 26 Jahren die Mitgliedschaft Russlands im 

Europarat endete (s. PM vom 16.03.2022). Infolgedessen ist die Russische Föderation ab 

16.09.2022 keine Vertragspartei der EMRK mehr; bis zu diesem Zeitpunkt wird sich der Ge-

richtshof weiterhin mit mutmaßlichen Verstößen gegen die Konvention durch Russland befas-

sen (s. auch PM vom 10.03.2022 sowie PM vom 23.03.2022). Hierzu verabschiedete auch der 

Gerichtshof am 22.03.2022 eine Resolution zu den rechtlichen Folgen der Beendigung der 

Mitgliedschaft Russlands. Zudem veröffentlichte der Gerichtshof eine Mitteilung zur vorüber-

gehenden Aussetzung aller gegen die Ukraine eingehenden Beschwerden. 

 

 

2.3 Parlamentarische Versammlung 

Am 14.03.2022 verabschiedete der Ausschuss für Gleichstellung und Nichtdiskriminierung der 

Parlamentarischen Versammlung einen Bericht zur Diskriminierung aufgrund der sozialen 

Herkunft. In ganz Europa haben die soziale Herkunft eines Menschen einen direkten Einfluss 

https://www.ela.europa.eu/en/news/ela-publishes-its-framework-action-road-transport
https://www.ela.europa.eu/sites/default/files/2022-03/ela-framework-action-road-transport-2022.pdf
https://www.echr.coe.int/Documents/Protocol_15_ENG.pdf
https://rm.coe.int/CoERMPublicCommonSearchServices/DisplayDCTMContent?documentId=09000016805a937d
https://www.coe.int/en/web/conventions/full-list/-/conventions/treaty/213?module=treaty-detail&treatynum=213
https://www.hugo-sinzheimer-institut.de/fpdf/HBS-008066/p_hsi_report_2_2021.pdf
https://search.coe.int/cm/pages/result_details.aspx?objectid=0900001680a56b25
https://search.coe.int/cm/Pages/result_details.aspx?ObjectID=0900001680a4e8a5
https://www.coe.int/en/web/artificial-intelligence/cahai
https://www.hugo-sinzheimer-institut.de/fpdf/HBS-008233/p_hsi_report_4_2021.pdf
https://www.coe.int/en/web/cm/news/-/asset_publisher/hwwluK1RCEJo/content/meetings-of-the-ministers-deputies-on-23-and-24-february-2022?inheritRedirect=false&redirect=https%3A%2F%2Fwww.coe.int%2Fen%2Fweb%2Fcm%2Fnews%3Fp_p_id%3D101_INSTANCE_hwwluK1RCEJo%26p_p_lifecycle%3D0%26p_p_state%3Dnormal%26p_p_mode%3Dview%26p_p_col_id%3Dcolumn-4%26p_p_col_pos%3D1%26p_p_col_count%3D2%26_101_INSTANCE_hwwluK1RCEJo_cur%3D2%26_101_INSTANCE_hwwluK1RCEJo_keywords%3D%26_101_INSTANCE_hwwluK1RCEJo_advancedSearch%3Dfalse%26_101_INSTANCE_hwwluK1RCEJo_delta%3D20%26p_r_p_564233524_resetCur%3Dfalse%26_101_INSTANCE_hwwluK1RCEJo_andOperator%3Dtrue
https://search.coe.int/cm/pages/result_details.aspx?objectid=0900001680a5a064
https://search.coe.int/cm/pages/result_details.aspx?objectid=0900001680a5a064
https://www.coe.int/en/web/cm/news/-/asset_publisher/hwwluK1RCEJo/content/the-new-strategy-for-the-rights-of-the-child-2022-2027-adopted-by-the-committee-of-ministers/16695?inheritRedirect=false&redirect=https%3A%2F%2Fwww.coe.int%2Fen%2Fweb%2Fcm%2Fnews%3Fp_p_id%3D101_INSTANCE_hwwluK1RCEJo%26p_p_lifecycle%3D0%26p_p_state%3Dnormal%26p_p_mode%3Dview%26p_p_col_id%3Dcolumn-4%26p_p_col_pos%3D1%26p_p_col_count%3D2%26_101_INSTANCE_hwwluK1RCEJo_cur%3D2%26_101_INSTANCE_hwwluK1RCEJo_keywords%3D%26_101_INSTANCE_hwwluK1RCEJo_advancedSearch%3Dfalse%26_101_INSTANCE_hwwluK1RCEJo_delta%3D20%26p_r_p_564233524_resetCur%3Dfalse%26_101_INSTANCE_hwwluK1RCEJo_andOperator%3Dtrue
https://www.coe.int/en/web/portal/war-in-ukraine
https://rm.coe.int/1680306052
https://www.coe.int/de/web/portal/-/the-russian-federation-is-excluded-from-the-council-of-europe
https://www.coe.int/de/web/portal/-/implementing-echr-judgments-latest-decisions-from-the-committee-of-ministe-3
https://www.coe.int/de/web/portal/-/russia-ceases-to-be-a-party-to-the-european-convention-of-human-rights-on-16-september-2022
https://echr.coe.int/Documents/Resolution_ECHR_cessation_membership_Russia_CoE_ENG.pdf
https://hudoc.echr.coe.int/eng-press?i=003-7274040-9908360
https://hudoc.echr.coe.int/eng-press?i=003-7274040-9908360
https://assembly.coe.int/LifeRay/EGA/Pdf/TextesProvisoires/2022/20220314-SocialOrigin-EN.pdf
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auf seine Zukunft, seinen Zugang zu Bildung und lebenslangem Lernen, seine Beschäfti-

gungsaussichten und seine Chancen auf soziale Mobilität. Um solche – zu oft ignorierte – 

Diskriminierungen wirksam zu bekämpfen, empfahl der Ausschuss den Mitgliedstaaten, sie in 

der Gesetzgebung eindeutig zu verbieten und den Opfern dieser Form der Diskriminierung 

individuelle Rechtsmittel zur Verfügung zu stellen (s. PM vom 15.03.2022).  

 

 

2.4 Europäische Sozialcharta (ESC) 

Am 02.02.2022 veranstaltete das Büro der Europäischen Sozialcharta in Zusammenarbeit 

mit dem Europäischen Netzwerk der Nationalen Menschenrechtsinstitutionen (ENNHRI) und 

dem Europäischen Netzwerk der Nationalen Gleichbehandlungsstellen (EQUINET) eine On-

line-Schulung zur Rolle der nationalen Menschenrechtsinstitutionen und der nationalen 

Gleichbehandlungsstellen im ESC-System (s. PM vom 02.02.2022). Diese Organisatio-

nen sind im Rahmen des Berichtsverfahrens berechtigt, Kommentare und zusätzliche Infor-

mationen zu den thematischen oder vereinfachten nationalen Berichten vorzulegen. Im Ja-

nuar 2022 erschien dazu die deutsche Version des Leitfadens von September 2021 (s. zu-

letzt HSI-Report 4/2021, S. 74). Zudem konnten die Menschenrechtsinstitutionen und Gleich-

behandlungsstellen bis zum 28.03.2022 Vorschläge zur Verbesserung ihrer Position einrei-

chen, welche nun vom Europarat ausgewertet werden (s. PM vom 15.02.2022).  

Schließlich sind alle berechtigten Organisationen dazu aufgefordert, bis zum 30.06.2022 ihre 

Kommentare zur Themengruppe 3 „Arbeitnehmerrechte“ unter Bezugnahme auf die ent-

sprechenden Staatenberichte und gezielte Fragen zu übermitteln (s. PM vom 10.03.2022).  

 

Am 23.03.2022 veröffentlichte der Ausschuss die Ergebnisse zu den Staatenberichten 

2021 (s. PM vom 23.03.2022 sowie die Zusammenfassung und ein Überblick). Darin wurden 

bei 33 Vertragsstaaten die Einhaltung der Artikel der Charta im Bereich „Gesundheit, soziale 

Sicherheit und sozialer Schutz“ überprüft. Der Ausschuss stellte in 165 Fällen die Unverein-

barkeit, in 110 Fällen die Vereinbarkeit mit der Charta fest; in 126 Fällen konnte der Aus-

schuss mangels erforderlicher Informationen keine Feststellungen treffen. Deutschland und 

Island hatten ihre Berichte zu spät eingereicht, weshalb der Ausschuss keine Schlussfolge-

rungen in Bezug auf diese beiden Länder angenommen hat (s. zuletzt HSI-Report 4/2021, 

S. 74). 

 

Angesichts des russischen Angriffskriegs auf die Ukraine und des anschließenden Aus-

schlusses der Russischen Föderation aus dem Europarat (s. oben) endet auch der Status 

Russlands als Vertragspartei der Revidierten Europäischen Sozialcharta (s. hier). Die im März 

2022 veröffentlichten Schlussfolgerungen des Ausschusses zu Russlands 10. Staatenbericht 

waren noch vor diesem Ausschluss verabschiedet worden. Der Ausschuss hatte am 

24.03.2022 anlässlich des Angriffskriegs eine Erklärung veröffentlicht, in welcher er den An-

griffskrieg scharf verurteilte und betonte, dass die Aggression und die daraus resultierende 

Krise nicht dazu führen dürfe, dass der Schutz der in der ESC anerkannten Rechte sowohl 

innerhalb der Ukraine als auch außerhalb ihrer Grenzen verringert werde. Die Vertragsstaaten 

seien daher dazu verpflichtet, alle erforderlichen Maßnahmen zu ergreifen, um sicherzustellen, 

dass die Rechte der Charta jederzeit wirksam garantiert werden, erforderlichenfalls auch durch 

internationale Unterstützung und Zusammenarbeit (s. auch PM vom 10.03.2022 zur Stellung-

nahme der Ausschussvorsitzenden). 

 

 

 

 

 

https://pace.coe.int/en/news/8637/discrimination-based-on-social-origin-a-reality-too-often-ignored
https://ennhri.org/
https://equineteurope.org/
https://www.coe.int/en/web/european-social-charter/-/how-can-national-human-rights-institutions-and-equality-bodies-engage-with-the-european-committee-of-social-rights-under-the-reporting-procedure-of-th
https://rm.coe.int/prems-003322-guide-nhris-nebs-engagement-ecsr-bat-de/1680a5557d
https://www.hugo-sinzheimer-institut.de/fpdf/HBS-008233/p_hsi_report_4_2021.pdf
https://www.coe.int/en/web/european-social-charter/-/the-european-social-charter-aims-to-support-national-human-rights-institutions-and-equality-bodies-in-the-field-of-social-and-economic-rights
https://www.coe.int/en/web/european-social-charter/country-profiles
https://www.coe.int/en/web/european-social-charter/-/civil-society-organisations-are-invited-to-submit-additional-information-to-the-ecsr-on-health-social-security-and-social-protection-by-30-june-20-1
https://www.coe.int/de/web/portal/-/european-committee-of-social-rights-conclusions-on-health-social-security-and-social-protection
https://rm.coe.int/conclusions-2021-press-briefing-final-en/1680a5eed6
https://rm.coe.int/conclusions-2021-highlights-en/1680a5eed4
https://www.coe.int/en/web/european-social-charter/germany
https://www.hugo-sinzheimer-institut.de/fpdf/HBS-008233/p_hsi_report_4_2021.pdf
https://www.coe.int/en/web/portal/war-in-ukraine
https://www.coe.int/en/web/european-social-charter/russian-federation
https://rm.coe.int/conclusions-2021-russian-federation-en/1680a5da0e
https://www.coe.int/en/web/european-social-charter/-/statement-by-the-european-committee-of-social-rights
https://www.coe.int/en/web/european-social-charter/-/statement-of-the-european-committee-of-social-rights-president-on-the-situation-in-ukraine
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Am 29.03.2022 fand bereits eine erste digitale Fortbildung für Nichtregierungsorganisati-

onen über die Kontrollverfahren der ESC und insbesondere über die Nutzung des kollektiven 

Beschwerdeverfahrens als Mittel zur Förderung der Umsetzung der sozioökonomischen 

Rechte auf nationaler Ebene statt (s. PM vom 29.03.2022). Die zweite Sitzung findet am 

14.06.2022, voraussichtlich in hybridem Format, statt. 

 

 zurück zur Übersicht 

 

3. Internationale Arbeitsorganisation (ILO) 

 

3.1 Allgemeines 

Aktuelle Informationen zu Covid-19: Die neuesten Nachrichten der ILO zu Covid-19 und 

der Arbeitswelt gibt es hier (sowie in Deutsch hier). Dort findet sich u.a. eine Übersicht zu 

den politischen Reaktionen der Mitgliedsstaaten nach Länderprofilen.  

 

Seit Januar 2021 existiert bereits ein neuer ILO-Podcast „The Future of Work“ mit mittler-

weile 17 Folgen, welcher sich in 1-2 Folgen pro Monat mit den Zukunftsperspektiven der Ar-

beitswelt beschäftigt. Zudem startete die ILO im Januar 2022 eine neue Video-Download-

Plattform, auf welcher eine große Auswahl an Videoinhalten zum Thema Arbeit zur Verfü-

gung gestellt wird (s. PM vom 25.01.2022). 

 

Darüber hinaus veröffentlichte die ILO verschiedene Berichte, Analysen und Handreichun-

gen zu den Themen: 

- Gesunde und sichere Telearbeit (Praxisanleitung), 

- Bericht: „World Employment and Social Outlook – Trends 2022“, 

- Pflege am Arbeitsplatz – Investitionen in Betreuungsurlaub und -dienstleistungen für 

eine gleichberechtigte Arbeitswelt. 

 

3.2 Internationale Arbeitskonferenz und Sachverständigenausschuss 

In Vorbereitung auf die im Mai-Juni 2022 stattfindende 110. Tagung der Internationalen Ar-

beitskonferenz hat der Sachverständigenausschuss für die Durchführung der Übereinkom-

men und Empfehlungen (Committee of Experts on the Application of Conventions and 

Recommendations (CEACR)) seinen Bericht (gekürzt auf Deutsch) sowie seinen General 

Survey zu den Arbeitsbedingungen von Pflegepersonal und Hausangestellte („Securing de-

cent work for nursing personnel and domestic workers, key actors in the care economy“) 

veröffentlicht. 

 

3.3 Verwaltungsrat 

Im März 2022 tagte der Verwaltungsrat auf seiner 344. Sitzung (s. auch Bericht vom 

30.03.2022). Er befasste sich u.a. mit dem Aktionsplan für Geschlechtergerechtigkeit 2022-

2025. Außerdem verabschiedete der Verwaltungsrat eine Resolution zur Aggression der 

Russischen Föderation gegen die Ukraine aus der Perspektive des ILO-Mandats, in welcher 

er u.a. die Unvereinbarkeit der russischen Aggression auch mit den Zielen und Werten der 

ILO hervorhob (s. auch das Abstimmungsverhalten sowie die PM vom 24.03.2022). 

 

 

https://www.coe.int/en/web/european-social-charter/-/advancing-the-implementation-of-socio-economic-rights-by-making-better-use-of-the-monitoring-procedures-of-the-european-social-charter
https://www.ilo.org/global/topics/coronavirus/lang--en/index.htm
https://www.ilo.org/global/topics/coronavirus/de/lang--en/index.htm
https://www.ilo.org/global/topics/coronavirus/regional-country/country-responses/lang--en/index.htm
https://voices.ilo.org/podcast
https://videodownload.ilo.org/d/XdHvfBVuMrHW
https://videodownload.ilo.org/d/XdHvfBVuMrHW
https://www.ilo.org/global/about-the-ilo/newsroom/news/WCMS_835473/lang--en/index.htm
https://www.ilo.org/wcmsp5/groups/public/---ed_dialogue/---lab_admin/documents/publication/wcms_836250.pdf
https://www.ilo.org/wcmsp5/groups/public/---dgreports/---dcomm/---publ/documents/publication/wcms_834081.pdf
https://www.ilo.org/wcmsp5/groups/public/---dgreports/---dcomm/documents/publication/wcms_838653.pdf
https://www.ilo.org/wcmsp5/groups/public/---dgreports/---dcomm/documents/publication/wcms_838653.pdf
https://www.ilo.org/ilc/ILCSessions/110/lang--en/index.htm
https://www.ilo.org/ilc/ILCSessions/110/lang--en/index.htm
https://www.ilo.org/wcmsp5/groups/public/---ed_norm/---relconf/documents/meetingdocument/wcms_836653.pdf
https://www.ilo.org/wcmsp5/groups/public/---ed_norm/---relconf/documents/meetingdocument/wcms_839366.pdf
https://www.ilo.org/wcmsp5/groups/public/---ed_norm/---relconf/documents/meetingdocument/wcms_839652.pdf
https://www.ilo.org/wcmsp5/groups/public/---ed_norm/---relconf/documents/meetingdocument/wcms_839652.pdf
https://www.ilo.org/gb/GBSessions/GB344/ins/lang--en/index.htm
https://www.ilo.org/global/about-the-ilo/newsroom/news/WCMS_840820/lang--en/index.htm
https://www.ilo.org/global/about-the-ilo/newsroom/news/WCMS_840820/lang--en/index.htm
https://www.ilo.org/wcmsp5/groups/public/---ed_norm/---relconf/documents/meetingdocument/wcms_836836.pdf
https://www.ilo.org/wcmsp5/groups/public/---ed_norm/---relconf/documents/meetingdocument/wcms_836836.pdf
https://www.ilo.org/wcmsp5/groups/public/---ed_norm/---relconf/documents/meetingdocument/wcms_839998.pdf
https://www.ilo.org/wcmsp5/groups/public/---ed_norm/---relconf/documents/meetingdocument/wcms_839998.pdf
https://www.ilo.org/wcmsp5/groups/public/@ed_norm/@relconf/documents/meetingdocument/wcms_840211.pdf
https://www.ilo.org/global/about-the-ilo/newsroom/news/WCMS_840263/lang--en/index.htm
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3.4 Ausschuss für Vereinigungsfreiheit 

Im Rahmen der 344. Sitzung des Verwaltungsrats wurden zudem der 397. Bericht und der 

398. Bericht des Ausschusses für Vereinigungsfreiheit sowie dessen Jahresbericht für das 

Jahr 2021 angenommen. Drei der im 397. Bericht behandelten Fälle betrafen Europa: ein 

Verfahren gegen Ungarn zur Nachverfolgung (Fall Nr. 3399, Rn. 20-25, Recht auf Kollektiv-

verhandlungen und Streikrecht), ein Verfahren gegen Griechenland (Fall Nr. 3387, 

Rn. 365-412, Vereinigungsfreiheit und Recht auf Kollektivverhandlungen) und ein Verfahren 

gegen die Niederlande (Fall Nr. 3398, Rn. 601-647, Recht auf Kollektivverhandlungen). 

 

 zurück zur Übersicht 

 

4. Vereinte Nationen 

 

Ausschuss für die Rechte von Menschen mit Behinderungen 

Der Ausschuss für die Rechte von Menschen mit Behinderungen veröffentlichte auf seiner 

26. Sitzung am 25.03.2022 seine abschließenden Bemerkungen zum 1. Staatenbericht der 

Schweiz (s. PM vom 16.03.2022). In Bezug auf Art. 27 UN-BRK (Arbeit und Beschäftigung) 

empfiehlt der Ausschuss der Schweiz u.a., einen Aktionsplan zu entwickeln, um den Übergang 

von Menschen mit Behinderungen vom „geschützten Arbeitsmarkt“ zum offenen Arbeitsmarkt 

zu ermöglichen, mit gleichem Lohn für gleichwertige Arbeit, in einem integrativen Arbeitsum-

feld und mit Möglichkeiten zur beruflichen Weiterentwicklung (Rn. 51-52). 

 

 zurück zur Übersicht 

 

 

 

Kontakt und Copyright  

Hugo Sinzheimer Institut für Arbeits- und Sozialrecht (HSI)  

der Hans-Böckler-Stiftung 

Wilhelm-Leuschner-Straße 79 

60329 Frankfurt am Main 

Telefon +49 69 6693-2953  

hsi@boeckler.de  

www.hugo-sinzheimer-institut.de 

Sie finden uns auch auf Twitter: twitter.com/ArbeitsrechtHSI 

 

Die Hans-Böckler-Stiftung ist eine Stiftung nach dem Privatrecht.  

Vertretungsberechtigte Person: Dr. Claudia Bogedan (Geschäftsführerin) 

Impressum 

 

Kontakt und Copyright  

Hugo Sinzheimer Institut für Arbeits- und Sozialrecht (HSI)  

der Hans-Böckler-Stiftung 

Wilhelm-Leuschner-Straße 79 

60329 Frankfurt am Main 

Telefon +49 69 6693-2953  

hsi@boeckler.de  

www.hugo-sinzheimer-institut.de 

Sie finden uns auch auf Twitter: twitter.com/ArbeitsrechtHSI 

 

Die Hans-Böckler-Stiftung ist eine Stiftung nach dem Privatrecht.  

Vertretungsberechtigte Person: Michael Guggemos (Geschäftsführer) 

https://www.ilo.org/wcmsp5/groups/public/---ed_norm/---relconf/documents/meetingdocument/wcms_839951.pdf
https://www.ilo.org/wcmsp5/groups/public/---ed_norm/---relconf/documents/meetingdocument/wcms_839948.pdf
https://www.ilo.org/wcmsp5/groups/public/---ed_norm/---relconf/documents/meetingdocument/wcms_839966.pdf
https://www.ilo.org/wcmsp5/groups/public/---ed_norm/---relconf/documents/meetingdocument/wcms_839966.pdf
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